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			Die Welt unter Quarantäne:

			Wie werden sich die Volkswirtschaften im Klammergriff von Covid-19 entwickeln?

			Covid-19 – eine neuartige, hochansteckende Lungenerkrankung – hat die Welt in einen Ausnahmezustand versetzt. In vielen Ländern steht das öffentliche Leben weitestgehend still. Auch in Deutschland haben Regierung und Unternehmen einschneidende Maßnahmen ergriffen, um die Ausbreitung der Pandemie einzudämmen: Reisebeschränkungen, ein Verbot von Veranstaltungen, die Schließung von Schulen und Univer­sitäten, Hotels, Gaststätten und die Stilllegung von Fabriken und Dienstleistungsbetrieben. 

			Die Nebenwirkungen dieser Maßnahmen treffen die deutsche Volkswirtschaft hart: Laut Szenarien des ifo Instituts werden die Produktionsausfälle Deutschlands Wirtschaft Hunderte von Milliarden Euro kosten, sie werden Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit in die Höhe treiben und den Staatshaushalt erheblich belasten. Und die Auswirkungen werden umso gravierender sein, je länger die jetzt beschlossenen Einschränkungen anhalten.  Als Überbrückungshilfe haben Bund und Länder zahlreiche Hilfsmaßnahmen für Unternehmen beschlossen, die unverschuldet in eine Notlage geraten sind, unter anderem Liquiditätshilfen, Steuererleichterungen und Ausweitung der Kurzarbeit. 

			Unsere Autoren stellen im aktuellen Schnelldienst Schätzungen vor, wie groß der volkswirtschaftliche Schaden der partiellen Stilllegung der Wirtschaft sein wird. Mit welchen Wachstums­einbußen ist zu rechnen? Welche Branchen sind besonders betroffen? Welche Auswirkungen hat die Corona-Pandemie auf die gesetzliche Rentenversicherung? Wie wirksam sind die wirtschaftspolitischen Maßnahmen?

			Auf unserer Website finden Sie weitere Berichte zur Coronakrise, unter anderem zu einer tragfähigen Strategie, wie der Shutdown schrittweise gelockert werden könnte: 

			https://www.ifo.de/themen/coronavirus.
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			Bilanz nach fünf Jahren: Was hat der gesetzliche Mindestlohn gebracht?
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			Bilanz nach fünf Jahren: Was hat der gesetzliche Mindestlohn gebracht?

			In Deutschland gilt seit dem 1. Januar 2015 ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn. Im Vorfeld seiner Einführung wurden die möglichen Auswirkungen äußerst kontrovers diskutiert. Nach fünf Jahren liegt eine Reihe von Studien vor, die die Wirkung der Mindestlohngesetzgebung evaluieren. Welche Beschäftigungseffekte lassen sich feststellen? Hat der Mindestlohn Arbeitsplätze gekostet, und wie viel Arbeitsvolumen ist durch den Mindestlohn verdrängt worden? In welchem Umfang wurde der Mindestlohn bisher umgesetzt? Welche Anpassungskanäle wurden von den Unternehmen genutzt, um Entlassungen zu vermeiden? Konnte die Zahl der Transferempfänger und das Armutsrisiko reduziert werden? Wird die Coronakrise zum Stresstest für den Mindestlohn? Unsere Autoren diskutieren über Antworten auf diese Fragen.

			Andreas Knabe, Ronnie Schöb und Marcel Thum

			Alles im grünen Bereich?*
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			»Selbst FDP-Anhänger wollen höheren Mindestlohn«, titelte Spiegel Online aufgrund einer Umfrage unter 5000 Bundesbürgern am 6. März 2020. Der Mindestlohn ist in Deutschland als arbeitsmarktpolitisches Instrument angekommen, nachdem er lange Zeit mit Argwohn betrachtet wurde. Er passe nicht zum deutschen Sozialsystem und gefährde Arbeitsplätze, so der früher vorherrschende Tenor. Dies hat sich in den letzten fünfJahren deutlich geändert. Selbst in wirtschaftsliberalen Medien hat sich das zuvor vor allem von politisch eher links stehenden Medien und Parteien vorgetragene Narrativ durchgesetzt, der Mindestlohn helfe Niedriglohnbeziehern und koste keine Arbeitsplätze. Inzwischen gibt es selbst in seriösen akademischen Publikationen Veröffentlichungen, die diesem Narrativ folgen (vgl. Bruttel, Baumann und Dütsch 2019).

			Wie erfolgreich ist der Mindestlohn wirklich? Widerlegt die »Erfolgsgeschichte« des Mindestlohns das angeblich »neoliberale« Denken der Mainstream-Ökonomen in Deutschland, oder zeigt sie nur einen geschickten Marketingfeldzug der Politik? Dieser Artikel geht in knapper Form diesen Fragen nach.

			In den Publikumsmedien wird seit Jahren immer wieder berichtet, der Mindestlohn habe entgegen vieler beängstigenden Prognosen keine Arbeitsplätze in Deutschland gekostet. Von der Politik hört man Ähn­liches. Und in der Tat ist die Zahl der Erwerbstätigen in den Jahren seit Einführung des Min­destlohns kräftig angestiegen, von 43,0 im Jahr 2015 auf 45,1Millionen im Jahr 2019. Angesichts dieser positiven Entwicklung scheinen die Prognosen, die einige Ökonomen, darunter wir, vor Einführung des Mindestlohns über die negativen Beschäftigungswirkungen abgegeben hatten, völlig verquer zu sein. In diesen Prognosen war von Beschäftigungsverlusten in der Größenordnung zwischen 400000 und über 900000 Jobs die Rede.

			Allerdings ist diese zeitliche Entwicklung der Beschäftigung nie das, was Ökonomen umtreibt, wenn sie versuchen, die möglichen Folgen des Mindestlohns abzuschätzen. Hier muss man methodisch ein wenig ausholen. Ökonomen interessieren sich für die Frage, ob bei unveränderten Wirtschaftsbedingungen, also bei Konstanz aller anderen Faktoren, die Beschäftigung nach der Einführung stärker oder weniger stark gestiegen wäre als ohne den Mindestlohn. Es geht also nicht um die Beschäftigungsentwicklung über die Zeit an sich, sondern um den isolierten, kausalen Effekt des Mindestlohns auf die Beschäftigung. Und diese Frage, ob der Mindestlohn für sich die Beschäftigung erhöht oder gesenkt hat, ist viel schwieriger zu beantworten.

			Die ökonomische Fachliteratur der letzten Jahre hat sich intensiv und auf akademisch hohem Niveau mit der Identifikation der kausalen Effekte des Mindestlohns auseinandergesetzt. Anhand der mittlerweile vorliegenden Evaluationsstudien lässt sich einigermaßen gut abschätzen, wie viel Arbeitsvolumen ursächlich durch den Mindestlohn verdrängt wurde. Dabei muss man zwei mögliche Verdrängungseffekte des Mindestlohns unterscheiden: Erstens, wie viele Arbeitsplätze hat der Mindestlohn gekostet? Zweitens, wie wurde die Arbeitszeit derjenigen, die weiterhin beschäftigt sind, angepasst? Bei der Bewertung des Ausmaßes dieser Verdrängungseffekte muss außerdem berücksichtigt werden, in welchem Umfang der Mindestlohn bisher nicht oder nur unzureichend umgesetzt wurde.

			Die Zahl der Arbeitsplätze

			Tabelle 1 fasst die zentralen Ergebnisse von zehn Studien zusammen, die den kausalen Effekt des Min­destlohns auf die Beschäftigung mittels Differenz-von-Differenzen-Ansätzen ermitteln. Als Vergleichsgruppe dienen dabei Personen, Betriebe oder Regionen, die vom Mindestlohn nicht betroffen waren. Viele Studien unterscheiden zwischen der Wirkung auf sozialver­sicherungspflichtige und geringfügige Beschäftigung. Bei der geringfügigen Beschäf­tigung (Spalte 3) zeigt sich bei fast allen Studien ein signifikanter negativer Effekt durch den Mindestlohn. Bei der sozialversi­cherungspflichtigen Beschäftigung ist das Bild weniger einheitlich; hier finden zwei Studien einen positiven Effekt, zwei Studien keinen und eine Studie einen negativen Effekt. Zwei weitere Studien finden differenzierte Effekte, z.B. kurzfristig einen positiven, mittelfristig aber keinen Effekt oder positive Effekte für Personen, die älter als 25 Jahre sind, aber negative für jüngere Beschäftigte. Wirtschaftspolitisch relevant ist der Effekt auf die Gesamtbeschäftigung (Spalte 4). Auch hier sind die Ergebnisse nicht eindeutig. Von den zehn Studien finden fünf negative, zwei positive und eine nach Altersgruppen gemischte Effekte. In den verbleibenden zwei Studien können keine signifikanten Effekte festgestellt werden. Wenn man die sechs Studien betrachtet, in denen die Beschäftigungswirkungen explizit in Stellen quantifiziert werden, dann reicht die Bandbreite von einem Zuwachs von 11000 bis zu einem Verlust von 260000Arbeitsplätzen.
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							Legende: 0 = nicht signifikant, + = signifikant positiv, – = signifikant negativ. a Ermittelt als Summe der absoluten Veränderung von sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung und geringfügiger Beschäftigung.

						
					

					
							
							Quelle: Zusammenstellung der Autoren.

						
					

				
			


			Die Anpassung der Arbeitszeit

			Schon vor Einführung des Mindestlohns war absehbar, dass Arbeitgeber die Anpassung an das neue regulatorische Umfeld nicht primär über Entlassungen vornehmen würden. Allenfalls war geplant, ausscheidende Mitarbeiter nicht mehr zu ersetzen. Sozial verträglicher und in vielen Fällen leichter durchzusetzen war eine Anpassung der Arbeitszeit. So zeigen Burauel etal. (2020a), dass infolge der Mindestlohneinführung die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit im ersten Jahr nach der Einführung bei sozialversicherungspflichtig Beschäftigten um 5% reduziert wurde. Bei geringfügig Beschäftigten war die Arbeitszeitreduktion mit 11% sogar noch stärker.1 Caliendo et al. (2017) errechnen einen Rückgang der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit im unteren Lohnquintil von 3,5%; die tatsächliche Arbeitszeit wurde in einer ähnlichen Größenordnung nach unten angepasst.

			Wenn die Firmen die Arbeitszeit ihrer Mitarbeiter reduzieren, sinkt das insgesamt geleistete Arbeits­volumen. Gesamtwirtschaftlich handelt es sich ebenfalls um einen Beschäftigungsabbau. Um die tat­sächlichen Beschäftigungseffekte des Mindestlohns zu ermitteln, muss die Reduktion des Arbeitsvolumens, die über Arbeitszeitanpassungen zustande gekommen ist, zu den Verlusten an Ar­beitsplätzen hinzugezählt werden. Hierfür muss man die Arbeitsstunden in entsprechende Stellenverluste umrechnen. Burauel et al. (2020a) nehmen eine solche Umrechnung vor und ermitteln einen Rückgang von 79000 Vollzeitäquivalenten bei den sozialver­sicherungspflichtig Beschäftigten. Wenn man die tatsächliche durchschnittliche Arbeitszeit zugrunde legt, entspricht das 92000 sozialversicherungspflichtigen Stellen. Wendet man die gleiche Methode auch bei den geringfügig Beschäftigten an, ist ein Rückgang im Umfang von 242000Stellen festzustellen. Verwendet man den niedrigeren Rückgang der Arbeitszeit, den Caliendo et al. (2017) im unteren Lohnbereich ermittelt haben, ergibt sich über sozialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigte hinweg ein Verlust von insgesamt 140000Stellenäquivalenten. 

			Für eine Gesamtschau müssen nun die Beschäftigungsverluste aus der verringerten Arbeitszeit zu den weggefallenen bzw. nicht geschaffenen Arbeitsplätzen hinzuaddiert werden. In der Summe erhält man Beschäftigungsverluste durch den Mindestlohn zwischen 129000 und 594000 Arbeitsplätzen. Diese Zahlen zeigen, dass die Einführung des Mindestlohns keineswegs ohne Folgen für die Beschäftigung in Deutschland geblieben ist, anders als es das populäre Narrativ in Politik und Medien nahelegt. 

			Die Evaluationsstudien zeigen auch, dass die Ex-ante-Studien gar nicht so weit von diesem expost ermittelten Beschäftigungseffekt entfernt liegen. Da die Ex-ante-Studien aus methodischen Gründen immer nur auf die Veränderung der nachgefragten Arbeitsmenge abstellen, ganz egal ob diese Veränderung über Arbeitsstunden oder Zahl der Beschäftigten erfolgt, muss man die Zahlen aus diesen Studien mit dem hier ermittelten Verlust an Stellenäquivalenten vergleichen. Wir hatten seinerzeit, je nach Arbeitsmarktmodell, Beschäftigungsverluste zwischen 426000 und 911000 Stellen vorhergesagt (vgl. Knabe etal. 2014). Damit liegen die Unter- und Obergrenze der ex post ermittelten Beschäftigungsverluste, die nur den relativ kurzen Zeitraum von ein bis zwei Jahren nach Einführung des Mindestlohns betrachten, jeweils bei etwa einem Drittel bzw. der Hälfte der von uns ex ante als langfristige Wirkung prognostizierten Spanne. 

			Die Umgehung des Mindestlohns

			Die Ex-ante-Studien sind von einem Mindestlohn ausgegangen, der unmittelbar die Löhne aller betroffenen Beschäftigten auf das Mindestlohnniveau anhebt. Auf dieser Annahme fußen die Ergebnisse. Tatsächlich ist die Umsetzung des Mindestlohns bislang alles andere als umfassend. Je mehr eine Firma den Mindestlohn umgehen kann, desto weniger steht sie unter Anpassungsdruck. Wenn der Mindestlohn daher erst nach und nach durchgesetzt wird, unterschätzen die bisher vorliegenden Ex-post-Studien die langfristigen Beschäftigungswirkungen des Mindestlohns, die die Ex-ante-Studien im Blick haben.

			Die Haushaltsbefragungen des SOEP zeigen, dass im Jahr 2016 rund 7% der erwerbstätigen Bevöl­kerung unter dem Mindestlohn bezahlt wurde. Legt man die tatsächliche Arbeitszeit zugrunde, liegt dieser Anteil sogar bei 10% (vgl. Burauel et al. 2020b). Die SOEPDaten legen nahe, dass 2016 nur 47% der Lohnerhöhung erfolgt ist, die man eigentlich aufgrund der Einführung des Mindestlohns hätte beobachten müssen (vgl. Mindestlohnkommission 2018, S.131). Die Umgehung des Mindestlohns führt dazu, dass die Arbeitskosten weniger stark steigen und damit auch die gemessenen Beschäftigungseffekte geringer ausfallen. Würde man in dem von uns verwendeten Ex-ante-Simulationsmodell berücksichtigen, dass der Mindestlohn nach seiner Einführung die Lücke zu den zuvor gezahlten Löhnen nur zu 47% schließt, dann hätte der vorhergesagte Beschäftigungsverlust im schlimmsten Fall bei 534000 Stellen gelegen. Der maximal prognostizierte Beschäftigungsverlust wäre damit sogar noch etwas geringer als die Obergrenze des Intervalls der ex post festgestellten Stellenverluste. 

			Die (Netto-)Einkommen der Niedriglohnbezieher

			Zum Narrativ des erfolgreichen Mindestlohns gehört auch, dass er den Geringverdienern zu deutlich höheren Einkommen verhilft. Das ist bislang nicht im erwarteten Umfang eingetreten. Im ersten Jahr der Einführung des Mindestlohns machte die Arbeits­zeitreduktion die Stundenlohnerhöhungen nahezu vollkommen wett (vgl. Burauel et al. 2020b). Aber auch diejenigen Mindestlohnempfänger, die im gleichen Umfang wie bisher arbeiten, haben nicht viel vom Mindestlohn. Das Narrativ vom Mindestlohn als großem Umverteiler übersieht, dass das deutsche Grundsicherungssystem schon einen Großteil der erhofften Umverteilung vorgenommen hat. Diese Umverteilung wird nun vom Mindestlohn übernommen, aber nicht ausgeweitet. 

			Ein Beispiel: Wer vor 2015 für 5 Euro in der Stunde arbeitete und 800 Euro im Monat verdiente, konnte 240 Euro seines Arbeitseinkommens zusätzlich zum Alg-II-Bezug behalten. Der Mindestlohn hat den Bruttolohn dieser Person bis 2020 auf knapp 1500Euro anwachsen lassen. Das reicht in den meisten Fällen nicht aus, um nach Abzug der Sozialversicherungsbeiträge, der Lohnsteuer und den 300 Euro, die man als Hinzuverdienst behalten darf, bereits aus dem ergänzenden Alg-II-Bezug zu fallen. Der Mindestlohnbezieher darf deshalb von seinem Bruttolohn nur den Hinzuverdienst von 300Euro behalten: Das sind 60Euro mehr als vor der Einführung des Mindestlohns.

			Fazit: Negative Beschäftigungseffekte

			Geradezu gebetsmühlenartig wird in der Öffentlichkeit das Narrativ wiederholt, die Einführung des deutschen Mindestlohns habe – anders als von vielen Ökonomen, darunter den Autoren dieses Artikels vorhergesagt – keinerlei negative Beschäftigungswirkungen gezeigt. Die bisher vorliegenden Evaluationsstudien unterstützen dieses Narrativ nicht. Ein großer Teil der Ex-post-Studien findet durchaus negative Beschäftigungswirkungen, wobei diese primär bei den geringfügig Beschäftigten auftreten. Fügt man diese Ergebnisse, die auf ein durch den Mindestlohn leicht gebremstes Jobwachstum hindeuten, mit den Erkenntnissen über die Reduzierungen der Arbeitsstunden zusammen und rechnet den Verlust an Arbeitsvolumen in Arbeitsplätze um, ergeben sich Beschäftigungsverluste im mittleren sechsstelligen Bereich. Dass diese kleiner ausfallen, als es von Ex-ante-Simulationen vor Einführung des Mindestlohns prognostiziert wurde, ist vor allem darauf zurückzuführen, dass der Mindestlohn immer noch in vielen Fällen unterlaufen wird.

			Das sind die Folgen des Mindestlohns in guten wirtschaftlichen Zeiten. Seine Bewährungsprobe steht uns jetzt erst bevor. Die bisherigen Ergebnisse geben dabei wenig Anlass zu Optimismus. 
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					1	Die für das zweite Jahr, also 2016, von Burauel et al. (2020a) ermittelten Arbeitszeiteffekte weisen für beide Gruppen keine statistische Signifikanz auf. Die Autoren führen das vor allem auf nicht ökonomische, technische Gründe, wie hohe Volatilität individueller Arbeitszeiten, geringere Fallzahlen und weitere statistische Probleme, zurück. 
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			Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns am 1. Januar 2015 liegt inzwischen mehr als fünf Jahre zurück. Eine Vielzahl an Studien hat seitdem die Auswirkungen dieser allgemeinen Lohnuntergrenze untersucht. Mit ihrem Zweiten Bericht hat die Mindestlohnkommission (2018) eine umfassende Bestandsaufnahme vorlegt, auf der dieser Beitrag – ergänzt um Ergebnisse einiger aktueller Forschungsarbeiten – basiert. Von der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns haben rund 4 Mio. Beschäftigte profitiert, die zuvor weniger als 8,50 Euro pro Stunde brutto verdient haben. Deren Stundenlöhne sind deutlich gestiegen. Gleichzeitig zeigten sich kaum negative Beschäftigungseffekte, was auch daran lag, dass Betriebe die gestiegenen Lohnkosten über andere Anpassungskanäle wie reduzierte Arbeitszeiten, Preis­erhöhungen oder einen Rückgang bei den Gewinnen kompensiert haben. Zudem fand die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in einem günstigen wirtschaftlichen Umfeld statt.

			Steigende Stundenlöhne1

			Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) zeigen, dass der durchschnittliche Stundenlohn des untersten Dezils, d.h. der untersten 10% der Stundenlohnverteilung, zwischen den Jahren 2014 und 2016 um insgesamt rund 15% gestiegen ist, während das entsprechende zweijährig gemessene Lohnwachstum im Zeitraum zwischen 1998 bis 2014 durchschnittlich bei lediglich 1% lag (vgl. Burauel et al. 2018). Von den Lohnzuwächsen haben vor allem die Beschäftigtengruppen profitiert, die vor Einführung des gesetzlichen Mindestlohns anteilig überdurchschnittlich häufig unter 8,50 Euro brutto je Stunde verdienten. Dazu zählen insbesondere Frauen, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Ostdeutschland, geringfügig Beschäftigte (sogenannten »Minijobber«), Personen ohne Berufsausbildung sowie Beschäftigte in kleineren Unternehmen. Damit verbunden war in solchen Branchen ein überdurchschnittlicher Stundenlohnanstieg zu verzeichnen, in denen vor Einführung des gesetzlichen Mindestlohns ein besonders hoher Anteil von Beschäftigten unterhalb von 8,50Euro je Stunde verdiente. Inwiefern sich diese Stundenlohnsteigerungen auch in höheren Monatslöhnen niederschlagen, ist unklar. Während beispielsweise Bossler und Schank (2020) signifikante Anstiege der Monatslöhne im unteren Lohnsegment messen, finden Burauel etal.(2018) keinen Anstieg der Monatslöhne und erklären dies mit einem gleichzeitigen Rückgang der Arbeitszeit bei Beschäftigten. Nach Einführung des Mindestlohns hat sich eine stark besetzte Lohnklasse am bzw. knapp oberhalb des Mindestlohns gebildet. Die Verdiensterhebungen des Statistischen Bundesamtes weisen für 2015 und 2016 einen Kreis von rund 2,5 Mio. Beschäftigten mit Stundenlöhnen um 8,50Euro – definiert als Lohnklasse zwischen 8,25 und 8,74 Euro proStunde – aus. Nach der ersten Anpassung des Mindestlohns auf 8,84 Euro zum 1. Januar 2017 sieht man eine ähnliche Ballung um diesen neuen Referenzwert. Infolge der Ballung der Stundenlöhne um den Mindestlohn ist auch die Lohndifferenzierung am unteren Ende der Lohnverteilung gesunken. 

			Die Schätzung zur Zahl der Personen bzw. Beschäftigungsverhältnisse, die weniger als den gesetzlichen Mindestlohn verdienen, variiert je nach Datenquelle. Die im Zweiten Bericht der Mindestlohnkommission (2018) genannten Zahlen der Verdiensterhebung (VE) des Statistischen Bundesamts, die auf erhobenen Angaben von Betrieben basiert, wiesen für 2016 rund 750000 Beschäftigungsverhältnisse unterhalb der Mindestlohngrenze aus. Die dort ebenfalls genannten Zahlen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) auf Basis des Soziooekonomischen Panels (SOEP), das sich auf Angaben von Beschäftigten stützt, wiesen bei Zugrundelegung der vertraglichen Arbeitszeit rund 1,8 Mio. Beschäftigte, die im Jahr 2016 unter 8,50 Euro je Stunde verdienten, aus.

			Kaum negative Beschäftigungseffekte2

			Mit der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns waren anders als teilweise prognostiziert kaum negative Beschäftigungseffekte verbunden (vgl. ausführlich Bruttel et al. 2019). Dabei ist zwischen zwei Beschäftigungsformen zu unterscheiden: der geringfügigen Beschäftigung in Form von sogenannten »Minijobs« und der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung als Vollzeit- oder Teilzeitstellen. Mehr als die Hälfte der Beschäftigungsverhältnisse, die vor Einführung des gesetzlichen Mindestlohns Bruttostundenlöhne von weniger als 8,50 Euro aufwiesen, waren geringfügige Beschäftigungsverhältnisse. Die vorliegenden Studien kommen einheitlich zum Ergebnis, dass es – im Vergleich zu einer Situation ohne Einführung des Mindestlohns – zu einem Rückgang der ausschließlich geringfügigen Beschäftigung gekommen ist. Darunter sind geringfügig Beschäftigte zu verstehen, die neben ihrem Minijob kein weiteres, in der Regel sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis ausüben. Hinsichtlich der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung weisen die Studien uneinheitliche Ergebnisse mit sowohl negativen als auch positiven Effekten aus, die gemessen an der Gesamtzahl sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse jedoch gering sind. Für die Gesamtbeschäftigung weist die Mehrzahl der Studien in Summe auf einen leicht negativen Effekt aufgrund der Einführung des Mindestlohns hin, der sich vor allem aus der verringerten Anzahl geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse speist. 

			Betriebliche Anpassungsmaßnahmen3

			Dass die Beschäftigungseffekte derart moderat ausgefallen sind, ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass die Betriebe eine Reihe von Anpassungskanäle jenseits des Beschäftigungsniveaus genutzt haben. Dazu zählt beispielsweise die Reduzierung der Arbeitszeit oder die Erhöhung von Preisen, aber auch ein Gewinnrückgang bei den betroffenen Betrieben. So ist es den Betrieben offensichtlich gelungen, ohne Einschnitte beim Beschäftigungsniveau die gestiegenen Arbeitskosten zu kompensieren. Ähnliche Muster sind für den Mindestlohn in den USA und Großbritannien zu beobachten (vgl. Schmitt 2015; Metcalf 2008).

			Als häufigste Anpassungsmaßnahmen werden dabei in Unternehmensbefragungen sowie in qualitativen Studien die Anpassung der Arbeitszeit bzw. die Arbeitsverdichtung sowie Preiserhöhungen genannt. Im IAB-Betriebspanel 2015 gaben 18% der betroffenen Betriebe zu Protokoll, dass sie im Zuge der Mindestlohneinführung die Arbeitszeiten verkürzt bzw. die Arbeit verdichtet hätten. Bei der Abfrage, die das Statistische Bundesamt im Rahmen der Verdiensterhebung 2015 durchgeführt hat, gaben 37% der betroffenen Betriebe an, Arbeitszeitverkürzungen als Anpassungsmaßnahme im Zuge der Mindestlohneinführung ergriffen zu haben. Bei der Arbeitszeit ist vor allem im Jahr der Mindestlohneinführung ein deutlicher Rückgang der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zu beobachten, während die Ergebnisse hinsichtlich der tatsächlichen Arbeitszeit uneinheitlich sind. 

			Als zweithäufigste Maßnahme wurde in den genannten Erhebungen von den Betrieben Preiserhöhungen genannt. In der Tat sind in einigen Branchen, die vom gesetzlichen Mindestlohn besonders betroffen sind, überdurchschnittlich starke Preisanstiege im Jahr der Mindestlohneinführung zu beobachten, ohne dass dies einen spürbaren Effekt auf den Gesamtpreis­index gehabt hätte. So ist der Gesamtpreisindex zwischen den Jahren 2014 und 2016 um insgesamt 0,8% gestiegen. Im gleichen Zeitraum lag der Preisanstieg für Taxifahrten bei bundesdurchschnittlich 15,2%, für Zeitungen und Zeitschriften bei 10,1%, für Post- und Kurierdienstleistungen bei 7,0% und für Dienstleistungen in Restaurants, Cafés usw. bei 5,0%. 

			Zudem hatten die betroffenen Betriebe einen Rückgang ihrer Gewinne zu verkraften. Allerdings waren kurzfristig sowohl gesamtwirtschaftlich als auch in den vom gesetzlichen Mindestlohn hoch betroffenen Branchen keine nennenswert veränderte Unternehmensdynamik zu verzeichnen. Es war weder ein Anstieg von Marktaustritten in Form von Gewerbeabmeldungen oder Insolvenzen noch eine Zunahme an Gewerbeanmeldungen erkennbar. Eine aktuelle Studie von Dustmann et al. (2020) zeigt hingegen mindestlohnbedingte Schließungen von Kleinstbetrieben mit bis zu zwei abhängig Beschäftigten, wobei die Beschäftigten in größere Betriebe mit höherer Entlohnung gewechselt seien.

			In der Literatur wird auch eine erhöhte Arbeitsproduktivität der betroffenen Beschäftigten als mögliche Reaktion auf die Einführung eines Mindestlohns diskutiert. Dies zeigt sich in den Daten für Deutschland bislang allerdings nicht. So ist laut Analysen auf Basis des IAB-Betriebspanels der Umsatz pro Beschäftigtem nicht gestiegen. Auch lässt sich kurzfristig keine Verstärkung bei der betrieblichen Weiterbildung oder bei Sachkapitalinvestitionen beobachten. Soweit Studien, die auf der Befragung von Beschäftigten basieren, eine leichte Zunahme der subjektiv empfundenen Arbeitszufriedenheit von Beschäftigten, die vom Mindestlohn profitiert haben, messen, geht dies häufig mit gestiegenen Anforderungen an diese Personengruppe sowie auch deren Arbeitsbelastung einher. Die IAB-Stellenerhebung lässt zudem vermuten, dass sich die Anforderungen der Arbeitgeber an die Qualifikation und Kenntnisse der Bewerberinnen und Bewerber bei Neueinstellungen im Mindestlohnbereich erhöht hätten.

			Mindestlohn und Armutsgefährdung4

			Kaum Veränderungen hat der gesetzliche Mindestlohn bei der Zahl der rund 1,2 Mio. Beschäftigten, die trotz Erwerbstätigkeit Arbeitslosengeld II erhalten (sogenannte »Aufstockerinnen und Aufstocker«) mit sich gebracht. Deren Zahl ist mit Einführung des gesetzlichen Mindestlohns nur geringfügig mehr als im Durchschnitt der Vorjahre zurückgegangen. Dass es zu keiner deutlicheren Reduzierung dieser Personengruppe kam, ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass der ergänzende Arbeitslosengeld-II-Bezug vor allem aus der häufig relativ geringen Wochenarbeitszeit sowie der Zahl nicht erwerbstätiger Haushaltsmitglieder, zumeist Kinder, resultiert. Zudem können hohe Wohnkosten insbesondere in Ballungsgebieten trotz Mindestlohns zu einer Bedürftigkeit führen. Nur rund 3% aller erwerbstätigen Arbeitslosengeld-II-Bezieherinnen und -Bezieher sind alleinstehende Vollzeitbeschäftigte, für die der Mindestlohn seiner Bemessung nach dazu geeignet ist, nicht mehr auf das Arbeitslosengeld II angewiesen zu sein. 

			Im Hinblick auf die Armutsgefährdung zeigt sich ein ähnliches Muster. Auch hier ist der Mindestlohn nur begrenzt geeignet, die Armutsrisiken zu reduzieren. Auch die internationale Forschung zeichnet hinsichtlich der Reduzierung der Armutsgefährdung durch die Einführung oder Anhebung von Mindestlöhnen ein eher skeptisches Bild. Dies ist auf drei Gründe zurückzuführen. Erstens sind besonders armutsgefährdete Personengruppen häufig nicht erwerbstätig und können somit nicht vom Mindestlohn profitieren. Von den Personen aus armutsgefährdeten Haushalten sind rund 69% im erwerbsfähigen Alter und 23% erwerbstätig. Zweitens lebt nur ein Teil der Mindestlohnbezieherinnen und -bezieher in armutsgefährdeten Haushalten. Von den Beschäftigten, die vor Einführung des Mindestlohns unter 8,50 Euro pro Stunde verdienten, lebten rund 27% in armutsgefährdeten Haushalten. Drittens resultiert eine Armutsgefährdung von Erwerbstätigen häufig nicht aus einem geringen Stundenverdienst, sondern aus einer geringen Wochenarbeitszeit. Der Mindestlohn scheint insgesamt ein wenig zielgenaues Instrument zur Reduzierung von Sozialleistungsbezug und Armutsgefährdung zu sein (vgl. Bruckmeier und Bruttel 2020).

			Fazit: Großes Spektrum an Anpassungskanälen

			Im Vorfeld der Mindestlohneinführung wurde die akademische Diskussion teilweise sehr verengt auf die möglichen negativen Beschäftigungseffekte geführt. Dabei ist die Beschäftigung nur ein Anpassungskanal, mit dem die Betriebe auf die gestiegenen Stundenlohnkosten reagieren können. Vielmehr gibt es eine, in der internationalen Mindestlohnforschung auch zunehmend thematisierte große Bandbreite nicht direkt beschäftigungsbezogener Anpassungskanäle, wie z.B. Arbeitszeit, Preise oder Produktivität, mit der Betriebe gestiegene Lohnkosten ausgleichen können. Dieses Spektrum an möglichen Anpassungsreaktionen hat auch die Mindestlohnkommission in ihren beiden bisherigen Berichten adressiert. Dabei wird deutlich, dass sich die Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns vor allem auf die Zeit unmittelbar nach dessen Einführung konzentriert haben. Die erste Erhöhung hatte, soweit hierzu bereits Daten vorliegen, hingegen kaum zusätzliche Effekte. 
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			Vor seiner Einführung im Januar 2015 war die wissenschaftliche Diskussion von recht unterschiedlichen Erwartungen bezüglich der Effekte des gesetzlichen Mindestlohns auf den deutschen Arbeitsmarkt geprägt. Während optimistische Szenarien mit vernachlässigbaren negativen Externalitäten rechneten, kamen andere Studien zu dem Ergebnis, dass die Einführung des Midestlohns mit enormen negativen Auswirkun­gen auf die Beschäftigung einhergehen würde. Während die Wirkungsanalysen im Vorfeld der Implementierung des Mindestlohns nur unter relativ starken Annahmen, etwa bezüglich der Wettbewerbssituation oder der Arbeitsnachfrage- und Arbeitsangebotselastizitäten möglich waren, können ex post Analysen auf Basis von Befragungen oder administrativ erhobenen Daten nun empirische Erkenntnisse über die tatsächlichen Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland liefern. 

			Fünf Jahre nach seiner Einführung sind zum jetzigen Zeitpunkt bereits eine Vielzahl an empirischen Ex-post-Evaluationen erschienen, von denen sich der Großteil auf die Analyse von Lohn- und Beschäftigungseffekten des Mindestlohns fokussiert. Es zeigen sich erhöhte Lohneffekte betroffener Beschäftigter am unteren Teil der Lohnverteilung, Minijobs wurden teilweise in sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse umgewandelt, und insgesamt zeigen sich nur sehr geringe negative Beschäftigungs­effekte durch die neue Lohnuntergrenze. Der deutsche Mindestlohn kann also – zumindest in seiner jetzigen Gestalt und unter den beobachteten Rahmenbedingungen der letzten Jahre – als eine Erfolgsgeschichte bezeichnet werden. 

			Betroffene erhalten höhere Löhne 

			Erstmals in der deutschen Geschichte wurde mit Beginn des Jahres 2015 eine flächendeckend geltende Lohnuntergrenze für alle abhängig beschäftigten Arbeitnehmer eingeführt. Die Höhe wurde zunächst auf 8,50 Euro je geleistete Arbeitsstunde festgelegt, wobei nur wenige Ausnahmen vorgesehen wurden. Eine temporäre Übergangsfrist bis zum Jahr 2017 galt etwa für Branchen, in denen bereits ein branchenspezifischer Mindestlohn festgelegt war.1 Einige wenige Beschäftigungsgruppen sind vom Mindestlohn dauerhaft ausgenommen, um ihnen den Zugang zum Arbeitsmarkt nicht zu erschweren. Dies gilt für Pflicht- und Kurzzeitpraktikanten, Auszubildende, Langzeitarbeitslose in den ersten sechs Monaten einer Wiederbeschäftigung und Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbildung. 

			Ohne diese ausgenommenen Personengruppen betraf die Mindestlohneinführung mit rund 4 Mio. Jobs rund 11% der Beschäftigungsverhältnisse in Deutschland (vgl. Destatis 2016). Angesichts der relativ hohen Zahl an direkt betroffenen Beschäftigten kann die Einführung des Mindestlohns wohl als bedeutendste arbeitsmarktpolitische Maßnahme in Deutschland seit den Hartz-Reformen bezeichnet werden. 

			Aus Sicht der betroffenen Arbeitnehmer profitieren sie nur dann vom Mindestlohn, wenn dieser sich auch in einer tatsächlichen Erhöhung ihrer Stunden­löhne niederschlägt oder sie zumindest vor realen Lohnsenkungen bewahrt und sie nicht ihre Beschäftigung mindestlohnbedingt verlieren. Gleichzeitig ist aber auch nur dann mit beschäftigungsrelevanten Anpassungsreaktionen der Arbeitgeber zu rechnen, wenn eine Lohnerhöhung steigende Lohnkosten impliziert (vgl. Bossler et al. 2020). 

			Der Lohneffekt des Mindestlohns wurde in mehreren empirischen Studien untersucht, die die Wirksamkeit in Bezug auf Lohnerhöhungen weitgehend bestä­tigen. In regionalen Analysen administrativer Lohndaten des IAB auf Basis des Differenz-in-Differenzen-Ansatz zeigen Ahlfeld et al. (2018) und Dustmann et al. (2020) eine mindestlohnbedingte Steigerung der Stundenlöhne am unteren Rand der Lohnverteilung. Es zeigt sich jedoch auch eine Erhöhung des Monatslohns betroffener Beschäftigter (vgl. Bossler und Schank 2020). Der Anstieg im Stundenlohn wurde also nicht durch eine Verringerung der bezahlten Arbeitsstunden kompensiert. Gleichzeitig zeigen Bossler und Gerner (2019) im Vergleich von betroffenen und nicht betroffenen Betrieben einen Anstieg der betriebsdurchschnittlichen Bruttomonatslöhne um etwa 4 bis 6% in Betrieben mit Mindestlohnbeschäftigten, was einen signifikanten Personalkostenanstieg in den betroffenen Betrieben impliziert. 

			Als Ziel eines Mindestlohns wird unter anderem häufig die Bekämpfung von Lohnungleichheit genannt. In der Analyse von Bossler und Schank (2020) wird diese Dimension untersucht, indem unterschiedlich stark vom Mindestlohn betroffene Regionen in einem Differenz-in-Differenzen-Ansatz verglichen werden. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass der Mindestlohn in signifikantem Ausmaß zur Verringerung der Ungleichheit, gemessen durch die Varianz der logarithmierten Monatslöhne, in den letzten Jahren beigetragen hat (vgl. Abb. 1). Es zeigt sich, dass die Varianz auch ohne Mindestlohneinführung seit 2011 rückläufig ist. Mit der Mindestlohneinführung hat sich dieser Effekt jedoch noch verstärkt. Vertiefende Analysen zeigen, dass der Effekt nicht dadurch kompensiert wird, dass die profitierenden Personen geringere Sozialleistungsansprüche erwerben, und der Effekt kann auch nicht dadurch erklärt werden, dass es zu starken Beschäftigungsdynamiken entlang der Lohnverteilung kam. 
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			Betroffene werden nicht in Arbeitslosigkeit gedrängt 

			Ohne Zweifel können die beobachteten Lohnsteigerungen nur dann als sozialpolitisch positiv bewertet werden, wenn nicht ein Großteil der vom Mindestlohn betroffenen Arbeitnehmer ihre Arbeitsstelle verliert. Ob und in welcher Intensität es durch den Mindestlohn zu einer Beschäftigungsreduktion kommt, hängt dabei von mehreren Faktoren ab. Hier ist unter anderem der Wettbewerbsdruck und damit verbunden die Größe des möglichen Spielraums für Lohnerhöhungen aus Sicht des Arbeitgebers zu nennen. Geht man von einem neoklassischen Wettbewerbsmarkt aus, so führt ein wirksamer Mindestlohn unweigerlich zu Beschäftigungsverlusten, da hier Löhne nicht über das wettbewerbliche Niveau erhöht werden können, ohne dass es zu Verlusten in den betroffenen Betrieben kommt. Falls der Arbeitsmarkt jedoch durch Monopsonmacht der Arbeitgeber geprägt ist, sind Lohnerhöhungen in gewissem Ausmaß möglich, indem ein Teil des Unternehmensgewinns auf die Arbeitnehmer umverteilt wird. Die erwartete Wirkung des Mindestlohns im Vorfeld der Einführung hing also entscheidend von den jeweils zugrunde liegenden Modellannahmen bezüglich des Arbeitsmarktes ab, wodurch sich auch die recht kontroversen Projek­tionen in der relevanten Literatur erklären lassen (vgl. Knabe, Schöb und Thum 2014). 

			Nach nunmehr fünfjährigem Bestehen des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland zeigt der Großteil der empirischen Studien, die zumeist den Differenz-in-Differenzen-Ansatz verwenden, um kausale Effekte des Mindestlohns zu isolieren, einen relativ geringen negativen Beschäftigungseffekt. Die hier diskutierten Studien wfallende Jobs beziffern lässt. Weitere Analysen von Bossler und Gerner (2019) bestätigen diesen Befund und zeigen zudem, dass der negative Beschäftigungseffekt vor allem durch Zurückhaltung bei Einstellungen und weniger durch tatsächliche Entlassungen getrieben ist und nur auf Betriebe in Ostdeutschland, die sich einem hohen Wettbewerbsdruck ausgesetzt fühlen, zurückzuführen ist. Zu einem ähnlichen, hochgerechneten negativen Beschäftigungs­effekt von ca. 52000 Jobs für Ostdeutschland kommt Friedrich (2020), der stärker betroffene mit weniger stark vom Mindestlohn betroffenen Berufen vergleicht. Die Ergebnisse belegen also empirisch, dass Mindestlohneffekte entscheidend von den jeweils vorherrschenden Marktbedingungen abhängen. Damit ist es auch möglich, dass Beschäftigungseffekte in einer Krise stärker ausfallen können, wenn eine Vielzahl von Betrieben bereits aus anderen Gründen in ihrer Existenz bedroht ist. 
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			Die Ergebnisse weiterer Studien (vorwiegend) auf der Regionalebene weisen leicht unterschiedliche Effektgrößen aus, was auch auf die teilweise stark unterschiedliche Definition von Mindestlohnbetroffenheit zurückzuführen ist. Ahlfeld et al. (2018), Garloff (2019) oder Dustmann et al. (2020) kommen beispielsweise auf einen Beschäftigungseffekt von quasi null, Caliendo et al. (2018) berechnen eine um etwa 2,5% geringere Beschäftigung aufgrund der Mindestlohneinführung, was in etwa einem Verlust von 140000 Arbeitsstellen entspricht. Weitere Studien unterscheiden zwischen sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung und Minijobs, was ein detaillierteres Bild über die Beschäftigungswirkung des Mindestlohns erlaubt. Bonin et al. (2020) und Schmitz (2019) zeigen, dass sich der negative Beschäftigungseffekt von hochgerechnet etwa 77000 bzw. 200000 Jobs hauptsächlich auf den Bereich der geringfügigen Beschäftigung konzentriert und die Zahl an sozialversicherungspflichtigen Arbeitsstellen – wenn überhaupt – nur in recht geringem Ausmaß vom Mindestlohn verringert wurde. Die Verringerung geringfügiger Beschäftigung kann politisch wünschenswert sein, weil Minijobs den betroffenen Personen in Bezug auf Einkommen und soziale Absicherung langfristig keine ausreichende Perspektive bieten. Andererseits kann ein niedrigbezahlter Job im geringfügigen Bereich die individuellen Chancen erhöhen, zu einem späteren Zeitpunkt in ein reguläres Arbeitsverhältnis wechseln zu können und ist der Arbeitslosigkeit als Alternative vorzuziehen ist (vgl. Mosthaf et al. 2014). 

			Neben Anpassungen bei der Beschäftigtenanzahl haben die Arbeitgeber jedoch auch die Möglichkeit einer Reduktion des Arbeitsvolumens über eine Stundenreduktion oder über eine Verringerung der Einstellungen. Diese beiden Anpassungsdimensionen sind insbesondere dann attraktiv, wenn die Entlassungskosten hoch sind. Kommt es zu einer Verringerung der monatlichen Arbeitsstunden, überträgt sich der erhöhte Stundenlohnanstieg nicht auf den Monatslohn der Beschäftigten. Die Betroffenen profitieren dann jedoch auch dadurch, dass sie ihr Einkommen – verglichen mit der Situation ohne Mindestlohn – in kürzerer Arbeitszeit generieren können. 

			Der Mindestlohn als soziales Sicherungssystem? 

			Ein gängiges politisches Argument für ein hohes Mindestlohnniveau ist auch die Bekämpfung von Armut sowohl im Erwerbsleben als auch im späteren Ruhestand. Demnach sollte der Mindestlohn ein Arbeitseinkommen sichern, das oberhalb der Armutsgefährdungsgrenze liegt und gleichzeitig eine ausreichende Höhe von Altersvorsorgebeiträgen ermöglicht, um eine Altersrente jenseits der Armutsgrenze zu erreichen. 

			In verschiedenen Untersuchungen zeigt sich jedoch eine eher geringe Rolle des Mindestlohns bei der Verringerung des Armutsrisikos betroffener Personen. Beispielsweise finden Becker und Bruckmeier (2018) in ihren Analysen mit dem Panel Arbeitsmarkt- und Soziale Sicherung (PASS) einen Rückgang der Armutsgefährdungsquote aller Erwerbstätigen seit dem Jahr 2012, können aber keinen signifikanten zusätzlichen Einfluss des Mindestlohns nachweisen. Backhaus und Müller (2019) beobachten in den Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) ebenso wenig einen Rückgang der Armutsgefährdung im Zuge der Mindestlohneinführung. Es zeigt sich vielmehr, dass auch ein höherer Mindestlohn in Höhe von 12Euro das Armutsrisiko nicht merklich reduzieren würde, weil sich die Mindestlohnbeschäftigten nicht nur auf die armen Haushalte konzentrieren. Dieses Er­gebnis bestätigt sich auch in Bezug auf die Anzahl an Aufstockern, also diejenigen Personen, die Sozialleistungen erhalten, um das Grundsicherungsniveau zu erreichen, die sich durch den Mindestlohn nicht in relevantem Maß verringert zu haben scheint (vgl. Schmitz 2019; Becker und Bruckmeier2018). 

			Unabhängig von den oben beschriebenen Effekten stellt sich die Frage, ob ein Mindestlohn überhaupt als politisches Instrument zur Armutsbekämpfung in einer Gesellschaft eingesetzt werden sollte und inwiefern er dazu geeignet ist. Die Gefahr von Armut betrifft nicht nur Erwerbstätige, sondern insbesondere auch nicht erwerbstätige bzw. nicht erwerbsfähige Personen und Haushalte. So zeigen etwa Auswertungen des PASS, dass nur ca. 71% der armutsgefährdeten Personen in erwerbsfähigem Alter waren und nur 23% einer abhängigen Beschäftigung nachgingen (vgl. vom Berge et al. 2020). 

			Somit kann auch ein hoher Mindestlohn die Armut für einen Großteil der Gefährdeten nicht verringern. Erschwerend kommt hinzu, dass bei einer starken Mindestlohnerhöhung stärkere negative Beschäftigungseffekte eintreten können, so dass der Mindestlohn eine größere Anzahl an Personen aus dem Arbeitsmarkt drängt und ihnen damit erschwert, überhaupt Arbeitseinkommen zu generieren. Auch wenn sich bei der gegenwärtigen Mindestlohnhöhe nur geringe negative Beschäftigungseffekte zeigen, ist offensichtlich, dass dieser nicht beliebig erhöht werden kann ohne Auswirkungen auf die Beschäftigung hervorzurufen. Für den häufig geforderten Wert von 12 Euro zeigten sich in einer Befragung aus dem Jahr 2017 zum Beispiel negative Beschäftigungserwartungen der Arbeitgeber in bestimmten Segmenten des Arbeitsmarktes (vgl. Bossler et al. 2019).

			Außerdem kann auch die konjunkturelle Lage die betrieblichen Reaktionen auf den Mindestlohn beeinflussen. Bei einer Verschlechterung der Auftragslage, wie in der aktuellen Coronakrise, und damit verbundenem steigendem Kostendruck, ist durchaus vorstellbar, dass Unternehmer vermehrt mit Entlassungen reagieren, wenn ein Teil der Jobs in ihrer Produktivität unter das Mindestlohnniveau sinkt. Auch beim Ausbleiben von Beschäftigungsverlusten kann eine Reduktion der Arbeitsstunden zur Erhöhung des Armutsrisikos führen, da eine geringe wöchentliche Arbeitszeit ein Hauptgrund für prekäre Einkommensverhältnisse von Erwerbstätigen darstellt (vgl. Brülle et al. 2019). 

			Vor dem Hintergrund der beschriebenen Risiken für die Beschäftigung und der geringen armuts­re­duzierenden Wirkung sollte der Mindestlohn als politisches Instrument verwendet werden, um dis­kriminierend niedrige Löhne (etwa wegen Marktmacht der Arbeitgeber) zu verhindern und Anreize zu setzen, eine – wenn auch niedrig entlohnte – Beschäftigung der Arbeitslosigkeit vorzuziehen. Zudem kann der Mindestlohn ein geeignetes Ins­trument sein, um die Lohnungleichheiten zu verringern, sofern die Beschäftigungschancen nicht gefährdet werden. Als Um­verteilungsinstrument des sozialen Sicherungssystems scheint er jedoch weniger geeignet. Das schrittweise Vorgehen der Mindestlohnkommission bei den Mindestlohnanpassungen ist insofern zu begrüßen, da es neben der allgemeinen Tariflohnentwicklung auch gesellschaftspolitische Interessen der Sozialpartner, empirische Forschungsergebnisse sowie aktuelle Entwicklungen am Arbeitsmarkt berücksichtigt. Bei einer Weiterentwicklung auf Basis dieser ganzheitlichen Betrachtung können die Risiken von negativen Effekten minimiert werden und der gesetzliche Mindestlohn in Deutschland somit eine Erfolgsgeschichte für eine Vielzahl betroffener Arbeitnehmer bleiben.
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Endnoten


			
				
					1   Betriebe dieser Branchen mussten bis zum 31. Dezember2017 noch nicht den gesetzlichen Mindestlohn bezahlen, sondern konnten an ihrer branchenspezifischen Lohnuntergrenze festhalten. Seit dem 1. Januar 2018 gilt auch für jene Branchen verbindlich mindestens der gesetzliche Mindestlohn. Im Jahr 2017 mussten die Branchenmindestlöhne bereits eine Entlohnung von mindestens 8,50Euro pro Arbeitsstunde sicherstellen. Sie durften jedoch noch unter dem gesetzlichen Mindestlohn von damals 8,84Euro liegen. 
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			Gesetzlicher Mindestlohn: Erwartungen nicht erfüllt
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			Um es gleich zu sagen: Es gibt wohl kaum ein Gesetz, das für das Baugewerbe so überflüssig ist wie das Mindestlohngesetz. Diese Aussage ist kein Plädoyer für schlechte Bezahlung. Nein, sie beruht auf der Feststellung, dass die Tarifvertragsparteien im Bauhauptgewerbe seit mehr als 20 Jahren – genauer gesagt seit dem 1. Januar 1997 – die Frage der angemessenen Mindestvergütung auch ohne staatliche Einflussnahme flächendeckend sehr gut selber geregelt haben und dieses auch weiter regeln können. Zugegebenermaßen brauchen sie dafür eine gesetzgeberische Hilfestellung in Form der Allgemein­verbindlicherklärung von Tarifverträgen in § 5 Tarifvertragsgesetz und die Möglichkeit der Erstreckung von Tarifverträgen auf ausländische Bauunternehmen, die ihre Mitarbeiter nach Deutschland ent­senden. Aber dieses Instrumentarium haben sie nach dem Inkrafttreten des Arbeitnehmerentsendegesetzes am 1. März 1996 so gut genutzt, dass zumindest aus unserer Sicht ein Mindestlohngesetz mit der Fest­legung eines einheitlichen branchenübergreifenden gesetzlichen Mindestlohns für unsere Branche nicht sinnvoll ist. 

			Schleichender Rückgang der Tarifbindung

			Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns durch das Tarifautonomiestärkungsgesetz war das Ergebnis einer sich über lange Jahre hinziehenden politischen Debatte, wie dem Umstand des schleichenden Rückgangs der Tarifbindung Rechnung getragen werden sollte. Die Abkehr von Tarifverträgen geschah in vielen Wirtschaftsbereichen aus zwei Gründen. So hatten die Tarifverträge teilweise einen Detaillierungsgrad erreicht, der von vielen Unternehmen nicht mehr umgesetzt werden konnte. Passende betriebliche Lösungen widersprachen (zu) engen tariflichen Vorgaben. Ein weiterer Aspekt war eine tarifliche Lohnpolitik, bei der Gewerkschaften in einzelnen Branchen die starken Unternehmen zum Maßstab der Tariflohnentwicklung machten und unter Streikdruck überhöhte Tarifabschlüsse durchsetzten. Dem konnten sich kleinere Unternehmen nur durch die Kündigung der Verbandsmitgliedschaft oder durch Gründung sogenannter OT-Verbände – Verbände, die wahlweise eine Mitgliedschaft mit oder ohne Tarifbindung anboten – entziehen. Den Umstand, dass der Tarifvertrag damit nicht mehr allgemein anerkannter Maßstab der Entlohnung war, machten sich dann Betriebe zu Nutze, die mit Hilfe von Lohndumping Preisdruck ausüben und damit tariftreue Unternehmen vom Markt verdrängen.

			Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns hat an dieser negativen Tarifentwicklung nichts geändert. Der gesetzliche Mindestlohn hat insbesondere nicht zu einer höheren Tarifbindung geführt oder zur Organisation bisher tarifvertraglich noch nicht erschlossener Bereiche. Er hat lediglich ein neues Mindestniveau für die unterste Vergütung geschaffen, oberhalb dessen sich die Abwärtsentwicklung der Tarifbindung in den meisten Branchen weiter fortsetzt. Arbeitnehmer in Niedriglohnbranchen besinnen sich nicht darauf, welchen Zweck Gewerkschaften und Tarifverträge verfolgen, um gemeinsam für eine angemessene Entlohnung in der Branche zu kämpfen und sich mit der Frage zu befassen, wie Tarifverträge auch für Unternehmen attraktiv gemacht werden können. Stattdessen hat der Gesetzgeber im Jahr 2015 mit dem Mindestlohngesetz lediglich eine 8,50 Euro große Scheinlösung des Problems der abnehmenden Tarifbindung geliefert. 

			Gesetzlicher Mindestlohn: Kein Allheil­mittel für sinkende Tarifbindung

			Der gesetzliche Mindestlohn war und ist kein Allheilmittel für eine sinkende Tarifbindung. Hier sind Selbstheilungskräfte gefragt, die allein auf einer verantwortungsvollen Tarifpolitik der Tarifpartner basieren können und müssen. Sie muss alle oder wenigstens möglichst viele Unternehmen mit ins Boot holen, nicht nur die wirtschaftlich starken Betriebe, sondern auch die schwächeren, die Arbeitgeber in den strukturschwachen Regionen, die kleineren Firmen ohne mehrköpfige Personalabteilung. Der Inhalt des Tarifvertrages muss die Unternehmen von einer Tarifbindung überzeugen, nicht die Streikandrohung. Nur wenn die Unternehmen Regelungen eines Tarifvertrages auch umsetzen können, findet er Akzeptanz. Dann bleiben die Unternehmen in der Tarifbindung, und der Tarifvertrag ist das allgemein akzeptierte Ordnungselement der Branche, dessen Einhaltung einen sauberen Wettbewerb garantiert und Lohndumping vermeidet. So ist die Allgemeinverbindlicherklärung eines Tarifvertrages auch im öffentlichen Interesse gerechtfertigt. 

			Mehr Bürokratie durch gesetzlichen Mindestlohn

			Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns hat für die Unternehmen des Baugewerbes erst einmal mehr Bürokratie verursacht. Denn ihre berechtigten Hoffnungen, dass der gesetzliche Mindestlohn Branchen ausklammern würde, die bereits über einen eigenen Branchenmindestlohn verfügen, wurde enttäuscht. Tatsächlich sind auch die Bauunternehmen verpflichtet, die Vorgaben der »Mindestlohndokumentationspflichtenverordnung« nachzukommen – einer Regelung, die so kompliziert wie ihr Name lang ist. Und auch andere, materielle Regelungen des Mindestlohngesetzes greifen in bestehende Branchenmindestlohn-Regelungen des Bauhauptgewerbes ein. Ein Beispiel sind die Regelungen zur Verjährung von Mindestlohnansprüchen, die im Gesetz für den gesetzlichen Mindestlohn abweichend von den tarif­lichen Vorschriften für den Bau-Mindestlohn geregelt sind. Einer russischen Matjoschka-Puppe gleich steckt daher in jedem tariflichen Lohn – auch einem allgemeinverbindlichen Branchenmindestlohn – nach der Lesart des Bundesarbeitsgerichtes ein ausschließlich den gesetzlichen Vorschriften folgender gesetz­licher Mindestlohn. Das erzeugt für die Unternehmen bei der Feststellung von Ansprüchen einen hohen administrativen Aufwand und führt zu einigen, weder vom Gesetz, noch bisher von der Rechtsprechung beantworteten Fragen – und damit zu Rechtsunsi­cherheit für Unternehmen und Beschäftigte. Ein langjähriger christdemokratischer Arbeitsminister und Befürworter des gesetzlichen Mindestlohns hatte dies wohl vorausgesehen mit seinem Zitat: »Das Leben hat immer mehr Fälle, als der Gesetzgeber sich vorstellen kann.«

			Auswirkungen des gesetzlichen Mindestlohns auf Arbeitsplätze

			Von Interesse ist natürlich auch die Frage, ob der gesetzliche Mindestlohn nun Arbeitsplätze gekostet hat oder nicht. Die Statistiker und Volkswirte legen immer wieder dar, dass tatsächlich Arbeitsplätze mit Stundenlöhnen unterhalb des Mindestlohnniveaus verschwunden seien, konstatieren aber trostspendend, der Wirtschaftsaufschwung der vergangenen Jahre habe diesen Wegfall kompensiert. Zum Teil wird auch davon gesprochen, die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns habe zu einer Stärkung der Kaufkraft geführt, die Nachfrage angekurbelt und dadurch zur Konjunkturbelebung der letzten Jahre erst beigetragen. 

			Damit ist also lediglich die Unschädlichkeit des gesetzlichen Mindestlohns im Niedriglohnsektor in konjunkturstarken Zeiten belegt. Denn die Bewährungsprobe des gesetzlichen Mindestlohns zeigt sich erst, wenn am Konjunkturhorizont düstere Wolken aufziehen und sich dann die Frage stellt, ob der dann aktuelle gesetzliche Mindestlohn zu hoch ist und auf den Konjunktureinbruch mit einer vorübergehenden Absenkung reagiert werden muss und vor allem kann. Das bisherige gesetzliche Instrumentarium sieht das nicht vor. Das Mindestlohngesetz schreibt vor, dass die Höhe des gesetzlichen Mindestlohns von der Mindestlohnkommission nur alle zwei Jahre per Rechtsverordnung angepasst wird. Kurzfristigere Änderungen sind vom Gesetz nicht vorgesehen, ebenso wenig eine Festsetzung der Höhe durch das Bundesarbeitsministerium, das Bundeskabinett oder den Bundestag. Es bedürfte dazu erst einmal einer Gesetzesänderung. Aber die immer neuen politischen Vorgaben, weitere Mindeststandards zu schaffen – Mindestlohn, Mindestausbildungsvergütung, Grundrente – lässt daran zweifeln, ob im Krisenfall der Mut der Politik da wäre, einen zu hohen gesetzlichen Mindestlohn wieder abzusenken. In der Weimarer Republik hat dies jedenfalls unter dem Druck der Straße nicht funktioniert und so am Ende zu den wirtschaftlichen und sozialen Missständen beigetragen. Die Coronakrise kann hier schon bald zum Lakmustest der Mindestlohnregelung werden.

			Höhe des Mindestlohns und politische Einflussnahme

			Vor diesem Hintergrund ist es sehr bedenklich, dass sich die Politik nun entgegen aller Zusagen vor und bei Einführung des gesetzlichen Mindestlohns nun doch in die Frage der »richtigen« Höhe des gesetzlichen Mindestlohns einmischt. Nur zur Erinnerung: Gerade die Tatsache, dass über die Weiterentwicklung des zunächst mit 8,50 Euro Höhe festgelegten Mindestlohns allein die in der Mindestlohnkommission zusammengeschlossenen Sozialpartner entscheiden sollten, wurde von der Politik geradezu Mantra-artig als Beleg dafür hochgehalten, dass sich die Politik nicht in die Lohnfindung einmischen wollen und werden. An diese Zusage halten sich maßgebliche Politiker nun nicht. War es schon fragwürdig, warum der Gesetzgeber bei der erstmaligen Festlegung der Höhe des gesetzlichen Mindestlohns diesen nicht mit derselben Akribie bestimmt hat, wie er andere So­zialleistungen wie Bafög- oder Hart-IV-Sätze errechnet, sondern schlicht und einfach die Forderung des DGB übernahm; so verwundert es nicht, dass Politiker nun wieder neuen Forderungen hinterherlaufen, die den Sprung auf 12 Euro oder sogar 13 Euro postulieren. Das ist alles andere als seriös. Auch hier fragt sich wieder, welcher Maßstab für die neuen Forderungen angelegt wurde. Nach Aussagen der Befürworter ist es das Erreichen einer Alterssicherung ohne Grundrente, wobei das Niveau der Altersrente allerdings nach dem Wunsch der Fürsprecher für einen höheren Mindestlohn auch noch immer höher ausfallen soll. Und was kommt dann als nächstes, getreu dem Zitat eines Ex-DDR-Politikers »vorwärts immer, rückwärts nimmer!«. Wie und wer das alles am Ende finanzieren soll – höhere Rente, höherer Mindestlohn – und vor allem die Auswirkungen auf die Wirtschaft und für schlecht oder gar nicht ausgebildete Arbeitnehmer bleiben in der Diskussion auf der Strecke.

			Die von Teilen der Politik vorgetragene Forderung nach einer drastischen Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns stellt auch keinen fairen Umgang mit der Mindestlohnkommission dar. Diese ist von ihrer Zusammensetzung her nun wahrlich nicht dazu an­getan, der Kungelei verdächtig zu sein oder mit großer Mehrheit dem Arbeitgeberlager nahe zu stehen. Vielleicht muss daran erinnert werden, dass die Experten bei der Einführung des gesetzlichen Min­destlohns dazu geraten haben, diesen nur langsam nach oben zu entwickeln, um dann sehr genau die Wirkungen beobachten und Fehlentwicklungen noch stoppen zu können. Genau das hat die Mindest­lohnkommission in den für die Tarifpolitik üblichen Veränderungsdosen getan. Die Forderung nach plakativen Mindestlohnerhöhungen bestätigt allerdings leider das Bild, dass die Politik oftmals weder auf die Ratschläge der von ihnen eingesetzten Sachverstän­digenkommissionen (Normenkontrollrat, Sachverständigenrat etc.) hört und hier – schlimmer noch – die im Mindestlohngesetz gewährleistete Entscheidungs­autonomie der Mindestlohnkommission über die Höhe des Mindestlohns komplett zu ignorieren scheint. Das lässt nun den notwendigen Respekt der Politik vor den Entscheidungen der Sozialpartner – insbesondere, wenn um diese Entscheidungen schwer gerungen wurde – gänzlich vermissen.

			Ein neuerlicher und drastischer Anstieg des gesetzlichen Mindestlohns hätte gravierende Folgen nicht nur für das Bauhauptgewerbe, sondern erst recht für andere Branchen mit einem niedrigeren Tariflohnniveau. Denn bei einer so weitgehenden Einmischung des Staates in die Lohnfindung stellt sich die Frage, welchen Nutzen dann Lohntarifverträge haben, in denen nur noch für kleiner werdende Teile des Beschäftigungsspektrums einer Branche die Tariflohnerhöhungen autonom durch die Tarifpartner festgelegt werden dürfen. Ein Tarifvertrag, der nur noch die Tätigkeit der hochqualifizierten Mitarbeiter regelt, macht auch für eine Gewerkschaft keinen Sinn mehr, da diese Arbeitnehmer genügend Möglichkeiten haben, ihre Lohnforderungen auch ohne Tarifvertrag durchzusetzen. Ein Tarifvertrag, der die Schwachen – auf Seiten der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer – nicht mehr schützt, ist überflüssig. Und wer braucht dann eigentlich noch eine Gewerkschaft, wenn die Politik ihr Geschäft erledigt, ohne dass man Mitgliedsbeiträge bezahlen muss?

			Fazit: Mehr Bürokratie und keine Stärkung der Tarifbindung

			Was also hat der gesetzliche Mindestlohn nach fünf Jahren gebracht? Nun, für den Bauarbeitnehmer selber nichts, denn der Bau-Mindestlohn liegt noch weit über dem Niveau des gesetzlichen Mindestlohns. Für die Bauarbeitgeber hat er dennoch mehr Bürokratie gebracht. Für die Stärkung der Tarifbindung wurde durch die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns nichts erreicht. Den Gewerkschaften hat er keinen neuen Mitgliederzuwachs beschert, geneigten Teilen der Politik aber ein neues Diskussionsfeld zur eigenen Profilierung eröffnet. Und die Frage, ob der gesetzliche Mindestlohn nun der Beschäftigung nützt oder schadet, bleibt immer noch unbeantwortet. Die aktuelle Coronakrise könnte uns am Ende Auskunft darüber geben.
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			Die Einführung des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland war im Vorfeld heftig umstritten. Die Diskussion entzündete sich vor allem an den – theoretisch unbestimmten – Beschäftigungsfolgen der Reform. Nicht wenige Ökonomen warnten angesichts steigender Arbeitskosten vor einem erheblichen Verlust von Arbeitsplätzen für niedrig entlohnte Beschäftigte und einer deutlichen Zunahme der Arbeitslosigkeit.

			Fünf Jahre später lässt sich konstatieren, dass sich diese pessimistischen Erwartungen bei weitem nicht erfüllt haben. Inzwischen existiert eine ganze Reihe von Wirkungsstudien (für eine Übersicht vgl. Caliendo et al. 2019), die in der Gesamtbetrachtung ein ziemlich einheitliches Bild liefern. Die Arbeitgeber haben auf die Mindestlohneinführung offenbar kaum mit vermehrten Entlassungen reagiert, zeigen allerdings in der Tendenz mehr Zurückhaltung bei Neueinstellungen. Die so entstandene Abschwächung der Beschäftigungsdynamik schlägt sich jedoch bislang nicht in substanziell höheren Arbeitslosenzahlen nieder (vgl. Bonin et al. 2020). Zwar hat sich in der Anfangsphase die abhängige Beschäftigung mindestlohnbedingt statistisch signifikant verringert. In absoluten Zahlen gemessen bleibt dieser negative Beschäftigungseffekt aber gering. Er speist sich zudem hauptsächlich aus der arbeitsmarktpolitisch durchaus gewünschten Abnahme der Zahl der ausschließlich geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse. So spricht einiges dafür, dass Arbeitnehmer innerhalb von Betrieben in nennenswerter Zahl aus Minijobs heraus in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung gewechselt sind (vgl. Bonin et al. 2018).

			Lagen die Pessimisten daneben?

			Die Diskrepanz zwischen den vorab geäußerten Erwartungen zu negativen Arbeitsmarktfolgen des gesetzlichen Mindestlohns und den heute erkennbaren Beschäftigungseffekten öffnet eine Flanke für Kritik an der Prog­nosefähigkeit von Volkswirten. Tatsächlich standen die Vorhersagen zum Teil auf tönernen Füßen. So flossen in Simulationsrechnungen zur Projektion von Nachfragereaktionen der Unternehmen Lohnelastizitäten ein, die nicht speziell für die Zielgruppe der Arbeitnehmer mit Löhnen unterhalb der Mindestlohnschwelle geschätzt worden waren. Arbeitsnachfrageelastizitäten können aber je nach Beschäftigtengruppe und aktuellen Rahmen­bedingungen sehr unterschiedlich ausfallen (vgl. Lichter et al. 2015). Zudem setzen viele der Vorher­sagen unterschwellig voraus, dass Arbeitsmärkte nach dem elementaren neoklassischen Wettbewerbsmodell funktionieren (vgl. Bruttel et al. 2019). In dieser Perspektive senkt ein Mindestlohn über dem Gleichgewichtslohn die Arbeitsnachfrage und erhöht zugleich das Arbeitsangebot – das zwangsläufige Resultat ist mehr unfreiwillige Arbeitslosigkeit.

			Andererseits darf man aus dem bisherigen Ausbleiben größerer Beschäftigungsverluste nicht einfach den Schluss ziehen, dass Deutschland einen starken Reallohnschock wie die Mindestlohneinführung problemlos verkraften kann, und dass die Vorgabe einer Lohnuntergrenze durch den Staat den Arbeitnehmern Vorteile und keine Nachteile bringt, weil sie die Arbeitgeber effektiv daran hindert, ihre monopsonistische Macht auf von Friktionen bei der Jobsuche geprägten Arbeitsmärkten auszuspielen. Insbesondere die folgenden vier Argumente sprechen dafür, dass diese Interpretation zu kurz greift.

			Struktur der Beschäftigung nicht vernachlässigen

			Erstens: Es gibt verschiedene Hinweise, dass die Unternehmen die Beschäftigung durchaus so angepasst haben, wie es Wettbewerbsmodelle postulieren, ohne dass sich dies in der Gesamtzahl beschäftigter Köpfe deutlich niederschlägt. Zum einen legen Wirkungsstudien nahe, dass sich hinter den geschätzten fast neutralen Mindestlohneffekten substanzielle Heterogenitäten verbergen. Tendenziell erscheinen negative Beschäftigungseffekte in den (vor allem in Ostdeutschland zu findenden) Regionen mit hoher Eingriffsintensität sowie in Betrieben, die stark im Wettbewerb stehen, stärker ausgeprägt (vgl. Bossler et al. 2018). Außerdem haben Frauen, Geringquali­fizierte und Nicht-EU-Ausländer, bei denen der Mindestlohn für besonders hohe Lohnzuwächse gesorgt hat, in der Tendenz Beschäftigungsanteile verloren (vgl. Bonin et al. 2018).

			Zum anderen zeichnet sich ab, dass sich auch in Deutschland – wie auch international vielfach beobachtet – die Anpassungen der Unternehmen an den Mindestlohn eher über eine Verringerung der Arbeitszeiten als über einen Abbau von Beschäftigung vollziehen. So diagnostizieren Burauel et al. (2020), dass die mindestlohnbedingte signifikante Zunahme der Stundenlöhne am unteren Rand der Lohnverteilung zu einer signifikanten Reduktion der vereinbarten Wochenarbeitszeiten – bei Vollzeitbeschäftigten etwa um ein bis zwei Stunden – geführt hat. Damit geht möglicherweise eine für die Beschäftigten belastende Arbeitsverdichtung einher. Die regelmäßig gearbei­teten Stunden der Beschäftigten sind allerdings tendenziell weniger stark zurückgegangen als die vertraglich fixierte Arbeitszeit. Demnach subs­tituieren also Überstunden teilweise die Standard­arbeitszeit. Qualitative Befunde deuten darauf hin, dass die Arbeitgeber die nach mindestlohnbedingten Verkürzungen der vertraglichen Arbeitszeit anfallenden zusätzlichen Überstunden nicht immer oder nicht vollständig entgelten – im Ergebnis wird der Mindestlohn so entgegen der Bestimmungen ausgehebelt (vgl. Koch et al. 2018).

			Gesetzesverstöße im großen Stil?

			Eine solche Reaktion zeigt zweitens: Potenziell negative Beschäftigungswirkungen des Mindestlohns materialisieren sich nicht voll, weil die gesetzlichen Regelungen für den Mindestlohn in Deutschland immer noch nicht durchgängig eingehalten werden. Allerdings fehlen bisher verlässliche Zahlen, wie verbreitet Umgehungen des Mindestlohns sind. Nach Schätzungen durch das Statistische Bundesamt (2020) auf Grundlage der verpflichtenden Verdienststrukturerhebung bei Arbeitgebern wiesen im April 2018 gut eine halbe Million Beschäftigungsverhältnisse rechnerische Stundenverdienste unterhalb des Mindestlohns auf. Andere Berechnungen auf Basis der im Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) gemachten Angaben von Beschäftigten zu Monatseinkommen und Arbeitszeiten führen zu der Schlussfolgerung, dass rund 2,4 Mio. Anspruchsberechtigte in ihrer Hauptbeschäftigung im Jahr 2018 nicht den Mindestlohn bekamen, wenn man die vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit zugrunde legt. Die Ergebnisse einer Direkt­abfrage des eigenen Stundenlohns im SOEP lassen eine Unterschreitung des Mindestlohns bei immerhin noch 700000 Anspruchsberechtigten vermuten (vgl. Fedorets et al. 2020).

			An der großen Bandbreite der vorliegenden Schätzungen wird die fundamentale Schwierigkeit deutlich, Stundenlöhne zuverlässig zu erheben. Dass umfragebasiert geschätzte und tatsächliche Stundenlöhne erheblich voneinander abweichen können, zeigen Studien aus anderen Kontexten (vgl. Kaptyen und Ypma 2007). Da das Ausmaß der Verstöße gegen die Mindestlohnbestimmungen ein politisch und gesellschaftlich brisantes Thema ist, wären eingehendere Untersuchungen, wie stark Messfehler in den vorhandenen Daten zur Über- oder Unterschätzung der bestehenden Beschäftigungsverhältnisse mit Unterschreitung der gesetzlichen Lohnuntergrenze führen, wünschenswert. Dies wird allerdings ohne eine Verbesserung der Dateninfrastruktur für die Mindestlohnforschung nicht gelingen. Eine Umstellung der Verdienststrukturerhebung auf ein jährlich durchgeführtes repräsentatives Unternehmenspanel wäre ein wichtiger Fortschritt; die Schaffung von geeigneten verknüpften Befragungs- und administrativen Daten ein Idealfall.

			Auch wenn die bisherigen Schätzungen zur Häufigkeit der Mindestlohnverstöße mit großer Vorsicht zu interpretieren sind, unterstreichen etwa die Er­fahrungen der für die Kontrolle des Mindestlohns zuständigen Zollbehörden und qualitative Unter­suchungen, dass Umgehungsversuche in der Praxis eine nicht zu vernachlässigende Rolle spielen. Dass die­ser Zustand anhält, wird unter anderem dadurch begünstigt, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Konstellationen, in denen die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben den Bestand des Unternehmens oder von Arbeitsplätzen konkret gefährden würde, kooperieren, um beiderseits erwartete gravierende wirtschaftliche Risiken zu vermeiden (vgl. Koch etal. 2018).

			Betriebe hatten Produktivitätsreserven

			Drittens verfügten die vom Mindestlohn betroffenen Betriebe über gewisse Handlungsspielräume, um die anfängliche übermäßige Zunahme ihrer Personalkosten wenigstens teilweise aufzufangen. Hierbei spielte der naheliegende Verzicht auf nicht in die Bemessung des Mindestlohns eingehende Sonderzahlungen oder nicht monetäre Lohnbestandteile in der Praxis offenbar kaum eine Rolle. Auschlaggebend dafür dürfte sein, dass niedrig entlohnte Beschäftigte Arbeitgeberleistungen bereits schon vor Umsetzung der Reform selten erhielten. Offenbar deutlich bedeutsamer waren Innovationen mit dem Zweck, die Produktivität zu steigern oder die Ertragslage zu verbessern. Der von der Mindestlohneinführung ausgehende Kostenschock wirkte vielfach als Auslöser, auch ohne die Reform profitable Veränderungen auf den Weg zu bringen (vgl. Koch et al. 2018). An der Verfügbarkeit solcher Handlungsmöglichkeiten zeigt sich, dass reale Unternehmen nicht stets wie perfekte Profitmaximierer agieren.

			Das statistische Bild dieser Anpassungen an den Mindestlohn ist bisher noch ziemlich lückenhaft. Von der Mindestlohnkommission beauftragte qualitative Untersuchungen deuten darauf hin, dass Betriebe teils mit Veränderungen ihrer Arbeitsorganisation und anspruchsvolleren Anforderungen reagieren, um die Produktivität der Belegschaft zu erhöhen, teils mit höherem Kapitaleinsatz und Einführung neuer Technologien, möglicherweise auch verstärkter Automatisierung. Unterschiede in der Kapazität zur Steigerung der Produktionseffizienz könnten zu einer fundamentalen Reallokation von Beschäftigung und Wertschöpfung in Deutschland beitragen. Gemäß Dustmann et al. (2020) haben sich die Firmen- und Beschäftigungsstruktur als Folge der Mindestlohneinführung in Richtung größerer, produktiverer Unternehmen verschoben.

			Bei guter Auftragslage oder schwachem Wettbewerbsdruck können vom Mindestlohn betroffene Betriebe auch höhere Preise durchsetzen. Dies zeigt sich deutlich etwa an der Preisentwicklung im Taxi­gewerbe. Gesamtwirtschaftlich gesehen sind die durch die Mindestlohneinführung ausgelösten Preissteigerungen zwar signifikant, bleiben aber in einer moderaten Größenordnung (vgl. Link 2019). Potenziell von der Absatzseite her kommende negative Rückkopplungen auf die Beschäftigung dürften bisher nur relativ schwach ausgeprägt sein.

			Corona-Rezession wird zum Stresstest für den Mindestlohn

			Viertens schließlich könnten sich negative Beschäftigungseffekte des Mindestlohns noch nicht voll ausgeprägt haben, weil die Einführung mitten in eine lang anhaltende Boomphase der deutschen Wirtschaft fiel. In einem starken Wachstumsumfeld lässt sich ein Lohnkostenschock leichter über die Preise überwälzen als im Abschwung. Die Annäherung an die natürliche Arbeitslosenrate und sich verstärkende Arbeitskräfteengpässe infolge des starken Beschäftigungsaufbaus der letzten Jahre haben die Bereitschaft der Arbeitgeber gestärkt, die Belegschaft zu halten und in die Produktivität ihrer Beschäftigten zu investieren. Wie sehr das gute gesamtwirtschaftliche Umfeld negative Folgen des Mindestlohns bisher abgefedert hat, ist noch nicht hinreichend untersucht. Jedoch stützen die vorhandenen Daten recht gut die Vermutung, dass sich die Beschäftigung in Regionen mit schwacher konjunktureller Entwicklung vor Einführung des Mindestlohns in den Jahren nach der Reform systematisch schlechter entwickelt hat als in einer Kontrollgruppe von Regionen mit starker konjunktureller Entwicklung. Diese könnte bedeuten, dass sich die mindestlohnbedingte Belastung des Arbeitsmarkts erst deutlicher zeigen wird, wenn die Konjunktur abkühlt. Die mit der Corona-Pandemie verbundene akute schwere Rezession in Deutschland wird demnach zum Stresstest auch für den gesetzlichen Mindestlohn.

			Und wie steht es um den Mindestlohn in fünf Jahren? Sofern die Coronakrise und ihre Folgen nicht alles überlagern, dürfte der Druck anhalten, die gesetzliche Lohnuntergrenze zeitnah deutlich anzuheben. Entsprechende Forderungen speisen sich unter anderem daraus, dass der Mindestlohn sozial wenig treffsicher ist. Einerseits sind viele Anspruchsberechtigte nicht bedürftig. Andererseits sichert anhaltende Beschäftigung zum Mindestlohn keine auskömmliche Rente, und die Zahl der abhängig Beschäftigen mit Bezug von ArbeitslosengeldII hat sich durch die Reform viel weniger verringert, als von manchen Befürwortern im Vorfeld der Reform erwartet. Dazu trägt bei, dass sich die mindestlohnbedingte Stundenlohnzuwächse wegen der gleichzeitig kürzeren Arbeitszeiten nur stark abgeschwächt in höhere Monatsverdienste übersetzen. In vielen Konstellationen bleibt die Zunahme der Verdienste zu klein, um die Hilfebedürftigkeit zu überwinden.

			Vom allgemeinen zum regionalen Mindestlohn

			Vor diesem Hintergrund ist die aus Großbritannien stammende Idee eines Mindestlohns als Living Wage, der allen Beschäftigten einen einfachen aber sozial akzeptablen Lebensstandard sichern soll, populär geworden. Sie konkretisiert sich in der Forderung nach einem europäischen Mindestlohn in Höhe von 60% des Medianverdiensts, mithin einem relativen Konzept der Armutsgefährdung. Im deutschen Kontext entspräche dies einer allgemeinen Lohnuntergrenze von um die 12Euro bzw. einer Steigerung gegenüber dem aktuellen Mindestlohn um rund 28%. Der so­fortige Übergang zu einem solchen Living Wage würde die Stundenlöhne am unteren Rand deutlich stärker anheben als die Einführung des Mindestlohns (rund 20%). Dabei ist das gesamtwirtschaftliche Umfeld heute weniger günstig, und nach den Anpassungen der Betriebe an den ersten Schock sind die Spielräume für weitere kompensierende Innovationen kleiner. Es kann einen Umschlagpunkt geben, bei dessen Überschreitung negative Mindestlohnfolgen massiv ansteigen (vgl. Ahlfeldt et al. 2020). Dieses Risiko spricht für ein graduelles Vortasten, etwa die Kopplung der Lohnuntergrenze mit dem Medianlohn plus einen fixen Zuschlag, so dass sich der Min­destlohn allmählich dem Living-Wage-Niveau annähert.

			Als Mittel zur sozialen Existenzsicherung bleibt der Mindestlohn auch bei Umgestaltung zum Living Wage unscharf. Die wirtschaftliche Lage der Bedarfsgemeinschaft von Beschäftigten spielt bei der Anspruchsbemessung zu Recht keine Rolle. Bedürftige Familien oder Haushalte in Kommunen mit hohem Mietniveau profitieren von einer am Einzelnen anknüpfenden allgemeinen Lohnuntergrenze verhältnismäßig wenig. Ein relatives Mindestlohnkonzept eröffnet jedoch zumindest ein Tor zu einer stärkeren regionalen Ausdifferenzierung – indem das lokale und nicht das deutschlandweite Lohnniveau als Ankerpunkt herangezogen wird. Abbildung 1 veranschaulicht, wie sich der Mindestlohn räumlich verteilt hätte, wenn er bei der Einführung als Living Wage auf Ebene der Arbeitsmarktregionen gestaltet worden wäre. Der Mindestlohn wäre dann in den wirtschaftsstarken Ballungszentren vor allem im Süden höher, in den strukturschwachen Regionen vor allem im Osten niedriger ausgefallen als der flächendeckende Mindestlohn von 8,50 Euro. Mit Blick auf die Gewährleistung gleichwertiger Lebensverhältnisse in Deutschlands erscheint eine solche Differenzierung bei der Weiterentwicklung des Mindestlohns sinnvoll. Ein Mindestlohn für alle hat die Arbeitnehmer in starken Regionen kaum berührt, die Arbeitnehmer in schwachen Regionen erhöhten Beschäftigungsrisiken ausgesetzt – und damit möglicherweise der gesellschaftlichen Polarisierung unbeabsichtigt Vorschub geleistet. 



   			 Abb. 1
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			Meinungsumfragen zum The­ma Mindestlohn zeichnen ein eindeutiges Bild: Die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland ist positiv gegenüber Mindestlöhnen eingestellt und spricht sich für eine Anhebung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland aus (vgl. Fedorets und Schröder 2019). Insbesondere positiv wird gesehen, dass der Mindestlohn für eine finanzielle Besserstellung der Niedriglohnverdiener*innen sorge und somit die Ungleichheit in der Gesellschaft mindere.

			Ganz anders war und ist die Einschätzung vieler Ökonom*innen: Einige befürchten einen erheblichen Stellenabbau und warnen deshalb vor weiteren Anhebungen des Mindestlohns, um einen Anstieg der Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Nach fünf Jahren liegen ausreichende Forschungsergebnisse vor, um ein erstes Fazit zur Einführung des flächendeckenden Mindestlohns in Deutschland zu ziehen: Warum blieb der befürchtete hohe Stellenabbau nach der Einführung des Mindestlohns aus? Wurde die finanzielle Besserstellung der Niedriglohnverdiener*innen erreicht? Welche Herausforderungen gibt es noch?

			Versteckter Effekt auf Beschäftigung

			Gleich nach der Einführung des Mindestlohns galt das größte Interesse vieler Ökonom*innen der Frage, in welchem Ausmaß die Reform Jobs zerstören würde. Die überwiegende aktuelle Einschätzung ist: Die Mindestlohnreform führte nicht zu einem maßgeblichen Stellenabbau. Sie hat vielmehr für einen bedeutenden Teil der Minijobs eine Umwandlung in reguläre Beschäftigung herbeigeführt (vgl. Ahlfeldt 2018; Caliendo et al. 2018; Bossler und Gerner 2016). Der Mindestlohn hat aber dennoch (subtilere) Effekte auf die Beschäftigung: Erstens haben sich die durchschnittlichen Arbeitszeiten der Niedriglohnverdiener*innen reduziert (vgl. Caliendo et al. 2017). Zweitens wurden weniger Vakanzen ausgeschrieben, das heißt, ein Teil der Jobs ist verlorengegangen bzw. diese sind erst gar nicht entstanden (vgl. Bossler und Gerner 2016). Drittens begann eine Umstrukturierung des Arbeitsmarktes, indem Beschäftigte vermehrt von kleineren zu größeren und besser zahlenden Unternehmen wechselten (vgl. Dustmann et al. 2020). Es ist zu beachten, dass sich die vorliegende Evidenz auf eine Zeit des ökonomischen Aufschwungs bezieht. Inwiefern die Unternehmen die höheren Lohnkosten auch in einem Abschwung tragen oder sich dann vermehrt von Personal trennen werden, wird vermutlich schon die nähere Zukunft zeigen, denn die Erwartungen der Unternehmen und Konsument*innen haben sich deutlich eingetrübt.

			Lohnwachstum: Eindeutig bei Stunden­löhnen, sehr viel weniger bei Monatslöhnen

			In Deutschland wurde der Mindestlohn pro Stunde eingeführt und hat erwartungsgemäß das Wachstum der Löhne im unteren Lohnsegment deutlich beschleunigt. Steigende Löhne im unteren Lohnsegment bedeuten aber nicht automatisch steigende Monatsgehälter im unteren Segment der Gehaltsverteilung. Ein wichtiger Grund dafür ist, dass niedrige Monatsgehälter zwei Ursachen haben können: geringe Arbeitsumfänge und/oder Stundenlöhne. Somit konzentrieren sich die Bezieher*innen niedriger Stundenlöhne nicht allein am unteren Ende der Verteilung der Monatsgehälter, sondern verteilen sich über einen größeren Bereich der Verteilung der Monatsgehälter; je nachdem, wie viele Arbeitsstunden sie leisten. Zweitens muss sich der Anstieg des Stundenlohns wegen Arbeitszeitanpassungen nicht 1:1 im Monatsgehalt widerspiegeln. Tatsächlich sind die Arbeitsstunden gesunken. Beide Faktoren erklären, warum das durch die Reform initiierte Wachstum bei Stundenlöhnen nicht im gleichen Maße in der Verteilung der Monatsgehälter zu sehen ist (vgl. Caliendo et al. 2017). Dasselbe gilt für die Verteilung der verfügbaren Haushaltseinkommen: Mindestlohnverdiener*innen wohnen nicht immer in den Haushalten mit den niedrigsten verfügbaren Haushaltseinkommen, weswegen die Mindestlohneinführung die Ungleichheit der verfügbaren Haushaltseinkommen in Deutschland nicht maßgeblich reduziert hat (vgl. Backhaus und Müller 2019).

			Was kann der Mindestlohn bewirken?

			Tatsächlich ist ein Mindestlohn weder das beste Instrument zur Umverteilung noch Mittel zu Regulierung der Beschäftigung. Für Ökonom*innen ist der Stundenlohn ein Maß für Produktivität, und eine eingeführte Untergrenze für den Stundenlohn macht eine Produktivitätssteigerung notwendig, vor allem wenn die Erhöhung der Lohnkosten nicht in Form von höheren Preisen an Konsument*innen weitergegeben werden kann (vgl. Link 2019). Neben der bereits angesprochenen Beschäftigungsverschiebung von kleineren zu größeren Firmen kann es auch zum vermehrten Einsatz von Maschinen kommen, vor allem in den Bereichen, in denen Technologie bereits Menschen ersetzen kann, etwa bei Selbstbedienungskassen in Supermärkten. Inwiefern dies gelingt, hängt von der Wirtschaftlichkeit dieser Technologien ab. Dieser Prozess führt mittel- und langfristig nicht nur dazu, dass einige Stellen durch Technologie ersetzt werden. Auch neue Jobs können bei der Entwicklung und Nutzung der neuen Technologie entstehen (vgl. Lordan und Neumark 2018). In diesem Fall hat die Einführung und Erhöhung eines Mindestlohns Potenzial für die langfristige Verwirklichung einer »High-Road«-Strategie – mit höherer Produktivität, höherer Bezahlung, höheren Preisen und einer höheren Qualität von Waren und Dienstleistungen. Das setzt allerdings auch eine entsprechende Weiterqualifizierung von Arbeitskräften voraus.

			Nichteinhaltung des Mindestlohngesetzes mindert positive Verteilungseffekte

			Die aktuellen Mindestlohnstudien lassen schlussfolgern, dass die Reform insgesamt erfolgreich verlaufen ist. Aus diesem Grund gibt es Vorschläge zu weiteren Anhebungen des Mindestlohns in Deutschland und zur Einführung eines europaweiten Mindestlohns. Solche Vorschläge haben eine hohe gesellschaftliche Akzeptanz. Allerdings ist zu beachten, dass es Probleme bei der Durchsetzung des Mindestlohngesetzes gibt: Nicht alle Firmen zahlen entsprechend. Dies ist ein Wettbewerbsnachteil für diejenigen Firmen, die sich gesetzeskonform verhalten. Auf der europäischen Ebene gilt die gleiche Logik: Es reicht nicht aus, den Mindestlohn einzuführen, es braucht auch funktionierende Kontrollmechanismen.

			Die Nichteinhaltung des Mindestlohngesetzes ist empirisch sehr schwer zu messen. Der wichtigste Grund dafür ist, dass der gesetzliche Mindestlohn pro Stunde definiert ist, wobei die meisten Beschäftigten einen Monatslohn und eine wöchentliche Arbeitszeit vertraglich vereinbart haben, weswegen Stundenlöhne meistens nicht direkt gegeben sind, sondern auf der Basis des Monatslohns und der gearbeiteten Stunden berechnet werden müssen. Hinzu kommt, dass die Arbeitswelt noch viele weitere Regelungen beinhaltet (für Überstunden, Wartezeiten, Weihnachtsgelder, Stücklöhne, Strafen usw.). Über viele von diesen Regelungen und ihre Berücksichtigung bei der Berechnung von Stundenlöhnen musste erstmals eine Rechtsprechung erfolgen. Unter solchen Bedingungen ist ein Vergleich von ausbezahlten Stundenlöhnen mit der aktuellen Mindestlohngrenze ein schwieriges Unterfangen, sowohl für Forscher*innen als auch für die Kontrollbehörde, die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS). 

			In der Forschung ist die Datenlage für die Feststellung von Non-Compliance nicht optimal, vor allem weil es nur wenige Datenquellen zu Arbeitszeiten gibt. Die administrativen Daten des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) geben die Arbeitszeiten in der Regel nur in Kategorien an. Sowohl Unternehmens- als auch Haushaltsbefragungen (beispielsweise die Verdienststrukturerhebung, VSE, oder das Sozio-oekonomische Panel, SOEP) sind nicht frei von Messfehlern. Wenn Beschäftigtenbefragungen oft auf Selbstauskunft basieren, basieren Unternehmensbefragungen auf Arbeitgebermeldungen und stammen oft aus Datenverarbeitungssystemen, die bei der Eintragung der Daten aktiv darauf hinweisen, dass die Eingaben nicht den aktuellen Mindestlohnregelungen entsprechen. Hinzu kommt, dass verschiedene Regelungen und Ausnahmen aus dem Gesetz nicht einfach über die Datenabfrage zu erfassen sind. Die Datenquellen ergeben zwar eine relativ große Bandbreite an Schätzungen des Ausmaßes der Non-Compliance, dennoch zeigt die Evidenz, dass die Nichteinhaltung des Mindestlohns ein bedeutendes Problem in Deutschland ist. Die Meldungen der Mindestlohn-Hotline und die Erfahrungen der FKS stützen diese Schlussfolgerung.

			Die Überprüfung der Einhaltung des Mindestlohns ist ein Teil der allgemeinen Arbeitsmarktkontrollen der FKS. Solche Arbeitsmarktkontrollen sind unverzichtbar. Die Kontrollen sind aber zeitaufwendig und teuer und das Risiko, als Unternehmen geprüft zu werden, entsprechend gering. Deswegen ist es wichtig, die Kontrollen effizienter zu machen und/oder die Überprüfungen teilweise zu automatisieren. Denkbare Lösungen wären eine Verpflichtung zum Aufbewahren der Arbeitszeitaufzeichnungen am Arbeitsort oder gar eine verpflichtende automatisierte Arbeitszeiterfassung. Auch Verbesserungen der technischen Ausrüstung, etwa automatisierte Befragungsbögen mit Übersetzungshilfen und Datenabgleich mit anderen Behörden, könnten den Aufwand bei den Kontrollen erheblich senken.

			Blick in die Zukunft

			Die Einführung des Mindestlohns hat sehr wichtige Debatten hervorgerufen: über die Qualität der Forschungsdaten, die Kontrollmechanismen, das Verbandsklagerecht, die Vorteile der tariflichen Bindung für Arbeitsbedingungen gegenüber dem gesetzlichen Mindestlohn ebenso wie die Produktivitätsentwicklung und Digitalisierungspotenziale. Eine wichtige Entwicklung für die Gesetzeslage wurde beispielsweise durch den Europäischen Gerichtshof mit seinem Urteil zur Arbeitszeiterfassung angestoßen, der die Entwicklung eines entsprechenden Gesetzentwurfs des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) beschleunigt hat. 

			Die Solidarität unterschiedlicher Wirtschaftsakteure, faire Arbeitsbedingungen und Bezahlung, die Senkung von Lohnkosten und das Überleben von produktiveren Firmen, die tarifliche Bindung und Digitalisierungspotenziale – diese Fragen sind nicht nur bei der Evaluation der Mindestlohnreform relevant. Sie erhalten mit der Coronakrise sogar noch eine zusätzliche Bedeutung, und es ist anzunehmen, dass sie den weiteren Verlauf der Mindestlohndebatte und -regulierung in Deutschland mitbestimmen werden.
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			Fünf Jahre Mindestlohn: Einiges erreicht, aber wesentliche Ziele verfehlt
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			Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns zum 1. Januar 2015 war nach der Agenda 2010 die bedeutendste Arbeitsmarktreform der letzten 20 Jahre. Durch das relativ hohe Eingriffsniveau – etwa 4 Millionen oder 11% aller Erwerbstätigen verdienten vor der Einführung weniger als die neue Bruttolohnuntergrenze von 8,50Euro pro Stunde – und die nahezu umfassende Gültigkeit, waren Hoffnungen und Befürchtungen gleichermaßen groß und viele Fragen zu den Wirkungen offen. Heute, fünf Jahre nach der Einführung und basierend auf zahlreichen, breit angelegten Evaluationsstudien, ist es Zeit für eine Zwischenbilanz. Die Löhne im unteren Bereich sind gestiegen, ohne dass es zu einem größeren Abbau an Beschäftigung gekommen ist. Gleichzeitig hat der Mindestlohn aber nicht die Zahl der Transferbezieher verringert. Auch das Armutsrisiko hat nicht abgenommen. Der Mindestlohn ist in vielerlei Hinsicht nicht existenzsichernd und wird auch nicht vollumfänglich durchgesetzt. Insofern wurde fünf Jahre nach der Einführung zwar einiges erreicht, wichtige Ziele aber auch verfehlt. Die Politik ist gefordert. 

			Die Einführung des Mindestlohns wurde von einer kontroversen Debatte um die möglichen positiven und negativen Effekte einer solchen Lohnuntergrenze begleitet. Befürworter verknüpften damit primär sozial- und verteilungspolitische Ziele. Insbesondere sollte eine bessere Entlohnung von Geringqualifi­zierten zur Sicherung des Lebensunterhalts durch eigene Erwerbstätigkeit beitragen und somit Einkommensarmut und die Ungleichheit der Arbeitseinkommen reduzieren. Währenddessen standen für die Kritiker dieses Eingriffs die möglichen Arbeitsplatzverluste im Vordergrund. Diese könnten z.B. aus einer abnehmenden Nachfrage nach geringqualifizierten Arbeitnehmern*innen in Folge des Mindestlohns resultieren. 

			Da mit der Einführung des Mindestlohns auch eine umfangreiche Pflicht zur Evaluation der Effekte durch die Mindestlohnkommission verbunden wurde, lässt sich heute, basierend auf zahlreichen Studien, eine Zwischenbilanz ziehen und evidenzbasiert diskutieren, was die Einführung des Mindestlohns gebracht hat und welche Fragen weiterhin offen sind.1 Zum jetzigen Zeitpunkt können wir auf deskriptive und kausale Evidenz bis etwa 2017/2018 zurückschauen. 

			Die Löhne im unteren Bereich sind gestiegen 

			Wenig überraschend, aber doch wichtig für die Bewertung, ist die Tatsache, dass die Löhne im unteren Lohnbereich teilweise stark gestiegen sind. So lag das nominale Wachstum bei den vertraglichen Stundenlöhnen im unteren Dezil, d.h. im untersten Zehntel der Lohnverteilung, von 2014 bis 2016 bei ungefähr 15% (vgl. z.B. Burauel et al. 2018). Im Vergleich hierzu lag das nominale Wachstum vor der Reform im langfristigen zweijährigen Mittel bei weniger als 2%. Dieses deskriptive Ergebnis wird auch durch kausale Analysen bestätigt: Die Stundenlöhne von mindestlohn­berechtigten Beschäftigten, die 2014 unter 8,50 Euro pro Stunde verdient haben, sind durch den Mindestlohn von 2014 bis 2016 um 6,5% bzw. 50 Cent gestiegen (vgl. Burauel et al. 2018). Der Effekt war dabei besonders stark für diejenigen Gruppen, die tendenziell niedrigere Löhne erhalten, wie z.B. Beschäftigte ohne eine abgeschlossene Ausbildung. Erste Analysen deuten allerdings darauf hin, dass sich dieser Trend – trotz der Anhebung des Mindestlohns auf 8,84 Euro im Jahr 2017 – nicht gleichermaßen fortgesetzt hat (vgl. Fedorets et al. 2019). 

			Die befürchteten Arbeitsplatzverluste blieben aus, Minijobs wurden abgebaut 

			Die Kritiker der Mindestlohneinführung hatten prog­nostiziert, dass der verordnete Lohnanstieg bis zu 900000 Arbeitsplätze kosten würde (vgl. Knabe et al. 2014). Heute steht fest: Dazu ist es nicht gekommen. Rein deskriptiv ist im Zeitraum nach der Ein­führung des Mindestlohns sogar eine deutliche Zunahme der Gesamtbeschäftigung zu beobachten (vgl. Bruttel2019): Von ca. 33,5 Mio. Beschäftigungsverhältnissen im Jahr 2014 auf ca. 35,3Millionen im Jahr 2017. Dabei ist die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung um etwa 6,9% gestiegen, während die ausschließlich geringfügige Beschäftigung um 5,2% gesunken ist. Diese Entwicklung – sowohl der Anstieg der sozialversicherungspflichtigen als auch das Ab­sinken der ausschließlich geringfügigen Beschäftigung – war stärker ausgeprägt in Branchen, in denen ein besonders hoher Anteil an Beschäftigten vor Einführung des Mindestlohns weniger als 8,50 Euro pro Stunde verdiente. Die kausalen Beschäftigungseffekte wurden in vielen Studien – mit teilweise verschiedenen Ansätzen und basierend auf unterschiedlichen Datengrundlagen – untersucht (vgl. Caliendo et al. 2019 oder Bruttel 2019 für eine ausführliche Würdigung). Auch wenn die Resultate etwas variieren, lassen sich doch folgende Kernergebnisse konstatieren:

			Erstens, für die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ergeben sich keine negativen, in einigen Studien sogar leicht positive Effekte. Zweitens, der Mindestlohn hat zu einem Rückgang der geringfügigen Beschäftigung geführt. Dabei ist ein Teil der vormals geringfügig Beschäftigten direkt in ein so­zialversicherungspflichtiges (Teilzeit-)Arbeitsverhältnis gewechselt (etwa 40%, vgl. vom Berge und Weber 2017), während sich andere vom Arbeitsmarkt zurückgezogen oder arbeitslos gemeldet haben. Drittens, für die Gesamtbeschäftigung weist der Großteil der Studien einen leicht negativen Effekt aus. Demzufolge gab es einen Verlust von etwa 60000 (vgl. Bossler und Gerner 2019) bis 140000 Arbeitsverhältnissen (vgl. Caliendo et al. 2018). Darüber hinaus gibt es Anzeichen dafür, dass sich die Einstellungsdynamik verringert hat, also weniger neue Stellen geschaffen wurden. Die Befürchtungen eines massiven Stellenabbaus haben sich insgesamt also nicht bewahrheitet, auch wenn es Hinweise auf leicht negative Beschäftigungseffekte gibt. Die Gründe hierfür sind vielfältig und wurden an anderer Stelle bereits ausführlich diskutiert (vgl. z.B. Bruttel et al. 2019). Für die weitere Diskussion sind vor allem drei mögliche Erklärungen interessant, die nachfolgend aufgegriffen werden sollen: Anpassungsmechanismen jenseits von Entlassungen (z.B. Arbeitszeitreduzierung, Preiserhöhungen oder Gewinnverzicht), die Umgehung des Mindestlohns und die gute konjunkturelle Lage seit der Einführung. 

			Firmen haben vielfältige Anpassungskanäle genutzt, um Entlassungen zu vermeiden

			Das Ausbleiben der stark negativen Beschäftigungseffekte wurde durch vielfältige Anpassungsmechanismen begünstigt, die die Firmen seit der Einführung des Mindestlohns genutzt haben. Arbeitgeber*innen müssen auf gestiegene Lohnkosten nicht unmittelbar mit Entlassungen reagieren, sondern können den Anstieg der gesamten Lohnkosten auch senken, indem sie z.B. die (bezahlte) Arbeitszeit reduzieren (z.B. durch Arbeitsverdichtung). Gleichzeitig können Arbeitnehmer*innen ein Interesse daran haben, ihre Arbeitszeit anzupassen, z.B. um Verdienstgrenzen für geringfügige Beschäftigung nicht zu überschreiten. Deskriptive Auswertungen auf Basis der Verdiensterhebung zeigen auch für 2017, dass etwa 40% der Unternehmen die Arbeitszeitverkürzung als betriebliche Anpassungsmaßnahme nutzten (vgl. Kann 2018) und bestätigen damit frühere Ergebnisse z.B. auf Basis des IAB-Betriebspanels (vgl. Bellmann et al. 2016). Diese Ergebnisse können auch auf individueller Ebene mit kausalen Analysen bestätigt werden. Je nach Abgrenzung und Datengrundlage ergibt sich für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte ein Rückgang von etwa 5% in der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit von 2014 auf 2015. Das entspricht etwa 1,5 Arbeitsstunden pro Woche und hochgerechnet einem Rückgang der aggregierten vertraglichen Arbeitszeit von ungefähr 3,1 Mio. sozialversicherungspflichtigen Arbeitsstunden (äquivalent zu 79000 Vollzeitbeschäftigten mit einer wöchentlichen Arbeitszeit von 39 Stunden pro Woche). Der Rückgang in der tatsächlichen Arbeitszeit ist geringer. Dies kann als Indiz für einen Anstieg der (unbezahlten) Überstunden gesehen werden und deutet darauf hin, dass es keinen Rückgang im Arbeitsvolumen gab (vgl. Bonin et al. 2018). Die gute wirtschaftliche Lage hat es den Betrieben auch erleichtert, die gestiegenen Arbeitskosten anderweitig zu kompensieren. So sind z.B. die Preise in Branchen, die vom Mindestlohn überdurchschnittlich betroffen waren, auch überdurchschnittlich stark gestiegen, und Firmen waren eher bereit, auf Gewinne zu verzichten (vgl. Bruttel 2019; Bossler et al. 2018). Es ist auch anzunehmen, dass Firmen niederschwellige Maßnahmen zur Effizienzsteigerung umgesetzt haben (z.B. interne Reorganisation von Arbeitsabläufen), um die Arbeitsproduktivität zu erhöhen. 

			Nach wie vor erhalten (zu) viele Anspruchsberechtigte den Mindestlohn nicht 

			Ein weiterer wichtiger Anpassungsmechanismus ist die Umgehung des Mindestlohns. Obwohl der Mindestlohn eine hohe gesellschaftliche Akzeptanz erfährt, ist es relativ unstrittig, dass ihn auch fünf Jahre nach seiner Einführung nicht alle Anspruchsberechtigten erhalten. Das ist nicht nur aus gesellschaftspolitischer Sicht abzulehnen, sondern erschwert auch die Interpretation der oben berichteten kausalen Effekte. Wenn viele Unternehmen den Mindestlohn de facto gar nicht zahlen (müssen), steigt auch deren Lohnsumme nicht, so dass es konsequenterweise auch nicht zu negativen Beschäftigungseffekten kommen muss. Die oben ge­zogenen Schlussfolgerungen sind in dieser Hinsicht daher nur bedingt aussagekräftig. Will man den Umfang dieser Nicht-Einhaltung (»Non-Compliance«) beziffern, steht man vor dem Problem, welche Daten dafür heranzuziehen sind. Die Daten der Bundesagentur für Arbeit sind dafür nur bedingt geeignet, da hier keine Angaben zu den geleisteten Arbeitsstunden enthalten sind. Insofern muss man auf Befragungsdaten ausweichen, wobei neben dem Sozio-oekonomischen Panel (Befragung von Arbeitnehmer*innen) hier vor allem die Verdienststrukturerhebung (Befragung von Arbeitgeber*innen) und die nachfolgenden Verdiensterhebungen relevant sind. Die Vor- und Nachteile lassen sich folgendermaßen kurz zusammenfassen (vgl. Caliendo et al. 2019 für eine ausführliche Diskussion): 

			In Befragungsdaten wie dem Sozio-oekonomischen Panel besteht die Gefahr, dass sich Befragte falsch erinnern und ihren Monatslohn und ihre Arbeitsstunden ungenau angeben, so dass es zu einer unpräzisen Berechnung des Stundenlohns kommen kann. Gleichzeitig bieten solche Datenquellen aber auch die einzige Chance, etwaige unbezahlte Überstunden zu erfassen. Auf der anderen Seite steht die Verdienststrukturerhebung (Pflichtbefragung von 60000 Firmen mit 1 Mio. Arbeitnehmer*innen), bei der die tatsächlichen Lohnsummen und Arbeitsstunden auf Basis der Lohnbuchhaltung erfasst werden. Diese Angaben sind potenziell genauer, schließen aber die Messung unbezahlter Mehrarbeit als mögliche Umgehungsstrategie de facto aus. Unstrittig in beiden Datenquellen ist allerdings, dass es auch im Jahr 2017 anspruchsberechtigte Personen gab, die nicht entsprechend dem Mindestlohn entlohnt wurden. Neuere Berechnungen auf Basis des SOEP gehen von etwa 1,3Mio. Betroffenen in Hauptbeschäftigung (und 500000 in einer Nebentätigkeit) aus, die 2017 unterhalb des gültigen Mindestlohns entlohnt wurden (vgl. Fedorets et al. 2019). Im Vergleich hierzu kommen Berechnungen mit der Verdiensterhebung auf etwa 830000 Jobs, die im April 2017 unterhalb des Mindestlohns vergütet wurden, und eine größere Anzahl, die genau mit dem Mindestlohn entlohnt wurde (vgl. Kann 2018). Das tatsächliche Ausmaß (ohne Messfehler, aber inklusive Berücksichtigung von unbezahlter Mehrarbeit) lässt sich nicht mit Sicherheit bestimmen, die beiden Schätzungen können aber als Unter- und Obergrenze herangezogen werden. Insofern geht es nicht um die Frage ob, sondern in welchem Ausmaß eine Nicht-Einhaltung stattfindet. 

			Die Zahl der Transferempfänger und das Armutsrisiko SIND NICHT GESUNKEN

			Vor allem die oben angesprochene Reduzierung der Arbeitszeit führt dazu, dass sich die Erhöhungen im Stundenlohn nur zu einem geringeren Teil im Bruttomonatseinkommen widerspiegeln. So weisen die Daten des Statistischen Bundesamtes für den Zeitraum von 2014 bis 2016 eine Zunahme des mittleren Stundenlohns um 14% aus, während der Monatslohn in diesen zwei Jahren nur um 4% gestiegen ist (vgl. Mindestlohnkommission 2018). Kausalanalysen auf Basis des SOEP zeigen in der Zweijahresbetrachtung, dass sich das Monatseinkommen in Folge der Mindestlohneinführung um knapp 7% erhöht hat, was in der relevanten Gruppe einem Anstieg von etwa 50 Euro pro Monat entspricht (vgl. Burauel et al. 2018). In Zukunft wird noch stärker zu untersuchen sein, inwieweit sich der Mindestlohn auch auf die Nettoeinkom­mensverteilung auswirkt und damit zu einer Verrin­gerung der Lohnungleichheit beitragen kann. Der absolut gesehen geringe Anstieg im Bruttomonats­einkommen reduziert auch die Hoffnungen, dass der Mindestlohn ein geeignetes Mittel ist, um Personen aus dem Transferbezug heraus zu helfen, z.B. um die Zahl der sogenannten »Aufstocker« zu reduzieren, die trotz Beschäftigung noch Anspruch auf zusätzliche SGB-II-Leistungen haben. Während es deskriptiv zu einem leichten Rückgang im Transferbezug kam, kann dieser Effekt in kausalen Studien eher nicht bestätigt werden (vgl. z.B. Bruckmeier und Becker 2018). Das liegt u.a. daran, dass der ergänzende Arbeitslosengeld-II-Bezug vor allem aus der häufig relativ geringen Wochenarbeitszeit sowie der Zahl nicht erwerbstätiger Haushaltsmitglieder (zumeist Kinder) resultiert (vgl. Mindestlohnkommission 2018) und nicht primär durch die niedrigen Löhne bedingt ist.

			Im Hinblick auf das Armutsrisiko zeigt sich ein ähnliches Muster. Auch hier ist der Mindestlohn nur begrenzt geeignet, die Armutsrisiken zu reduzieren. Ein Haushalt gilt als armutsgefährdet, wenn das (bedarfsgewichtete) zur Verfügung stehende Einkommen unter 60% des Medianeinkommens der Gesamtbevölkerung liegt. Im Jahr 2014 waren allerdings nur 23% aller armutsgefährdeten Personen beschäftigt. Nur diese hätten potenziell vom erhöhten Mindestlohn profitieren können (vgl. Bruttel 2019). Diese Befunde decken sich im Wesentlichen mit der internationalen Evidenz, die zeigt, dass Mindestlöhne als Maßnahme zur Bekämpfung von Armut nur bedingt hilfreich sind (vgl. Neumark 2018). Bei den vom Mindestlohn profitierenden Beschäftigten handelt es sich nicht selten um Personen aus Haushalten mit mittleren bis höheren Einkommen. Dadurch kann sich die Ungleichheit der Haushaltseinkommen sogar noch verstärken, während die tatsächlich armutsgefährdeten Haushalte nicht erreicht werden, z.B. wenn alleinerziehende Eltern aufgrund familiärer Verpflichtungen gar nicht in der Lage sind, mehr Arbeitsstunden anzubieten, um von dem höheren Mindestlohn zu profitieren. Die Effekte des Mindestlohns in Deutschland im Haushaltskontext wurden bisher noch nicht ausführlich untersucht. Die Diskussion macht aber deutlich, dass dies für eine umfassende Bewertung notwendig ist. Erste deskriptive Analysen deuten aber nicht darauf hin, dass hier mit größeren Effekten zu rechnen ist.

			Der Mindestlohn ist (in vielen Städten) nicht existenzsichernd, Altersarmut vorprogrammiert

			Auch die Sicherung des Lebensunterhalts durch eigene Erwerbstätigkeit konnte durch die Einführung des Mindestlohns bisher nicht erreicht werden. Das betrifft sowohl das aktuelle Arbeitsleben als auch die daraus resultierenden Rentenansprüche. Fokussiert man der Einfachheit halber auf Single-Haushalte ohne Kinder, zeigen Untersuchungen, dass in vielen deutschen Großstädten ein höherer Mindestlohn notwendig wäre, um ein Einkommen oberhalb der Aufstockungsschwelle zu erzielen (vgl. Herzog et al. 2018). Legt man eine 40-Stunden-Woche zugrunde, trifft dies auf 15 der 20 größten Städte zu. Die großen Unterschiede in den Lebenshaltungskosten (vor allem Miete) führen dazu, dass z.B. in München ein Lohn von 12,03 Euro notwendig wäre, während in Leipzig 7,99 Euro reichen würden. Aus dem Mindestlohn resultiert auch keine existenzsichernde Rente. Schulten und Pusch (2019) weisen auf Berechnungen des Bundesarbeitsministeriums hin, nach denen ein Mindestlohn von 12,63 Euro notwendig wäre, um bei einer durchschnittlichen Arbeitszeit von 38,5 Stunden pro Woche und 45 Beitragsjahren einen Rentenanspruch oberhalb der Grundsicherung zu ermöglichen. Der gegenwärtige Mindestlohn von 9,35 Euro reicht also nicht aus, um perspektivisch Altersarmut zu vermeiden. Das ist nicht ganz überraschend und betrifft einen weitaus größeren Teil der Bevölkerung, als die 4 Mio. Erwerbstätigen, die im Jahr 2014 weniger als 8,50 Euro verdient hatten. So lag z.B. die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse mit einem Lohn unterhalb der Niedriglohnschwelle von etwa 11 Euro – also einem Bruttostundenlohn der geringer als zwei Drittel des Medianlohns aller Beschäftigen ist – im Jahr 2017 bei etwa 9 Millionen. Der Anteil der Niedrigeinkommensbezieher*innen ist seit etwa zehn Jahren bei rund einem Viertel gleichgeblieben und wurde durch den Mindestlohn nicht gesenkt, auch wenn die Löhne im Niedrigeinkommenssektor gestiegen sind (vgl. Grabka und Schröder 2019). 

			Was passiert, wenn sich die konjunkturelle Lage verschlechtert? 

			Die gute wirtschaftliche Lage hat es den Betrieben bisher erleichtert, die durch den Mindestlohn gestiegenen Arbeitskosten anderweitig zu kompensieren (siehe oben). Mittel- und langfristig stellt sich dann die Frage, inwieweit es zu einer Substitution durch höher qualifizierte Arbeitnehmer*innen oder Kapital (arbeitssparende Technologien) kommt. Diese Punkte wurden in den bisherigen Studien nur bedingt abgebildet und gewinnen zusätzlich an Bedeutung, sobald es zu einer Eintrübung der konjunkturellen Lage kommt, wie es im Jahr 2020 zu erwarten ist. Ein steigender Kostendruck und ausbleibende Aufträge könnten in Unternehmen zu stärkeren Anpassungsreaktionen als bisher führen. Es ist zu vermuten, dass sich dann negative Beschäftigungswirkungen in Regionen mit unterdurchschnittlicher Wachstumsdynamik ausgeprägter entfalten und insbesondere Beschäftigungsgruppen, für die der Mindestlohn besondere Bedeutung hat, wie z.B. Geringqualifizierte, davon betroffen sein werden. Die internationale Evidenz zu den Beschäftigungseffekten von Mindestlöhnen wird durchaus kontrovers diskutiert. Jedoch zeigen Studien, die sich speziell mit den Auswirkungen für die am geringsten qualifizierten – und damit am stärksten betroffenen – Arbeitnehmer*innen beschäftigen, recht deutlich, dass Mindestlöhne die Arbeitsnachfrage für diese Gruppe reduzieren (vgl. Clemens und Wither 2018). Insofern kann es zu Situationen kommen, in denen zwar einige Arbeitnehmer*innen von höheren Stundenlöhnen profitieren, andere aber den Verlust ihres Arbeitsplatzes hinnehmen müssen. Das wiederum erhöht langfristig das Armutsrisiko deutlich. Dies gilt umso mehr, da Geringqualifizierte auch überdurchschnittlich oft langzeitarbeitslos werden. In diesem Zusammenhang ist auch interessant, auf die Ausnahmeregelung für Langzeitarbeitslose zu schauen. Für Arbeitsverhältnisse von Arbeitnehmer*innen, die unmittelbar vor Beginn der Beschäftigung langzeitarbeitslos waren, kann der Mindestlohn in den ersten sechs Monaten der Beschäftigung ausgesetzt werden (um ihnen so gegebenenfalls einen leichteren Einstieg zu ermöglichen). Es zeigt sich aber, dass diese Ausnahmeregelung nur selten genutzt wird. Nur 1% der Firmen im IAB-Betriebspanel gab 2015 an, aufgrund des Mindestlohns verstärkt Personen eingestellt zu haben, die unterhalb des Mindestlohns entlohnt werden können (vgl. Bellmann et al. 2016). Auch weitere kausalanalytische Studien verdeutlichen, dass sich die Einstellungswahrscheinlichkeit von Langzeitarbeitslosen durch die Ausnahmeregelung vom Mindestlohn nicht erhöht hat (vgl. Umkehrer und vom Berge 2019). 

			EINIGES ERREICHT, VIELES ABER AUCH NICHT! WAS IST JETZT ZU TUN? 

			Basierend auf diesen Ergebnissen, kann festgehalten werden, dass die Einführung des Mindestlohns den Stundenlohn für einen Großteil der anspruchsberechtigten Empfänger*innen teilweise deutlich erhöht hat. Die Beschäftigung hat darunter bisher nur wenig gelitten. Die Ergebnisse zeigen aber auch, dass die Durchsetzung der Mindestlohngesetzgebung noch nicht vollständig gelungen ist. Eine Reihe der angestrebten Ziele – wie z.B. die Sicherung des Lebensunterhalts durch eigene Erwerbsarbeit und die Verringerung von Armutsrisiko oder Transferbezug – wurden noch nicht erreicht und es ist auch fraglich, ob der Mindestlohn hierfür generell ein geeignetes Instrument darstellt. Insofern stellt sich die Frage, welche Maßnahmen in Zukunft erforderlich sind, im Rahmen der Mindestlohngesetzgebung und darüber hinaus. 

			Mindestlohn für alle! Bessere gesetzliche Regelungen zur Arbeitszeiterfassung

			Im Rahmen der Mindestlohngesetzgebung gilt es zuvorderst den Mindestlohn nun auch für alle anspruchsberechtigten Beschäftigten durchzusetzen. Die Umsetzung des EuGH-Urteils zur Arbeitszeiterfassung aus dem Mai 2019, nach dem Regelungen für eine verbindliche Messung der täglich geleisteten Arbeitszeit geschaffen werden müssen, kann ein erster Schritt in diese Richtung sein. Wichtig bei der Umsetzung wird sein, dass es eine beidseitig bestätigte Dokumentationspflicht geben wird, die neben der genauen Erfassung der bezahlten Arbeitszeit auch unbezahlte Überstunden in den Blick nimmt. Ergebnisse der IAB-Arbeitszeitrechnung belegen z.B., dass etwa 45% der im dritten Quartal 2019 geleisteten Überstunden unbezahlt waren. Eine bessere Dokumentation der Arbeitszeit wird auch dabei helfen, zukünftige Evaluationsstudien zu verbessern und präzisere Aussagen zu den Wirkungen des Mindestlohns (und anderer arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen) zu erlauben. Die vielfach beklagte geringe Kontrollintensität seitens der Zollbehörden und die relativ niedrigen Strafen für Verstöße gegen die Mindestlohngesetzgebung sind weitere Stellschrauben, an denen gedreht werden kann. Der Mindestlohn ist gesellschaftlich akzeptiert und sollte nun auch vollumfänglich umgesetzt werden. 

			Regionale Experimente wagen und Variation zulassen

			Ganz unabhängig von der konjunkturell unsicheren Lage, bergen die aktuell politisch diskutierten ad hoc Erhöhungen des Mindestlohns die Gefahr, dass sie sich nachteilig auf die bisher eher positiv verlaufene Beschäftigungsentwicklung auswirken könnten. Die Eingriffstiefe war bei der Einführung des Mindestlohns im internationalen Vergleich schon relativ hoch (etwa 4 Mio. Beschäftigte haben weniger als 8,50Euro verdient), wäre aber bei einem bundesweiten Mindestlohn von z.B. 12 Euro deutlich höher (etwa 11 Mio. Beschäftigte oder 30%). Stattdessen wäre es angebracht, über regional differenzierte Mindestlöhne nachzudenken – z.B. in Form von Experimentierklauseln – die eine Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenshaltungskosten erlauben. Während man z.B. in München für die Miete einer Wohnung mit 60 m2 bei der aktuellen Lohnuntergrenze durchschnittlich etwa 130 Mindestlohnstunden arbeiten muss, sind es in Leipzig nur 45 Mindestlohnarbeitsstunden. Eine regionale Variation in der Höhe des Mindestlohns, mit einer bundesweit geltenden Untergrenze, könnte ein Mittel sein, um dies zu berücksichtigen und zunächst Erfahrungen in Bezug auf die Beschäftigungswirkungen von höheren Mindestlöhnen zu sammeln. Regionale Mindestlöhne sind z.B. auch in den Vereinigten Staaten üblich, wo die landesweit gültige Untergrenze 7,25US-Dollar beträgt (und z.B. in Alabama Anwendung findet), während Bundesstaaten (z.B. Washington mit 13,50 US-Dollar) und auch einzelne Städte (z.B. Seattle mit bis zu 16 US-Dollar für größere Unternehmen) davon abweichen können. 

			Steuerzuschüsse für Niedrigeinkommens­bezieher*innen, gezielte Förderung

			Blickt man über den Rand der Mindestlohngesetzgebung hinaus, bieten sich aber auch andere Maßnahmen an, um gezielt Arbeitsanreize zu setzen und das Armutsrisiko zu verringern. Während für Single-Haushalte ohne Kinder auch Steuerentlastungen relevant sein können (ein zum Mindestlohn Vollzeit arbeitender Single zahlt etwa 90 Euro im Monat an Einkommenssteuer und 150 Euro in die Rentenversicherung), bieten sich für Haushalte mit Kindern andere Maßnahmen an. Die internationalen Erfahrungen mit Steuerzuschüssen für Niedrigeinkommensbezieher*innen (Earned Income Tax Credit) sind dabei insbesondere für gezielte Programme, die sich z.B. an alleinerziehende Mütter richten, durchweg positiv. Dabei zeigt sich, dass nicht nur der Zuschuss an sich den Familien hilft, den Armutsbereich zu verlassen, sondern es auch zu einem zusätzlichen positiven Effekt auf das Arbeitsangebot kommt, also auch mehr Arbeitsstunden angeboten werden (vgl. Neumark und Wascher 2018). Das Anbieten von mehr Arbeitsstunden (z.B. ein Wechsel von Teil- in Vollzeit) scheitert häufig aber auch an fehlenden Kinderbetreuungsmöglichkeiten oder falschen Anreizen im Steuer- und Transfersystem. Ein gutes Beispiel dafür sind die Transferentzugsraten für Haushalte in Hartz-IV-Bezug. Die aktuellen Hinzuverdienstregelungen machen eine Erhöhung des Arbeitsangebots in größerem Ausmaß unattraktiv, weil nur ein geringer Anteil des zusätzlich generierten Bruttoeinkommens bei ihnen verbleibt. Das sind weitere Stellschrauben, an denen gedreht werden kann.

			Produktivität der Arbeitnehmer*innen langfristig erhöhen, in Humankapital investieren

			Die bisherigen Ausführungen haben gezeigt, dass selbst ein Mindestlohn von 12 Euro – der aktuell politisch diskutiert wird – nur bedingt existenzsichernd ist: Für Arbeitnehmer*innen, die in Vollzeit arbeiten und entsprechend dem Mindestlohn entlohnt werden, ergäbe sich nach 45 Beitragsjahren ein Rentenanspruch, der aktuell unter der Grundsicherung liegen würde. Es kann also nicht das Ziel sein, Arbeitnehmer*innen langfristig zum Mindestlohn arbeiten zu lassen. Der offensichtliche Weg, diesem Dilemma zu entkommen, sind dementsprechend Investitionen in das Humankapital der Arbeitnehmer*innen, im Idealfall schon zu Beginn, aber auch während ihrer Arbeitsmarktkarriere, z.B. durch bessere Anreize für Fort- und Weiterbildungen. Dabei ist zu bedenken, dass geringqualifizierte Personen aktuell weniger häufig an Weiterbildungsmaßnahmen partizipieren (können) als besser qualifizierte. Deshalb wird eine gezielte Informations- und Anreizpolitik notwendig sein, um diese Gruppe zu erreichen. 

			Die Diskussion macht deutlich, dass es fünf Jahre nach der Einführung des Mindestlohns politischen Handlungsbedarf gibt. Dies gilt sowohl innerhalb der Mindestlohngesetzgebung, z.B. in Bezug auf die Durchsetzung für alle Anspruchsberechtigten oder die Öffnung für regionale Variation, aber auch darüber hin­aus. Die langfristige Sicherung des Lebensunterhalts durch eigene Erwerbsarbeit und die Verringerung des Armutsrisikos wird nicht ohne begleitende Maßnahmen in anderen Bereichen erreicht werden. 
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			Um die Ausbreitung der Corona-Pandemie einzudämmen, haben Behörden und Unternehmen in Deutschland Maßnahmen ergriffen, die weitreichende Folgen für Bevölkerung und Wirtschaft haben. Dazu gehören Reisebeschränkungen, die Absage von Veranstaltungen aller Art, die Schließung von Schulen und Universitäten, Hotels, Gaststätten und die Stilllegung von Fabriken und Dienstleistungsbetrieben. Zuletzt wurde dieser »Shutdown« durch Ausgangsbeschränkungen weiter verschärft.1 

			Das derzeit zu beobachtende »Einfrieren« großer Teile der Wirtschaft ist nicht allein das Ergebnis direkter staatlicher Verbote oder Regulierungen. Es handelt sich um eine Mischung aus staatlichen Vorgaben, Maßnahmen von Unternehmen zum Schutz der Gesundheit ihrer Beschäftigten und der Bevölkerung insgesamt sowie nicht zuletzt um individuelle Entscheidungen.2 

			Es ist absehbar, dass der Shutdown zu einem massiven Einbruch der Wirtschaftsentwicklung führen wird. Der vorliegende Beitrag legt eine Schätzung der Kosten der Stilllegungsmaßnahmen in Form verlorengegangener Wertschöpfung vor. Wir analysieren außerdem die Folgen für den Arbeitsmarkt und die Staatsfinanzen. Eine solche Schätzung ist notwendigerweise mit sehr hoher Unsicherheit behaftet. Wir legen in diesem Beitrag eine Reihe von Szenarienrechnungen vor, die Daten über einzelne Wirtschaftsbereiche aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und aus den Unternehmensbefragungen des ifo Instituts verwenden, darüber hinaus aber auf einer Reihe von Annahmen beruhen, die für die Ergebnisse der Rechnungen entscheidend sind. 

			Dabei handelt es sich vor allem um Annahmen darüber, welche Wirtschaftsbereiche ihre Aktivität wie stark reduzieren und wie schnell die Rückkehr zur normalen Wirtschaftstätigkeit erfolgt. Wegen der hohen Unsicherheit über die tatsächliche Entwicklung dieser Variablen liefern die betrachteten Szenarien Informationen über ungefähre Größenordnungen der wirtschaftlichen Konsequenzen des Shutdown. Die Ergebnisse sind im Lichte dieser Unsicherheit zu interpretieren. 

			Berechnungsansatz und betrachtete Szenarien 

			Konzeptionell setzen unsere Überlegungen auf der Entstehungsseite des Bruttoinlandsprodukts an. Wir gehen davon aus, dass die Produktion und damit die Wertschöpfung in vielen Wirtschaftsbereichen im Verlauf der Krise teils massiv gesenkt wird, sei es, weil die Produktion wegen Ansteckungsgefahr oder wegen ausfallender Lieferungen von Vorprodukten geschlossen wird, sei es, weil nach den Leistungen des Wirtschaftsbereiches keine Nachfrage mehr besteht. Wir nehmen in allen Berechnungen an, dass die Wirtschaftsaktivität nach dem Shutdown allmählich wieder ansteigt und ihr Ausgangsniveau wieder erreicht.3 In unsere Berechnungen gehen Daten und Annahmen über die Bedeutung der einzelnen Wirtschaftsbereiche für die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung, über die Betroffenheit der Wirtschaftsbereiche vom Shutdown, die Dauer des Shutdown und die Geschwindigkeit der Erholung der Wirtschaft im Rahmen der Aufhebung oder schrittweisen Lockerung des Shutdown ein. Wegen der großen Unsicherheit und der Vielfalt der möglichen Entwicklung betrachten wir sechs verschiedene Szenarien, die wir im Folgenden näher erläutern. Für jedes dieser Szenarien werden dann unterschiedliche Shutdown-Zeiträume betrachtet. 

			Betroffenheit nach Wirtschaftsbereichen

			Ausgangspunkt unserer Analyse ist die nach der Klassifizierung der Wirtschaftszweige 2008 (WZ2008) des Statistischen Bundesamtes auf Zweisteller-Ebene gegliederte Entstehungsrechnung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR). Diese liefert Informationen über die Bruttowertschöpfung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen der Volkswirtschaft. In jedem Szenario werden für jeden Wirtschaftsbereich Annahmen darüber getroffen, in welchem Umfang die Produktion und damit die Wertschöpfung während des Shutdown heruntergefahren wird und wie der Exit aus dem Shutdown verläuft. Für einige Wirtschaftsbereiche, beispielsweise den Bereich Sport, Unterhaltung und Erholung, Reisebüros oder Restaurants und Bars gehen wir von einer vollständigen Einstellung der Produktion aus. Andere Wirtschaftsbereiche, wie etwa die Pharmaindustrie, die Versorgungsunternehmen, der Gesundheitssektor oder die Land- und Forstwirtschaft, arbeiten bei voller Kapazität weiter. Für wieder andere Wirtschaftsbereiche, beispielsweise Werbung und Marktforschung oder Architekturbüros, nehmen wir eine Halbierung der Aktivität an. Die Annahmen über das Aktivitätsniveau der einzelnen Sektoren beruhen teils auf der Beobachtung bereits erfolgter Stilllegungen, teils auf Plausibilitätsüberlegungen. 

			Da das zu erwartende Ausmaß der Produktionsrückgänge in den jeweiligen Wirtschaftsbereichen sehr schwer abschätzbar ist, betrachten wir, was diese Dimension der Berechnungen angeht, drei Szenarien. Eins mit niedrigen und ein zweites mit hohen Produktionsausfällen. Die Höhe der Ausfälle setzen wir ad hoc auf der Basis von derzeit verfügbaren Informationen und Presseberichten über die einzelnen Sektoren. In einem dritten Szenario schätzen wir das zu erwartende Ausmaß der Produktionsrückgänge auf Basis der Geschäftserwartungen des vorläufigen ifo Geschäftsklimaindex vom März 2020.4 Wir teilen die einzelnen Wirtschaftsbereiche des produzierenden Gewerbes und der Dienstleister in Quintile hinsichtlich ihrer Geschäftserwartungen ein. Für die Wirtschaftsbereiche mit der größten Verschlechterung ihrer Erwartungen gehen wir von einer Produktionseinstellung aus. Bei Wirtschaftsbereichen mit den geringsten negativen Erwartungen zur künftigen Geschäftslage unterstellen wir hingegen nur einen vergleichsweise leichten Rückgang der Geschäftsaktivitäten um 20%. 

			Dauer des Shutdown

			In den Szenarien müssen Prämissen über die Dauer sowohl des Shutdown als auch der wirtschaftlichen Erholung danach gemacht werden. In unseren Szenarienrechnungen unterscheiden wir konzeptionell zwischen zwei Phasen. Die erste bezeichnen wir als Shutdown im engeren Sinne. Das ist die Zeit, in denen die Wirtschaftstätigkeit in vielen Wirtschaftsbereichen auf Eis gelegt oder auf ein Minimum reduziert ist. Die zweite Phase ist der Post-Shutdown. In dieser Phase wird die Wirtschaftstätigkeit wiederaufgenommen, aber sie erreicht noch nicht wieder das Normalniveau. Das kann zum einen daran liegen, dass die Organisation der Rückkehr zu normaler Wirtschaftstätigkeit Zeit braucht. Zum anderen kann man davon ausgehen, dass eine Auflösung eines Shutdown schrittweise erfolgt, dass insbesondere Wirtschaftsbereiche und wirtschaftliche Aktivitäten, bei denen hohe Ansteckungsgefahr besteht, später wiederaufgenommen werden als Aktivitäten mit geringeren Risiken.

			Was die Dauer der Erholung angeht, betrachten wir zwei Typen von Shutdown-Szenarien. Im einfachsten Fall nehmen wir an, dass in dem Monat nach dem Ende des Shutdown, in der Post-Shutdown-Phase, 50% der während des Shutdown angefallenen Produktionsverluste aufgeholt werden und im dann folgenden Monat wieder das Normalniveau wirtschaftlicher Tätigkeit erreicht wird, als wäre die Krise nicht eingetreten. Dieser Verlauf wird durch Abbildung 1 illustriert. Der Shutdown greift im Monat 25 und dauert in diesem Beispiel zwei Monate. Wir betrachten auch kürzere und längere Shutdown-Zeiten, gehen bei diesem Szenario aber immer davon aus, dass die Post-Shutdown-Phase (hier nur bestehend aus Monat4) sehr kurz ist und die Wirtschaft innerhalb eines Monats zu ihrer Normalaktivität zurückfindet. Für die Tiefe des Shutdown verwenden wir in Abbildung 1 beispielhaft das Szenario niedriger Produktionsausfälle.
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			Da eine so schnelle Erholung sehr herausfordernd wäre und überhaupt nur realistisch erscheint, wenn die Zeit des Shutdown nicht zu lang wird, betrachten wir in einer zweiten Gruppe von Szenarien eine längere Erholungsphase. Dabei nehmen wir für die Post-Shutdown-Phase an, dass alle Wirtschaftsbereiche eine gewisse Zeit brauchen, um ihre Wirtschaftsaktivität wieder auszudehnen. Wir gehen davon aus, dass diese Phase umso länger dauert, je länger der Shutdown gedauert hat. Daraus folgt, dass die Kosten des Shutdown mit seiner Dauer überproportional zunehmen. Das ist dadurch begründet, dass es bei längerer Unterbrechung der Produktion größere Schäden durch Insolvenzen, Abwanderung von Arbeitskräften und den Verlust von Geschäftsbeziehungen gibt. Dadurch verlängert sich die Zeit, die benötigt wird, um zu einem Normalniveau wirtschaftlicher Aktivität zurückzukehren. Darüber hinaus nehmen wir an, dass einige Wirtschaftsbereiche auch nach Ende des Shutdown beschränkt bleiben, beispielsweise deshalb, weil bei ihren Aktivitäten die Ansteckungsgefahr besonders hoch ist. Diesen Zustand bezeichnen wir als Post-Shutdown-Normalniveau. Für eine gewisse Zeit sind diese Sektoren von der wirtschaftlichen Erholung, die andere Wirtschaftsbereiche kennzeichnet, zumindest partiell ausgeschlossen. 

			Die Kosten der Dauer des Shutdown schlagen sich also insgesamt in einer längeren Post-Shutdown-Phase nieder, die umso länger ausfällt, je länger der Shutdown anhält. In den Berechnungen setzen wir das auf folgende Weise um. Nach einer n Monate dauernden Shutdown-Phase benötigt die Wirtschaft weitere n Monate des Aufholens, in denen sie die Hälfte der Ausfälle zwischen Shutdown und Post-Shutdown-Normalniveau wettmacht. Erst im Anschluss daran wird das Post-Shutdown-Normalniveau erreicht. Abbildung2 illustriert diesen Szenarientyp mit einer länger währenden Erholungsphase für den Fall eines zweimonatigen Shutdown. Auch hier beginnt der Shutdown im Monat2, im Monat 4 wird er gelockert, aber das Post-Shutdown-Normalniveau wird erst im Monat 6 erreicht. Im Monat 7 herrscht wieder Normalzustand. Auch hier verwenden wir in der Abbildung beispielhaft das Szenario niedriger Produktionsausfälle im Shutdown.



   			 Abb. 2
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			Überblick über die betrachteten Szenarien

			Durch die Kombination der verschiedenen Fälle für die Tiefe des Shutdown und die Dauer der Erholung ergeben sich insgesamt sechs Szenarien, die in Tabelle1 zusammengefasst werden. 


Tab. 1

			
				
					
					
					
				
				
					
							
							Die sechs Szenarien

						
					

					
							
							Szenario

						
							
							Gesamtwirtschaftlicher 

							Wertschöpfungsrückgang im Shutdown

						
							
							Dauer der Post-Shutdown-Phase

						
					

					
							
							1

						
							
							Niedrig

						
							
							1 Monat

						
					

					
							
							2

						
							
							Hoch

						
							
							1 Monat

						
					

					
							
							3

						
							
							ifo Konjunkturumfragen-basiert

						
							
							1 Monat

						
					

					
							
							4

						
							
							Niedrig

						
							
							Mindestens 2 Monate, verlängert sich bei längerem Shutdown

						
					

					
							
							5

						
							
							Hoch

						
							
							Mindestens 2 Monate, verlängert sich bei längerem Shutdown

						
					

					
							
							6

						
							
							ifo Konjunkturumfragen-basiert

						
							
							Mindestens 2 Monate, verlängert sich bei längerem Shutdown

						
					

					
							
							Quelle: Zusammenstellung des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Für jedes der sechs Szenarien betrachten wir die Folgen für einen, zwei und drei Monate Shutdown, so dass unsere Analyse insgesamt 18 Szenarien enthält. Außerdem untersuchen wir die Auswirkungen von (weiteren) Verlängerungen des Shutdown auf die Kosten. Bei der Berechnung der Kosten betrachten wir als kontrafaktisches Szenario (Fall ohne Corona­krise) ein Bruttoinlandsprodukt für 2020 entsprechend der ifo Konjunkturprognose vom Dezember 2019 (vgl. Wollmershäuser et al. 2019).

			Ergebnisse der Szenarienrechnungen

			Unsere Berechnungen führen zu dem Ergebnis, dass die Shutdown-Phasen zu erheblichen Produktionsausfällen und damit hohen Rückgängen des Bruttoinlandsprodukts in diesem Jahr führen. Dabei erreichen die Produktionsausfälle bei einer Dauer des Shutdown von mehr als einem Monat schnell Dimensionen, die deutlich jenseits der Wachstumseinbrüche liegen, die aus früheren Rezessionen zumindest in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland bekannt sind.

			Tabelle 2 enthält die Ergebnisse der Kostenberechnungen für den Fall eines Shutdown von nur einem Monat. Szenario 3 geht von den niedrigsten Produktionseinbrüchen und der schnellsten Erholung aus. Die Kosten des Shutdown betragen hier aufs Jahr gerechnet 152 Mrd. Euro, das Bruttoinlandsprodukt bricht um 4,3% ein. Derzeit spricht allerdings alles dafür, dass die Beeinträchtigung der Wirtschaft deutlich länger anhalten könnte. Man kann auch nicht ausschließen, dass die Beeinträchtigung der Produktion stärker ausfällt. Im Szenario 5 sind die Produktionsverluste während des Shutdown größer, und die Erholungszeit (Post-Shutdown-Phase) dauert zwei Monate. Das steigert die Kosten bereits auf 7,5% desBIP.


Tab. 2

			
				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Wertschöpfungsverluste durch die Coronakrise: Ein Monat Shutdown

						
					

					
							
							Szenario

						
							
							Dauer Shutdown/ Post-Shutdown

							(in Monaten)

						
							
							Größter Wertschöpfungs-

							verlust in einem Monat (Shutdown) in %

						
							
							Wertschöpfungsverlust im Jahr (Mrd. Euro)

						
							
							Rückgang der Jahreswachstumsrate des BIP (in Prozentpunkten)

						
					

					
							
							1

						
							
							1 / 1

						
							
							40,4

						
							
							180

						
							
							5,1

						
					

					
							
							2

						
							
							1 / 1

						
							
							48,7

						
							
							216

						
							
							6,1

						
					

					
							
							3

						
							
							1 / 1

						
							
							34,8

						
							
							152

						
							
							4,3

						
					

					
							
							4

						
							
							1 / 2

						
							
							40,4

						
							
							226

						
							
							6,4

						
					

					
							
							5

						
							
							1 / 2

						
							
							48,7

						
							
							265

						
							
							7,5

						
					

					
							
							6

						
							
							1 / 2

						
							
							34,8

						
							
							202

						
							
							5,7

						
					

					
							
							Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Die Tabellen 3 und 4 geben einen Überblick über die Kosten für den Fall, dass die Shutdown-Phase zwei bzw. drei Monate dauert. Entsprechend höher sind die Kosten.


Tab. 3


				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Wertschöpfungsverluste durch die Coronakrise: Zwei Monate Shutdown

						
					

					
							
							Szenario

						
							
							Dauer Shutdown/ Post-Shutdown

							(in Monaten)

						
							
							Größter Wertschöpfungs-

							verlust in einem Monat (Shutdown) in %

						
							
							Wertschöpfungsverlust im Jahr (Mrd. Euro)

						
							
							Rückgang der Jahreswachstumsrate des BIP (in Prozentpunkten)

						
					

					
							
							1

						
							
							2 / 1

						
							
							40,4

						
							
							297

						
							
							8,4

						
					

					
							
							2

						
							
							2 / 1

						
							
							48,7

						
							
							357

						
							
							10,1

						
					

					
							
							3

						
							
							2 / 1

						
							
							34,8

						
							
							255

						
							
							7,2

						
					

					
							
							4

						
							
							2 / 3

						
							
							40,4

						
							
							421

						
							
							11,9

						
					

					
							
							5

						
							
							2 / 3

						
							
							48,7

						
							
							495

						
							
							14

						
					

					
							
							6

						
							
							2 / 3

						
							
							34,8

						
							
							368

						
							
							10,4

						
					

					
							
							Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			


Tab. 4

			
				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Wertschöpfungsverluste durch die Coronakrise: Drei Monate Shutdown

						
					

					
							
							Szenario

						
							
							Dauer Shutdown/ Post-Shutdown

							(in Monaten)

						
							
							Größter Wertschöpfungs-

							verlust in einem Monat (Shutdown) in %

						
							
							Wertschöpfungsverlust im Jahr (Mrd. Euro)

						
							
							Rückgang der Jahreswachstumsrate des BIP (in Prozentpunkten)

						
					

					
							
							1

						
							
							3 / 1

						
							
							40,4

						
							
							418

						
							
							11,8

						
					

					
							
							2

						
							
							3 / 1

						
							
							48,7

						
							
							502

						
							
							14,2

						
					

					
							
							3

						
							
							3 / 1

						
							
							34,8

						
							
							354

						
							
							10

						
					

					
							
							4

						
							
							3 / 4

						
							
							40,4

						
							
							619

						
							
							17,5

						
					

					
							
							5

						
							
							3 / 4

						
							
							48,7

						
							
							729

						
							
							20,6

						
					

					
							
							6

						
							
							3 / 4

						
							
							34,8

						
							
							538

						
							
							15,2

						
					

					
							
							Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Als wesentliches Ergebnis ist festzuhalten, dass die Kosten des Shutdown schon bei einer Länge von drei Monaten astronomische Höhen erreichen und das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts in diesem Jahr zwischen 10 und knapp über 20 Prozentpunkte reduzieren können.

			Tabelle 5 enthält Informationen über die zusätzlichen Kosten, die entstehen, wenn der Shutdown über die Länge von einem Monat hinaus ausgedehnt wird. Eine Verlängerung von nur einer Woche erhöht die Kosten demnach um 25–57 Mrd. Euro. Das verdeutlicht, wie wichtig es ist, intensiv nach Möglichkeiten zu suchen, wie eine Verkürzung des Shutdown-Zeitraums mit der effektiven Bekämpfung der Epidemie verbunden werden kann.


Tab. 5

			
				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Zusätzliche Kosten einer Verlängerung der Shutdown-Phase, ausgehend von einem kurzen Shutdown (1 Monat)

						
					

					
							
							Szenario

						
							
							Verlängerung des Shutdown um …

						
					

					
							
							1 Woche (0,25 Monate)

						
							
							1 Monat

						
							
							6 Wochen (1,5 Monate)

						
					

					
							
							Mrd. Euro

						
							
							Prozentpunkte des BIP

						
							
							Mrd. Euro

						
							
							Prozentpunkte des BIP

						
							
							Mrd. Euro

						
							
							Prozentpunkte des BIP

						
					

					
							
							1

						
							
							28

						
							
							0,8

						
							
							117

						
							
							3,3

						
							
							177

						
							
							5

						
					

					
							
							2

						
							
							35

						
							
							1

						
							
							142

						
							
							4

						
							
							216

						
							
							6,1

						
					

					
							
							3

						
							
							25

						
							
							0,7

						
							
							103

						
							
							2,9

						
							
							152

						
							
							4,3

						
					

					
							
							4

						
							
							50

						
							
							1,4

						
							
							195

						
							
							5,5

						
							
							294

						
							
							8,3

						
					

					
							
							5

						
							
							57

						
							
							1,6

						
							
							230

						
							
							6,5

						
							
							347

						
							
							9,8

						
					

					
							
							6

						
							
							42

						
							
							1,2

						
							
							166

						
							
							4,7

						
							
							255

						
							
							7,2

						
					

					
							
							Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Bei der Interpretation der Resultate unserer Berechnungen ist es wichtig zu berücksichtigen, dass sie auf vielfältigen Prämissen zu ökonomischen Größen beruhen, über deren Entwicklung keine oder nur sehr begrenzt belastbare Informationen vorliegen. Dar­über hinaus ist zu bedenken, dass verschiedene Arten von Kosten des Shutdown in unseren Berechnungen ausgeklammert wurden. Dazu gehören die entfallenden Stunden des Unterrichts in Schulen und Hochschulen, aus ökonomischer Sicht also ausbleibende Humankapitalinvestitionen. Zu diesen Kosten gehören auch die sozialen und psychologischen bis hin zu me­dizinischen Belastungen, die mit Teilaspekten des Shutdown wie etwa Ausgehbeschränkungen einhergehen. 

			Schätzung der Folgen für den Staatshaushalt

			Die Abschätzung der Folgen des Shutdown für den Staatshaushalt ist mit noch größerer Unsicherheit behaftet als die Abschätzung der Folgen für die Wertschöpfung. Der verringerte Konsum und die Verringerung der Investitionen führen zu einem Rückgang der indirekten Steuern. Durch die in mehreren Ländern bestehende Möglichkeit, sich die Umsatzsteuervorauszahlungen zurückerstatten zu lassen, wird dies noch verstärkt werden. Des Weiteren führen die starken Gewinneinbußen der Unternehmen dazu, dass die darauf anfallenden Ertragsteuern deutlich zurückgehen werden. Die Möglichkeit, Steuervorauszahlungen zu stunden, ist im laufenden Jahr mit zusätzlichen Kosten für die öffentlichen Haushalte verbunden. Die rückläufige Beschäftigung macht sich auch in rückläufigen Lohnsteuerzahlungen und geleisteten Sozialbeiträgen bemerkbar. Gleichzeitig sind die höheren Arbeitslosenzahlen und die stark ausgeweitete Kurzarbeit auch mit erhöhten Ausgaben der öffentlichen Haushalte verbunden. Unter Stabilisierungsaspekten ist dieser Rückgang von Steuern und Zuwachs von Ausgaben erwünscht (vgl. Dolls et al. 2012).

			Unsere Szenarien ergeben, dass die Belastungen für den Staatshaushalt je nach Verlauf des Shutdown zwischen 50 Mrd. und 200 Mrd. Euro betragen könnten. Im Falle eines einmonatigen Shutdown, der den Szenarien 1–3 entspricht, betragen die Kosten rund 50Mrd. Euro. Im Falle eines dreimonatigen Shutdown mit anschließender einmonatiger Post-Shutdown-Phase wären die Kosten deutlich höher. So würden die Kosten für Szenario 4 um die 175Mrd. Euro betragen. Die Kosten für die Szenarien 5 und 6 würden 200 bzw. 150 Mrd. Euro betragen. Dabei sind die Kosten für Darlehen und Bürgschaften, bei denen es Ausfälle geben wird, sowie eventuelle Lasten für europäische Rettungsschirme noch nicht berücksichtigt. Die Zeiten der hohen Finanzierungsüberschüsse der öffentlichen Kassen sind vorbei und werden zumindest in näherer Zukunft auch nicht zurückkehren.

			Abschätzung der Effekte auf Beschäftigung und Kurzarbeit

			Nachfolgend sollen für jedes Szenario die Effekte auf die Beschäftigung und die Anzahl der Personen in Kurzarbeit abgeschätzt werden.6 Zunächst wird hierfür für jeden Wirtschaftsbereich das vom Shutdown betroffene Arbeitsvolumen auf Basis der jeweiligen Beschäftigung approximiert.7 

			Das vom Shutdown betroffene Arbeitsvolumen wird über verschiedene Kanäle kompensiert. Ein Teil dessen wird über den Abbau von Beschäftigung aufgefangen, d.h. durch ausbleibende Einstellungen, Auslaufen von befristeten Verträgen und Entlassungen; ein weiterer Teil über verschiedene Maßnahmen zur Reduktion der durchschnittlichen Arbeitszeit der verbliebenen Arbeitnehmer. Zu diesen gehören beispielsweise Kurzarbeit und der Abbau von Guthaben auf Gleitzeitkonten. Zuletzt ist davon auszugehen, dass ein Teil des betroffenen Arbeitsvolumens über eine geringere Stundenproduktivität kompensiert wird. Dies bedeutet, dass ein Teil des betroffenen Arbeitsvolumens dennoch geleistet wird. 

			Die Aufteilung der Arbeitsmarktanpassung auf die beschriebenen Kanäle lässt sich aufgrund fehlender historischer Erfahrungen nur schwer approximieren. Die hierbei vorgenommenen Annahmen sind in Tabelle6 zusammengefasst. In sämtlichen Szenarien wird unterstellt, dass nur ein geringer Anteil durch Beschäftigungsabbau kompensiert wird und Unternehmen wie z.B. in der Wirtschaftskrise 2008/2009 versuchen werden, ihre Beschäftigten weitestgehend zu halten. Des Weiteren gehen wir davon aus, dass vor allem zu Beginn des Shutdown dem Abbau von Urlaubs- und Gleitzeitguthaben eine bedeutende Rolle zukommt. Sofern Arbeitnehmer in Kurzarbeit geschickt werden, ist anzunehmen, dass der durchschnittliche Grad der Kurzarbeit nahezu vollständig ist, d.h. nur noch wenige Stunden gearbeitet werden. Zuletzt dürfte der Anteil der abgebauten Minijobs (ausschließlich oder im Nebenerwerb geringfügig Beschäftigte) überproportional hoch sein.

			Die einzelnen Parameter werden dabei stark von der Dauer des Shutdown und der Dauer der Post-Shutdown-Phase abhängen: Die Stärke des Stellenabbaus dürfte mit der Dauer ebenso steigen, wie der Einsatz von Kurzarbeit. Im Gegensatz hierzu dürfte die Bedeutung des Abbaus von Urlaub und Gleitzeitguthaben im Zeitverlauf sinken.


Tab. 6


				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Annahmen zur Abschätzung der Arbeitsmarkteffekte

						
					

					
							
							Szenarien

						
							
							Sozialversicherungspfl. Beschäftigung

						
							
							Minijobs

						
					

					
							
							Dauer Shutdown

						
							
							Dauer Post-Shutdown

						
							
							Kompensation durch Stellenabbau (VG/DL)a

						
							
							Kompensation durch Kurzarbeitb

						
							
							Ø Grad der Kurzarbeitc

						
							
							Kompensation durch Stellenabbau (VG/DL)d

						
					

					
							
							1 Monat

						
							
							Kurz

						
							
							1,0% / 1,5%

						
							
							15%

						
							
							75%

						
							
							30% / 30%

						
					

					
							
							1 Monat 

						
							
							Lang

						
							
							1,5% / 2,3%

						
							
							20%

						
							
							75%

						
							
							35% / 35%

						
					

					
							
							2 Monate

						
							
							Kurz

						
							
							3,0% / 4,5%

						
							
							25%

						
							
							80%

						
							
							50% / 50%

						
					

					
							
							2 Monate 

						
							
							Lang

						
							
							4,0% / 6,0%

						
							
							30%

						
							
							80%

						
							
							55% / 55%

						
					

					
							
							3 Monate 

						
							
							Kurz

						
							
							5,0% / 7,5%

						
							
							35%

						
							
							90%

						
							
							70% / 70%

						
					

					
							
							3 Monate

						
							
							Lang

						
							
							8,0% / 12,0%

						
							
							40%

						
							
							90%

						
							
							70% / 70%

						
					

					
							
							a Annahme zum Anteil des durch Shutdown betroffenen Arbeitsvolumens der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, der durch Stellenabbau kompensiert wird; unterschieden nach Verarbeitendem Gewerbe (VG) und Dienstleistungssektor (DL). b Anteil des nach Stellenabbau verbliebenen, betroffenen Arbeitsvolumens der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, der durch Kurzarbeit kompensiert wird. c Grad der Kurzarbeit (wenn Produktionsausfall dieses Niveau überschreitet, wird stattdessen der Produktionsausfall gesetzt). d Anteil des betroffenen Arbeitsvolumens der geringfügig Beschäftigten, der durch Stellenabbau kompensiert wird.

						
					

					
							
							Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Basierend auf diesen Annahmen ergeben sich in allen Szenarien starke Effekte auf die Beschäftigung (vgl. Tab. 7).8 Bei einem Shutdown von einem Monat ergibt sich je nach Szenario ein Verlust von 160000 bis 340000 sozialversicherungspflichtigen Beschäf­tigungsverhältnissen und 180000 bis 390000Minijobs. Dauert der Shutdown zwei Monate an, ist in den betroffenen Branchen entsprechend dieser Rechnung mit einem Abbau von 470000 bis 910000 so­zialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnissen und 300000 bis 610000 abgebauten Minijobs zu rechnen; bei einer Dauer von drei Monaten steigen die Verluste auf 780000 bis 1,8Mio. sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnisse und 420000 bis 780000 Minijobs.


Tab. 7

		
				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Effekte auf Beschäftigung 

						
					

					
							
							Szenario

						
							
							Beschäftigungsabbau nach Dauer des Shutdown in Tausend

						
					

					
							
							Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung

						
							
							Geringfügige Beschäftigunga

						
					

					
							
							1 Monat

						
							
							2 Monate

						
							
							3 Monate

						
							
							1 Monat

						
							
							2 Monate

						
							
							3 Monate

						
					

					
							
							1

						
							
							190

						
							
							570

						
							
							950

						
							
							290

						
							
							490

						
							
							680

						
					

					
							
							2

						
							
							230

						
							
							680

						
							
							1130

						
							
							330

						
							
							550

						
							
							780

						
					

					
							
							3

						
							
							160

						
							
							470

						
							
							780

						
							
							180

						
							
							300

						
							
							420

						
					

					
							
							4

						
							
							280

						
							
							760

						
							
							1510

						
							
							340

						
							
							540

						
							
							680

						
					

					
							
							5

						
							
							340

						
							
							910

						
							
							1810

						
							
							390

						
							
							610

						
							
							780

						
					

					
							
							6

						
							
							230

						
							
							620

						
							
							1250

						
							
							210

						
							
							330

						
							
							420

						
					

					
							
							a Gesamte geringfügige Beschäftigung (ausschließlich geringfügig und im Nebenerwerb).

						
					

					
							
							Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			

			In allen Szenarien steigt die Gesamtzahl an Kurzarbeitern auf ein Niveau, das die Höchststände während der Finanzkrise 2008/2009 in Höhe von 1,5 Mio. Kurzarbeitern z.T. deutlich überschreitet (vgl. Tab. 8). Bei einem einmonatigen Shutdown ist entsprechend dieser Rechnung mit 2,1 Millionen bis 3,9 Millionen zu rechnen. Hält der Shutdown über zwei bzw. drei Monate an, dürfte die Zahl auf 3,4 bis 5,5 Millionen bzw. 4,2 Millionen bis 6,6 Millionen steigen. 


Tab. 8

			
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Effekte auf Kurzarbeit

						
					

					
							
							 Szenario

						
							
							Kurzarbeiter nach Dauer des Shutdown in Millionen

						
					

					
							
							1 Monat

						
							
							2 Monate

						
							
							3 Monate

						
					

					
							
							1

						
							
							2,7

						
							
							4,3

						
							
							5,3

						
					

					
							
							2

						
							
							2,9

						
							
							4,6

						
							
							6

						
					

					
							
							3

						
							
							2,1

						
							
							3,4

						
							
							4,2

						
					

					
							
							4

						
							
							3,6

						
							
							5,1

						
							
							5,8

						
					

					
							
							5

						
							
							3,9

						
							
							5,5

						
							
							6,6

						
					

					
							
							6

						
							
							2,8

						
							
							4

						
							
							4,6

						
					

					
							
							Quelle: Berechnungen des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Schlussfolgerungen

			Aus den vorliegenden Schätzungen über die Kosten des Shutdown in Form verlorener Wertschöpfung geht zum einen hervor, dass die Corona-Epidemie Kosten verursachen wird, die voraussichtlich alles übersteigen, was aus Wirtschaftskrisen oder Naturkatastrophen in Deutschland zumindest der letzten Jahrzehnte bekannt ist. 

			Schon bei einer Shutdown-Dauer von zwei Monaten erreichen die Kosten je nach Szenario zwischen 255 und 495 Mrd. Euro und reduzieren die Jahreswachstumsrate des BIP zwischen 7,2 und 14,0 Prozentpunkte; bei drei Monaten erreichen sie bereits 354 bis 729 Mrd. Euro (10,0 bis 20,6 Prozentpunkte Wachstumsverlust).

			Auch am Arbeitsmarkt kommt es durch die Krise zu massiven Verwerfungen, die die Zustände auf dem Höhepunkt der Finanzkrise in den Schatten stellen. In den von uns betrachteten Szenarien könnten bis zu 1,8 Mio. sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (1,35 Milo. Vollzeitäquivalente) abgebaut werden und mehr als 6 Mio. Arbeitnehmer von Kurzarbeit betroffen sein. Die öffentlichen Haushalte werden ohne Berücksichtigung der umfangreichen geplanten Bürgschaften und Kredite sowie eventueller euro­päischer Rettungsschirme um bis zu 200Mrd. Euro belastet. Unter dem Aspekt der gesamtwirtschaftlichen Stabilisierung sind die dem zugrunde liegenden Minder­einnahmen bei den Steuern und die Mehrausgaben insbesondere für Transfers erwünscht und notwendig. 

			Von besonderer Relevanz für politische Entscheidungen ist die Frage, welche Kosten eine Verlängerung des Shutdown verursacht. Hier zeigt sich, dass eine einzige Woche Verlängerung zusätzliche Kosten in Höhe von 25 bis 57 Mrd. Euro und damit einen Rückgang des BIP-Wachstums von 0,7 bis 1,6 Prozentpunkten verursacht. Eine Verlängerung von einem auf zwei Monate erhöht die Kosten des Shutdown um Beträge von bis zu 230 Mrd. Euro (6,5 Prozentpunkte Wachstum).

			Aus der astronomischen Höhe der Kosten des Shutdown folgt, dass es dringend zu empfehlen ist, praktisch jeden denkbaren Betrag im Bereich gesundheitspolitischer Maßnahmen einzusetzen, der die Dauer des Shutdown verkürzt, ohne die notwendige Bekämpfung der Epidemie zu beeinträchtigen. Es wird auch deutlich, wie dringlich neue, möglicherweise innovative Formen der Produktionsorganisation sind, die es erlauben, eine Wiederaufnahme der Produktion mit einer weiteren Eindämmung der Epidemie zu verbinden. 

			Debatten, die zwischen der wirtschaftlichen Erholung und der Bekämpfung der Epidemie einen unauflöslichen Zielkonflikt sehen9, führen in eine Sackgasse. Es ist dringend notwendig, nach Möglichkeiten zu suchen, die schrittweise Aufhebung oder Lockerung des Shutdown mit effektivem Gesundheitsschutz zu verbinden. Aktuelle Entwicklungen in anderen Ländern, insbesondere in Asien, bieten Ansatzpunkte. Dazu gehören, wie Epidemiologen immer wieder betonen, umfangreiches Testen, besonderer Schutz des vulnerablen Teils der Bevölkerung, flächendeckende Verwendung von Atemmasken, Desinfizierungsmaßnahmen im öffentlichen Raum und vieles mehr.

			Eine Darstellung der Annahmen zu den sechs berechneten Szenarien findet sich auf der ifo-Website unter: https://www.ifo.de/sites/default/files/2020-03/text-fuest-ua-Anhang-Tabs.pdf.
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					1	Gleichzeitig ergreift die Politik derzeit umfangreiche Maßnahmen zur Stabilisierung der Wirtschaft. Zum wirtschaftspolitischen Handlungsbedarf in der Coronakrise siehe Fuest (2020). 

				

				
					2	Das ist unter anderem relevant für die Aussichten, den Shutdown wieder aufzulösen und die Wirtschaft wieder in Gang zu setzen. Durch Entscheidungen staatlicher Stellen allein ist das nicht zu erreichen. Unternehmen und die breite Bevölkerung müssen bereit sein, die normale Wirtschaftstätigkeit wiederaufzunehmen.

				

				
					3	Es könnte sowohl Nachholeffekte geben, etwa bei langlebigen Konsumgütern, die das Niveau der Wirtschaftsaktivität nach der Krise vorübergehend über den alten Wachstumspfad hinaus erhöhen, als auch dauerhafte Schäden, beispielsweise durch Insolvenzen, die dafür sprechen, dass das Aktivitätsniveau vor der Krise nicht wieder erreicht wird. Wir abstrahieren in unseren Szenarienrechnungen von beiden Effekten. 

				

				
					4	Die Geschäftserwartungen der ifo Konjunkturumfragen vom März 2020 berücksichtigen dabei noch nicht die Dynamik der Coronainfektionen am aktuellen Rand und die jüngsten politischen Maßnahmen wie Ausgangsbeschränkungen. Das Szenario auf Basis der Erwartungen zur künftigen Geschäftslage ist daher zum gegenwärtigen Zeitpunkt ein eher optimistisches Szenario.

				

				
					5	Es wäre denkbar, eine schrittweise Einführung des Shutdown zu unterstellen. Wir sehen davon ab, um die Zahl der Szenarien überschaubar zu halten. Damit unterschätzen wir tendenziell die Kosten des Shutdown.

				

				
					6	Die Berechnungen beziehen sich jeweils auf den in jedem Szenario zu erwartenden Stellenabbau bzw. das Ausmaß während der Krise. Ein Großteil der Stellenverluste dürfte nach der Krise wieder aufgebaut werden.

				

				
					7	Hierbei gehen wir von einem proportionalen Zusammenhang aus, d.h., wird in einer Branche ein Produktionsausfall von x% unterstellt, so gilt x% des in diesem Bereich von Arbeitnehmern geleisteten Arbeitsvolumens als betroffen. 

				

				
					8	In allen Szenarien dürfte der gesamte Beschäftigungsabbau durch die hier nicht betrachteten Geschäftsaufgaben von Selbständigen weiter erhöht werden.

				

				
					9	 Ein Beispiel für diesen Denkansatz bietet ein aktueller Beitrag von Eichenbaum et al (2020).
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			Die Coronakrise hat in kürzester Zeit die gesellschaftliche, soziale und wirtschaftliche Lage unseres Landes verändert und alle Prognosen der zukünftigen wirtschaftlichen Entwicklung zu Makulatur gemacht. Dieser Beitrag untersucht, inwieweit dies auch für die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) und hier vor allem für das Sicherungsniveau, den aktuellen Rentenwert, den Beitragssatz und den Bundeszuschuss gilt.

			Diese Kenngrößen der GRV hängen zum einen von der demografischen und zum anderen von der ökonomischen Entwicklung ab. Die demografische Entwicklung wird von sehr langfristigen Trends dominiert. Es ist nicht zu erwarten, dass diese langfristig und signifikant von der Corona-Pandemie beeinflusst werden. So gehören zwar gerade ältere Personen, und somit insbesondere Rentner, zur Risikogruppen, unter Berücksichtigung der 2017 in Deutschland beobachteten ca. 932000 Sterbefälle dürfte die Gesamtmortalität aber durch COVID-19 nicht signifikant beeinflusst werden. Ob sich die Geburtenrate ändert, ist unklar. Ängste und Zukunftssorgen senken typischerweise die Geburtenrate; mehr Zeit zu Hause mögen sie erhöhen. Die vielleicht größte Wirkung der Pandemie mag es für die dritte große Komponente der Demografie geben, nämlich die Migration. Sollten die Grenzen über längere Zeit geschlossen bleiben, wird die Zahl der Migranten stark sinken. Allerdings ist unklar, ob Migrationsströme dadurch nur aufgeschoben und später nachgeholt werden.

			Erste Schätzungen der Wirtschaftsforschungsinstitute zu den wirtschaftlichen Folgen 

			Im Gegensatz zur demografischen Entwicklung ist die Wirtschaftsentwicklung sehr stark von der Corona-Pandemie betroffen. Es liegen nun erste Versuche der deutschen Wirtschaftsforschungsinstitute vor, diese abzuschätzen. Gestützt werden diese Schätzungen von den bisherigen Erfahrungen in China, durch Extrapolation von Geschäftserwartungen und Vergleichen mit früheren Krisen. In China brach die Industrieproduktion zwischen Dezember 2019 und Februar 2020 um 30% ein. In Deutschland fiel der (vorläufige) ifo Geschäftsklimaindex im März um 8,3 Indexpunkte, und die Geschäftserwartungen brachen um 11,2 Indexpunkte ein. Dies sind fast 5 Punkte mehr als der Rückgang im Oktober 2008 aufgrund der Finanzkrise (vgl. Wollmershäuser 2020).

			Das ifo Institut entwickelt auf dieser Basis zwei Szenarien (vgl. Wollmershäuser 2020). Das milde Szenario geht von einem starken Einbruch des Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 4,5% im zweiten Quartal 2020 aus. Danach erholt sich das BIP jedoch schnell und erreicht im dritten Quartal 2021 fast wieder den Pfad, den es ohne Corona gegeben hätte. Dies würde eine Schrumpfung des BIP im Gesamtjahr 2020 um 1,5% implizieren. Das ifo Institut schließt daraus, dass die Arbeitslosenquote um 6% steigt, die Arbeitsstunden um 1,4% sinken und auch die Zahl der Erwerbstätigen zum ersten Mal seit 15 Jahren wieder fällt, und zwar um etwa 100000 Menschen. Das ifo Institut betont jedoch, dass dieses erste Szenario erhebliche Abwärts­risiken hat. Jeder weitere Monat, in dem die Produktion nur auf 75% der normalen Kapazität läuft, koste etwas mehr als 2 Prozentpunkte des Wirtschaftswachstums eines Jahres. In einem »Risikoszenario« nimmt das ifo daher an, dass der BIP-Rückgang bis zum Ende des Jahres dauert, was eine Schrumpfung des BIP im Gesamtjahr 2020 um 6% implizieren würde. Erst danach erholt sich das BIP wieder und erreicht Ende 2021 einen Pfad, der dann parallel zu dem Pfad verläuft, den es ohne Corona gegeben hätte, allerdings auf einem um 2,4% niedrigeren Niveau.

			Dem Institut für Weltwirtschaft (IfW, vgl. Kooths 2020) zufolge fällt das deutsche BIP in diesem Jahr um 4,5%, sofern die derzeitige Stresssituation bis Ende April andauert und sich dann ab Mai allmählich entspannt. Setzt die Erholung erst drei Monate später im August ein, würde das deutsche BIP um 8,7% fallen. Aufgrund der weltweiten Belastung der Konjunktur gehen beide Szenarien von keinen nennenswerten Nachholeffekten im weiteren Jahresverlauf aus, auch wenn dafür freie Kapazitäten – vor allem in der Indust­rie – verfügbar wären. Allerdings geht das IfW davon aus, dass das BIP im Jahr 2021 aufgrund der Aufhol­effekte in den zwei Szenarien um 7,2% bzw. 10,9% wieder kräftig zulegt.

			Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW, vgl. Michelsen et al. 2020) prognostiziert da­gegen lediglich einen milden Einbruch von zwischen 0,1 und 0,8% im Jahr 2020.

			Aufgrund dieser ungewöhnlich großen Unsicherheit gehen wir in diesem Beitrag von sechs verschiedenen Szenarien der Wirtschaftsentwicklung aus, die in der Spannbreite dieser Schätzungen liegen, aber nicht auf empirische Daten gestützt sind. Zusätzlich zeigen wir als von der Corona-Pandemie noch unbeeinflusstes Vergleichsszenario das für die Kommission »Verlässlicher Generationenvertrag« berechnete Basisszenario (vgl. Börsch-Supan et al. 2020).

			Wir verwenden das MEA-PENSIM Modell, um die Entwicklung des Sicherungsniveaus, des Beitragssatzes und zusätzlicher Deckungsbeiträge durch Bundesmittel zu berechnen. Diese Berechnungen beruhen auf den Basisprojektionen der demografischen und ökonomischen Entwicklung von Börsch-Supan et al. (2020). Der nächste Abschnitt stellt deren Annahmen und Methodik zusammengefasst vor. Der darauf folgende Abschnitt beschreibt dann die davon abweichenden Szenarien der Wirtschaftsentwicklung unter Einfluss der Corona-Pandemie. Im Anschluss werden die grundlegenden rentenrechtlichen Vorschriften und Zusammenhänge zwischen Rentenanwartschaften, Rentenanpassung und Rentenhöhe zusammengefasst, soweit sie für die Interpretation einiger vielleicht zunächst nicht intuitiv verständlicher Ergebnisse nötig sind. Letztere werden anschließend vorgestellt. Der Schlussabschnitt fasst zusammen.

			Modellannahmen

			Grundlage für die folgenden Berechnungen ist das MEA-PENSIM Modell des Munich Center of the Economics of Aging (MEA) des Max-Planck-Instituts für So­zialrecht und Sozialpolitik in München (vgl. Wilke 2004; Holthausen, Rausch und Wilke 2012; Rausch und Gasche 2016). Das Modell projiziert aus Annahmen und Setzungen in mehreren Schritten die Entwicklung der Demografie und Beschäftigung sowie der wichtigsten Kenngrößen der GRV. Basis für die Projektionen ist die Bevölkerungsstruktur nach Alter und Geschlecht im Jahr 2018. Unsere Annahmen zur künftigen Entwicklung von Geburtenrate, Lebenserwartung und Ein­wanderung richten sich nach den mittleren Annahmen der 14. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes (»G2-L2-W2«; Statis­tisches Bundesamt 2019). Die Geburtenziffer wird sich dementsprechend bei einem Wert von 1,55 Kindern im Leben einer Frau einpendeln. Die Lebenserwartung wird weiter ansteigen, etwas langsamer für Frauen als für Männer, wobei die Zunahme der Lebenserwartung in Zukunft geringer ausfallen wird als in den vergangenen Jahren. In den 20 Jahren zwischen 2025 und 2045 wird die Lebenserwartung um etwa 2,8 Jahre für Männer und 2,3 Jahre für Frauen ansteigen; sie wird 2060 84,4 Jahre für Jungen und 88,1 Jahre für Mädchen betragen. Der jährliche Wanderungssaldo wird schließlich mit 221000 Personen im Durchschnitt bis zum Jahr 2060 angenommen. 

			Diese Annahmen implizieren, dass die Gesamtbevölkerung Deutschlands bis etwa 2027 weiter ansteigen, dann allmählich fallen wird, bis sie etwa 2040 wieder den heutigen Stand erreichen wird. Erst im Jahr 2053 wird sie in diesem Basisszenario die 80Millionengrenze unterschreiten. Gleichzeitig findet eine dramatische Verschiebung der Altersstruktur statt. Diese Strukturverschiebung lässt sich am einfachsten durch die Zahl der Menschen im Alter von 65Jahren und darüber im Verhältnis zu der Zahl der Menschen zwischen 20 und 64 Jahren ausdrücken, dem »Altersquotienten«. Dieser liegt heute bei etwa 36% und wird bis 2035 auf 54% ansteigen, bis 2060 auf 58%. Der demografische Wandel bedeutet daher weniger eine Schrumpfung der Wohnbevölkerung als eine Verschiebung der Altersstruktur.

			Beschäftigungsannahmen vor der Coronakrise

			Um Beitragssatz und Sicherungsniveau zu berechnen, muss zusätzlich zur Demografie auch die Beschäftigung projiziert werden. Für diese Beschäftigungsvorausberechnung werden für die Bevölkerung nach Altersklassen – getrennt nach Frauen und Männern sowie nach Ost und West – einerseits die Anzahl der rentenversicherungspflichtig abhängig Beschäftigten, geringfügig Beschäftigten, Arbeitslosen – getrennt nach ALG-I und ALG-II – und andererseits die Anzahl der Leistungsempfänger (Altersrenten, Erwerbsminderungsrenten, Hinterbliebenenrenten) ermittelt. Dabei folgen wir im Basisszenario für die Jahre von 2019 bis 2028 den Beschäftigungsannahmen des im November2019 veröffentlichten Rentenversicherungsberichts2019. Für die Folgejahre ab 2029 wenden wir das Basisszenario von Börsch-Supan et al. (2020) an. Diese nehmen an, dass sich die Erwerbsquoten der Männer in Zukunft nicht verändern werden. Für Frauen beobachtet man jedoch einen starken Jahrgangstrend, d.h., Frauen späterer Jahrgänge haben ihr ganzes Leben lang tendenziell höhere Erwerbsquoten als Frauen früherer Jahrgänge. Daher gehen Börsch-Supan et al. (2020) davon aus, dass Frauen auch in Zukunft ihr jahrgangstypisches Niveau beibehalten werden, so dass die Erwerbsquote für Frauen im Zeitverlauf ansteigen wird, allerdings dem typischen Altersverlauf folgend.

			Für das Renteneintrittsverhalten wird im Basis­szenario annähernd das folgende Verhalten abgebildet: Ein Drittel der Versicherten legt ihren Renteneintritt auf das jeweils gültige gesetzliche Rentenalter (»Rente mit 67«); ein weiteres Drittel ändert das bislang bei einem niedrigeren gesetzlichen Rentenalter beobachtete Renteneintrittsverhalten nicht und nimmt dementsprechende Abschläge in Kauf; ein weiteres Drittel nimmt Erwerbsminderungsrenten und ähnliche alternative Zugangswege in Anspruch. Im Ergebnis führt diese Annahme zu einer Erhöhung des durchschnittlichen Rentenalters um ein Jahr bis2030 und anschließender Stagnation. Die im Jahr 2016 beobachtete Teilzeitquote für verschiedene Altersgruppen – getrennt nach Männern und Frauen sowie Ost und West – wird im Basisszenario konstant gehalten.

			Die Kombination der demografischen und Beschäftigungsentwicklung führt dazu, dass die Anzahl der inländischen Rentnerinnen und Rentner von 2019 bis ca. 2035 sehr stark ansteigen wird. Gleichzeitig wird die Anzahl der beitragspflichtigen Erwerbstätigen und Arbeitslosen sinken. Die Zahl der beitragspflichtigen Erwerbstätigen und Arbeitslosen wird im Jahr 2025 etwa 34,7 Millionen, 20 Jahre später nur noch 32,2 Millionen betragen, während die Zahl der inländischen Rentnerinnen und Rentner von etwa 21,2 auf 24,3 Millionen steigen wird. Das zahlenmäßige Verhältnis der Rentnerinnen und Rentner zu den beitragspflichtigen Erwerbstätigen und Arbeitslosen wird im Basisszenario in dieser Zeitspanne also von 61,1% auf 75,4% ansteigen, bis 2060 auf über 81%. Diese Entwicklung wäre daher auch ohne die Coronakrise eine große Herausforderung für die umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung.

			Finanztechnische Annahmen

			Um die finanzielle Situation der gesetzlichen Rentenversicherung abzubilden, müssen noch weitere finanztechnische Annahmen getroffen werden. So wird im Basisszenario unterstellt, dass die Bruttolöhne pro Arbeitsstunde über den ganzen Projektionszeitraum pro Jahr um 3% nominal ansteigen. Zudem wird eine Inflationsrate von 1,8% angesetzt. Die realen Bruttostundenlöhne steigen demgemäß um 1,2%. Die Beitragssätze zur GKV und SPV steigen annahmegemäß in dem Maße an, wie es die Modellrechnungen des Bundesministeriums der Finanzen implizieren. Demnach wird eine Zunahme von derzeit(2019) 14,6%+0,9% auf 14,6%+2,36% (2060) für die GKV und von 3,05+0,25% auf 5,16%+0,25% (2060) für die SPV angenommen. Die Beitragssätze zur ALV werden bis 2023 auf 2,5% und anschließend auf 2,6% festgesetzt. Schließlich werden die Ausgaben für die KV der Rentner unter Berücksichtigung der Entwicklung des GKV-Beitragssatzes proportional zu den Rentenausgaben, die Ausgaben für Rehabilitationsleistungen proportional zum Bruttolohnwachstum und einem Demografiefaktor und die administrativen Kosten mit der Inflation fortgeschrieben.

			Sicherungsniveau und Beitragssatz vor der Coronakrise

			Aus diesen Annahmen folgt die in Abbildung1 gezeigte Entwicklung des Beitragssatzes und des Sicherungsniveaus der gesetzlichen Rentenversicherung. Bis 2025 wird das Sicherungsniveau aufgrund der Niveauschutzklausel von 2019 bei 48% konstant gehalten. Der Beitragssatz muss erst 2024 leicht angehoben werden und steigt bis 2025 auf 20%, die 2019 festgelegte Beitragssatzobergrenze bis 2025. Die Beitragssatzgarantie kann nach den Annahmen des Basisszenarios gänzlich ohne zusätzliche Bundesmittel aus den Reserven der Rentenversicherung finanziert werden. Im Jahr 2039 wird das Sicherungsniveau das Niveau von 43% unterschreiten, während der Beitragssatz bereits im Jahr 2033 die Grenze von 22% überschreiten wird. Diese beiden Prozentsätze sind insofern wichtige Wegmarken, als sie nach dem 2005 beschlossenen Recht die Bundesregierung dazu zwingen, »den gesetzgebenden Körperschaften geeignete Maßnahmen vorzuschlagen«, wenn sie vor 2030 unter- bzw. überschritten werden.
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			Gegenüber früheren Projektionen des MEA (vgl. Börsch-Supan und Rausch 2018) und alternativen derzeitigen Vorausberechnungen (vgl. z.B. Deutsche Bundesbank 2019) sind diese Vorausberechnungen bereits relativ optimistisch, d.h., sie projizieren einen niedrigeren Beitragssatz und ein höheres Sicherungsniveau als diese. Im Licht der Corona-Pandemie und ihrer wirtschaftlichen Auswirkung ist vor allem die zugrunde gelegte weitere Fortsetzung des Beschäftigungszuwachses viel zu optimistisch. Aber auch andere Annahmen, z.B. zum nominalen Lohnwachstum, dürften für die nächsten Jahre zu hoch angesetzt sein. Wir ersetzen sie daher im folgenden Abschnitt durch von der Corona-Pandemie gekennzeichnete Szenarien.

			Nicht variieren werden wir hingegen die Annahmen bzgl. der Bevölkerungsentwicklung. Wie in der Einleitung dargelegt, dürften die Corona-Pandemie nur marginale Auswirkungen auf die Gesamtbevölkerung haben. Auch die Auswirkungen auf den Altersquotienten sollten nicht erheblich ausfallen, obgleich aufgrund der höheren Gefahr von COVID-19 für die ältere Bevölkerung der Effekt auf dem Altersquotienten wohl höher ausfallen dürfte als auf die Bevölkerungszahl. Zudem erfolgen keine Anpassungen der Beitragssätze zu den restlichen Sozialversicherungssystemen.

			Beschäftigungsszenarien aufgrund der Corona-Pandemie

			Wir berechnen sechs verschiedene Szenarien der Wirtschaftsentwicklung, die die Spannbreite der in der Einleitung zusammengefassten Schätzungen der drei Wirtschaftsforschungsinstitute widerspiegeln, was den Rückgang des BIP betrifft, nämlich einen Rückgang um 1,5% (mild gemäß ifo), 6% (stark gemäß ifo) und 9% (stark gemäß IfW). Wir bezeichnen diese drei Szenarien als »BIP-Szenarien«.

			Unklar ist, wie lange die Pandemie dauern wird und vor allem, wie lange diese die wirtschaftliche Entwicklung einschränkt. Hier nehmen wir zwei Szenarien an: eine sehr schnelle Rückkehr auf den ursprünglichen Pfad bereits 2021 sowie eine deutlich langsamere Rückkehr, bei der das erste Halbjahr 2021 noch vom BIP-Rückgang betroffen ist, die Erholung im zweiten Halbjahr 2021 einsetzt und erst 2023 der ursprüngliche Wachstumspfad des BIP wieder erreicht wird. Wir bezeichnen diese beiden Szenarien als »Erholungsszenarien«. Die Kombination der drei BIP-Szenarien mit den beiden Erholungsszenarien ergeben sechs Szenarien der Wirtschaftsentwicklung 2020–2023.

			Die Schätzungen der drei Wirtschaftsforschungsinstitute konzentrieren sich auf die Wirkung der Corona-Pandemie auf das BIP. Für die GRV ist das BIP jedoch nur indirekt relevant, während die Beschäftigung direkt in die Berechnungsgrößen der GRV eingeht. Wie die Beschäftigung in einer Krise auf den Rückgang des BIP reagiert, hängt stark von den getroffenen Stützungsmaßnahmen der Bundesregierung ab. In der Finanzkrise 2008 griff der Bund mit großzügigen Kurzarbeitsregelungen ein und vermied damit einen größeren Beschäftigungsrückgang. Das BIP fiel damals von 2546 Mrd. Euro 2008 auf 2446Mrd. Euro 2009 (nominal), dies war ein Rückgang um knapp 4% (vgl. Statistisches Bundesamt 2012). Ein Jahr später hatte das BIP den in etwa gleichen Wert wie 2008, und 2011 war der ursprüngliche Wachstumspfad wieder erreicht. 

			Die Anzahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten fiel von Oktober 2008 von 28,2 Millionen auf 27,5 Millionen im Februar 2009, einem Rückgang von 700000 Menschen, gleichzeitig stieg die Arbeitslosenzahl von 2,99 Millionen auf 3,47 Millionen (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2020; vgl. Abb. 2).
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			Bereinigt man um die typischen saisonalen Effekte, sind die so gemessenen krisenbedingten Effekte jedoch deutlich geringer. Saisonbereinigt fiel die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung von Oktober 2008 von 27,9 Millionen auf 27,6 Millionen im Februar 2009, ein Rückgang von 300000 Menschen, gleichzeitig stieg die saisonbereinigte Arbeitslosenzahl von 3,19 Millionen auf 3,47 Millionen, also um 280000Menschen. Im Februar 2010 ergab sich die größte Differenz zwischen den saisonbereinigten Werten und dem mittelfristigen Beschäftigungstrend; der Unterschied betrug ca. 650000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte.

			Da die Bundesregierung derzeit ähnliche beschäftigungspolitische Maßnahmen ergreift wie in der Finanzkrise 2008, gehen wir einem ähnlichen Übersetzungsverhältnis von BIP-Rückgang und Beschäftigungsrückgang aus. Dieser betrug pro 1% BIP-Rückgang 75000 Menschen auf einer Basis von damals ca. 28 Mio. sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Gleichzeitig stieg die Arbeitslosigkeit um 70000 Menschen pro 1% BIP-Rückgang an. Der Beschäftigungsrückgang teilte sich also damals auf 93% Arbeitslosigkeit und 7% Eintritt in die stille Reserve auf.

			Da die Beschäftigung seit 2008 um über 20% gestiegen ist, nehmen wir an, dass in der jetzigen Krise ein Rückgang des BIP um 1 Prozentpunkt einen Beschäftigungsrückgang von 95000 Menschen und einen Anstieg der Arbeitslosigkeit um 88000 Menschen bewirken wird. Diese Annahmen liegen höher als die Annahmen des ifo Instituts gemäß Wollmershäuser (2020), das bei einem BIP-Rückgang von 1,5% einen Rückgang der Beschäftigung von 100000 Menschen zugrunde legt. Dem liegt unsere Einschätzung zugrunde, dass die durch die Corona-Pandemie ausgelöste Schließung von Betrieben eine deutlich stärkere Auswirkung auf die Beschäftigung haben wird als während der Finanzkrise. In einer neueren Abschätzung des ifoInstituts wird von einem möglicherweise höheren Rückgang der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung ausgegangen (»bis zu 1,35 Millionen«, vgl. Dorn et al. 2020, S. 9). Dennoch wird der Beschäftigungsrückgang deutlich gedämpfter als der Rückgang des BIP ausfallen, nicht zuletzt wegen Kurzarbeits- und ähnlichen Regelungen.

			Gleichzeitig fielen als Folge der Finanzkrise auch die geleisteten Arbeitsstunden pro Arbeitnehmer von 1430 auf 1390 Stunden, also um 2.8%. Daher sanken nach 2008 auch die Jahreslöhne. Wir modellieren dies nicht explizit. Vielmehr ergibt sich aus der Entwicklung des BIP zusammen mit dem angenommenen Beschäftigungsrückgang implizit ein Rückgang der Jahreslöhne in den drei BIP-Szenarien um 1,5%, 5% bzw. 7,5% nominal. Wir nehmen kein Nachholen dieser Jahreslohnrückgänge auf den Verlauf ohne die Pandemiekrise an. In den Szenarien einer langsamen Erholung unterstellen wir für die Jahre 2021 und 2022 wieder eine nominale Jahreslohnsteigerung, die 2021 0,4% und 2022 2,3% beträgt.

			Abbildung 3 zeigt den von uns angenommen Beschäftigungsrückgang in den sechs Szenarien, Abbildung 4 die entsprechende Entwicklung der Arbeitslosigkeit.
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			Rentenrechtliche Mechanismen

			Das deutsche Rentenrecht weist den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten Rentenanwartschaften in Form von Entgeltpunkten zu. Ein volles Jahr sozial­versicherungspflichtiger Beschäftigung zum Durchschnittslohn ergibt einen Entgeltpunkt; der Standard­rentner erwirbt im Laufe seines hypothetischen Erwerbslebens 45 Entgeltpunkte. Beim Rentenzugang werden diese Entgeltpunkte mit dem aktuellen Rentenwert multipliziert, um die Rentenleistungen zu berechnen. Letztere werden oft mit dem Sicherungsniveau gemessen und verglichen. Es teilt die Rente des Standardrentners durch das Durchschnittsentgelt der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Mit dem Sicherungsniveau wird also nicht die Kaufkraft der Rente beschrieben, sondern ihre Relation zum Durchschnittslohn.

			Der aktuelle Rentenwert ergibt sich aus einer komplizierten Kombination von Rentenanpassungs­formel, Rentengarantie und Haltelinien (vgl. BörschSupan und Rausch 2020). 

			Nachhaltigkeitsfaktor

			Im einfachsten Fall müssen letztere nicht greifen. Dann erhöht sich der aktuelle Rentenwert zunächst proportional zur Erhöhung der Bruttolöhne, wird dann aber durch den Beitragssatzfaktor gedämpft, wenn die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung sowie die hypothetischen Beiträge zur zusätzlichen Altersvorsorge steigen, sowie durch den Nachhaltigkeitsfaktor, wenn der Rentnerquotient (vereinfacht: die Anzahl der Rentnerinnen und Rentner geteilt durch die Anzahl der sozialversi­cherungspflichtig Beschäftigten) ansteigt, wie es im Laufe des demografischen Wandels der Fall ist. Wegen der Verfügbarkeit entsprechender Daten messen die Bruttolohn- und Beitragsfaktoren die Nettolohnentwicklung des vergangenen Jahres, während der Nachhaltigkeitsfaktor die Entwicklung des Rentnerquo­tienten des vorvergangenen Jahres misst. Dementsprechend reagiert die Rentenanpassungsformel mit einer ein- bzw. zweijährigen Verzögerung auf Än­derungen des Nettolohns bzw. des Rentnerquotienten.

			Rentengarantie und Nachholfaktor

			Diese durch Beitragssatz- und Nachhaltigkeitsfaktor gedämpfte Bruttolohnanpassung wird durch die Rentengarantie außer Kraft gesetzt, wenn die Rentenzahlbeträge sinken sollten, z.B. unter dem Einfluss einer massiven Wirtschaftskrise, wie es 2010 in Folge der Finanzkrise geschah und unter Umständen aufgrund der Corona-Pandemie wieder geschehen könnte. Es wird dann solange der nominale Bestand der Renten gesichert, bis diese wieder steigen. Allerdings werden die Steigerungen nach Anwendung der Rentengarantie – vereinfacht beschrieben – durch den Nachholfaktor solange halbiert, bis der ursprüngliche Pfad der Rentenleistungen wieder erreicht wurde. Nach der Finanzkrise wurde der ursprüngliche Pfad erst 2013 wieder erreicht.

			Rentenpakt 2019: Haltelinien und Aufhebung des Nachholfaktors

			Durch den Rentenpakt 2019 wurde mit zwei weiteren Mechanismen in die Rentenanpassungsformel ein­gegriffen. Zum einen darf das Sicherungsniveau nicht unter 48% fallen und der Beitragssatz die 20% nicht übersteigen (doppelte Haltelinie). Sollte dies drohen, etwa wiederum infolge der Corona-Pandemie, muss der Bund der Rentenversicherung zusätzliche Bundesmittel zur Verfügung stellen. Zum zweiten wurde der Nachholfaktor ausgesetzt, d.h., sollte die Rentengarantie greifen, erhöht diese permanent und nicht nur temporär das Sicherungsniveau. Beide Elemente, doppelte Haltelinie und Aufhebung des Nachholfaktors, gelten jedoch nur bis 2025. Danach gilt wieder das alte Recht, d.h., die oben beschriebene durch die demografische Entwicklung gedämpfte Rentenanpassungsformel mit Rentengarantie und Nachholfaktor tritt ab 2026 wieder in Kraft.

			Beitragssatz, Nachhaltigkeitsreserve und Bundeszuschüsse

			Der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversicherung ergibt sich schließlich dadurch, dass Ausgaben und Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung übereinstimmen müssen, wobei kurz- und mittelfristige Schwankungen durch die Nachhaltigkeitsreserve aufgefangen werden, um allzu häufige Beitragssatz­änderungen zu vermeiden. Zudem gibt es diverse Bundeszuschüsse, die zumindest im Prinzip nicht beitragsgedeckte Ausgaben der Rentenversicherung ausgleichen.

			Ergebnisse der Szenarienberechnungen 

			Zunächst fallen, wie im Abschnitt »Beschäftigungs­szenarien aufgrund der Corona-Pandemie« beschrieben, die Jahreslöhne je nach Szenario im Jahr 2020 um 1,5%, 5% bzw. 7,5% nominal. Dies würde, wenn die Rentenanpassungsformel eingesetzt würde, eine Senkung der Renten implizieren. Diese wird jedoch durch die Rentengarantie verhindert. 2021 bleibt daher der aktuelle Rentenwert auf dem Wert von 2020 (vgl. Abb.5). Im Szenario einer schnellen Erholung steigt ab 2022 der aktuelle Rentenwert wieder an. Dies gilt nicht für die Szenarien einer länger andauernden Krise. In diesen Fällen muss die Rentengarantie ein zweites Mal auch 2022 eingreifen. Mit zweijähriger Verzögerung reagiert die Rentenanpassungsformel, wenn sie nach dem Eingreifen der Rentengarantie wieder in Kraft ist, auch auf den Beschäftigungsrückgang. Auch daher fällt der Wiederanstieg des aktuellen Rentenwerts je nach BIP-Szenario unterschiedlich aus. 
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			Auffällig ist zudem, dass insbesondere nach 2022 der aktuelle Rentenwert im vergleichsweise milden Szenario eines um 1,5% geringeren BIP mit Erholungsphase am geringsten ausfällt. Intuitiv sollten die pessimistischeren Szenarien die geringsten aktuellen Rentenwerte beinhalten. Dass der aktuelle Rentenwert des milden Szenarios dennoch geringer ausfällt, ist damit zu begründen, dass in den beiden anderen Szenarien der Beitragssatz bereits 2021 angehoben werden muss (vgl. Abb. 7) sowie dass 2022 die Rentengarantie ein weiteres Mal greift. Als Folge dämpft der Beitragssatzanstieg 2022 nicht die Rentenanpassung mittels des Beitragssatzfaktors. Im milden Szenario steigt der Beitragssatz hingegen erst 2022 an, wodurch der Beitragssatzfaktor im folgenden Jahr, wenn die Rentengarantie nicht mehr greift, die Rentenanpassung dämpft.

			Das Sicherungsniveau steigt aufgrund derCoronakrise, die Beitragszahler finanzieren dies

			Die Garantie, dass der aktuelle Rentenwert nicht sinken darf, bedeutet bei sinkenden Jahreslöhnen, dass das Sicherungsniveau der Renten 2021 deutlich ansteigen wird, und zwar umso mehr, je tiefer die Rezession ausfallen wird. Dies zeigt Abbildung 6. Bei einer milden Rezession steigt das Sicherungsniveau auf knapp 48,5%, einer mittleren auf fast 51%, und bei einer tiefen Rezession auf über 52%.1 Da der Nachholfaktor bis 2025 durch den Rentenpakt 2019 außer Kraft gesetzt wurde, ist diese Erhöhung permanent, d.h., das Sicherungsniveau bleibt auch langfristig höher, als es ohne die Coronakrise gewesen wäre.2 

			Gleichzeitig steigt der Beitragssatz, wiederum umso mehr, je tiefer die Rezession ausfallen wird (vgl. Abb. 7).
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			Außer in den Fällen einer relativ milden bzw. kurzen Rezession wird schon 2021 die Haltelinie von 20% erreicht, was im Basisszenario (d.h. ohne die Corona­krise) unter den von der Kommission »Verlässlicher Generationenvertrag« angenommen Voraussetzungen erst 2025 eingetreten wäre.

			Da nach jetzigem Stand ab 2025 wieder das alte Recht ohne die doppelte Haltelinie gelten würde, steigt der Beitragssatz in fast allen Fällen dann nochmals sehr stark an; hier werden die durch die doppelte Haltelinie temporär unterdrückten Beitragsanpassungen nachgeholt. Da das Sicherungsniveau, wie in Abbildung 6 gezeigt, permanent höher liegt als ohne die Coronakrise, liegt auch der Beitragssatz permanent höher und kehrt nicht zum Basisszenario zurück.

			Das Erreichen der 20%-Haltelinie beim Beitragssatz führt zu einem Anstieg der benötigten Bundesmittel. Abbildung 8 zeigt dies wiederum im Vergleich zum Basisszenario. Diese Grafik weist die Bundesmittel als Anteil des BIP aus. Derzeit beträgt die Summe der Bundeszuschüsse knapp unter 2,5% des BIP.3 Ein Rückgang des BIP bewirkt zunächst rein rechnerisch einen Anstieg der prozentualen Bundesmittel, da das BIP sinkt, während die Bundesmittel 2020 noch auf der Basis der Zeit vor der Coronakrise berechnet werden.
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			Auch die Bundesmittel steigen

			Zusätzlich muss der Bund jedoch die Differenz zwischen 20% und demjenigen Beitragssatz ersetzen, der nach der ursprünglichen Berechnungsformel gegolten hätte. Daher steigen die Mittel, die der Bund der Rentenversicherung überweisen muss, in den Szenarien eines starken Konjunktureinbruchs ab dem Jahr 2021 stark an. Im Szenario eines starken und lang andauernden Konjunktureinbruchs betrügen die zusätzlichen Bundesmittel im Jahr 2021 5,6 Mrd. Euro, dann ansteigend bis auf knapp 19 Mrd. Euro im Jahr 2025 (real, also in Euro der Kaufkraft 2020). In den übrigen Szenarien eines starken Konjunktureinbruchs lägen die zusätzlichen Bundesmittel im Jahr 2025 zwischen 6,8 und 13,6 Mrd. Euro (real).

			Nach Auslaufen der doppelten Haltelinie im Jahr 2025 zeigt sich wiederum der permanente Effekt der Erhöhung des Sicherungsniveaus und der daraus folgenden Erhöhung des Beitragssatzes, an den ein großer Teil der Bundeszuschüsse gekoppelt ist.

			Fazit: Effekte stark asymmetrisch zugunsten der Rentenempfänger

			Die Corona-Pandemie 2020 wird ähnlich wie die Finanzkrise 2008 auch deutliche Spuren in der gesetzlichen Rentenversicherung hinterlassen. Zunächst verursacht die Pandemie einen Beschäftigungsrückgang, der zwar durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen abgefedert werden wird (z.B. Kurzarbeit), aber dennoch zu einem Rückgang der Lohn- und Gehaltssumme führen wird, die Finanzierungsbasis der Rentenversicherung. Da es unklar ist, wie tief und lange die Pandemie die wirtschaftliche Entwicklung einschränken wird, modellieren wir drei BIP-Szenarien (Rückgang um 1,5%, 6% und 9%), die sich an den aktuellen Prognosen führender Wirtschaftsforschungsinstitute orientieren, sowie Szenarien, wie lange es dauert, bis die Wirtschaft wieder auf den ursprünglichen Pfad zurückkehren kann (ein bzw. 2,5 Jahre).

			Die Effekte der Corona-Pandemie auf die gesetzliche Rentenversicherung treten mit ein bis zwei Jahren Verzögerung ein, da die Rentenanpassungsformel erst mit einer ein- bzw. zweijährigen Verzögerung auf Änderungen des Nettolohns bzw. des Rentnerquotienten reagiert. Die in diesem Jahr anstehende Rentenerhöhung ist angenehm für die Rentner, hat aber nichts mit der Stabilität der Rentenversicherung während der Pandemie zu tun.

			Diese Effekte sind stark asymmetrisch zugunsten der Rentenempfänger. Die seit 2005 bestehende Garantie, dass der aktuelle Rentenwert nicht sinken darf, bedeutet bei sinkenden Jahreslöhnen, dass das Sicherungsniveau der Renten 2021 deutlich ansteigen wird, und zwar umso mehr, je tiefer die Rezession ausfallen wird. Rentenempfänger werden also weniger von der Coronakrise betroffen als die Erwerbsbevölkerung, deren Nettojahreslöhne auch nominal sinken werden, da erstens bei einem starken Rückgang des BIP die Bruttolöhne sinken und zweitens die Rentenversicherungsbeiträge steigen werden.

			Nach altem Recht hätte der Nachholfaktor dafür gesorgt, dass sich dieser Effekt sich nach einigen Jahren wieder ausgleicht. Dies ist jedoch nicht der Fall. Durch das Ausschalten des Nachholfaktors im Zuge des Rentenpakts 2019 ist dieser Effekt permanent, also für die gesamte Rentenbezugszeit aller derzeitigen Rentenempfänger.

			Durch die doppelte Haltelinie wird der Anstieg des Beitragssatzes allerdings bei 20% gedeckelt. Dies tritt in allen außer den milden bzw. kurzen Verlaufsszenarien ein. Entsprechend fallen höhere Bundesmittel an, die zwischen anfänglich 3,3 und 10 Mrd. Euro pro Jahr betragen. Aus den genannten Gründen ist auch die Erhöhung der zusätzlich benötigten Bundesmittel kein temporärer, sondern ein permanenter Effekt.

			Welches der Szenarien am wahrscheinlichsten ist, kann man derzeit nicht sagen, da es stark vom Verlauf der Pandemie abhängt, wie schnell ein Impfstoff zur Verfügung steht und wie schnell eine weitgehende Immunität erreicht sein wird. Bei einer Verflachung der Infektionskurve sind die wirtschaftlichen Effekte in diesem Jahr milder, dauern aber länger an.

			Indirekte Effekte auf die gesetzliche Rentenversicherung mag es geben, wenn der Schuldenstand des Bundes stark ansteigt und damit ein genereller Druck auf den zukünftigen Bundeshaushalten lasten wird, der die Finanzierung z.B. einer Fortführung der doppelten Haltelinie oder anderer angedachter ausgabenwirksamer Reformen erschweren wird.

			Schließlich sei angemerkt, dass die kapitalgedeckten Altersvorsorgesysteme von der Krise ebenso betroffen sind, vor allem durch den Einbruch der Ak­tienkurse. Der DAX brauchte nach der Finanzkrise 2008 sechs Jahre, um wieder seinen Ausgangswert zu erreichen. Dies zeigt, wie wichtig es ist, Altersvorsorgeprodukte nicht mit einer Stichtagsgarantie auszustatten, sondern den Großteil als Leibrente auszuzahlen, die über den gesamten Bezugszeitraum garantiert ist, so dass die Anbieter Kriseneinbrüche wieder ausgleichen können.
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					1	Im Sicherungsniveau vor Steuern werden die Beiträge zu den restlichen Sozialversicherungssystemen berücksichtigt. Als Folge der höheren Arbeitslosigkeit dürfte der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung zumindest temporär höher ausfallen als im Basisszenario. Da diesen nur die Erwerbstätigen zahlen, würde dies zu einem nochmals höheren Sicherungsniveau führen. Ebenfalls die Beiträge zur Pflege- und Krankenversicherung dürften zumindest temporär hoch ausfallen. Da diese allerdings sowohl von Rentnern als auch von den Erwerbtätigen gezahlt werden, ist ihre Wirkung auf das Sicherungsniveau geringer.

				

				
					2	Der permanente Effekt im milden Szenario ist allerdings nicht direkt auf die Rentengarantie zurückzuführen, sondern auf den früheren Anstieg des Beitragssatzes und der Haltelinie des Sicherungsniveaus. Während im Basisszenario der Beitragssatz erst 2025 auf 20% ansteigt und somit 2026 dieser Beitragssatzanstieg in die Rentenanpassung mittels des Beitragssatzfaktors einfließt, ist dies nun im milden Szenario aufgrund des früheren Beitragssatzanstieges nicht mehr der Fall, und die Rentenanpassung wird 2026 weniger stark gedämpft.

				

				
					3	Enthalten sind der allgemeine Bundeszuschuss, der zusätzliche Bundeszuschuss, der Erhöhungsbetrag sowie Einnahmen aus den Kinderzuschüssen des Bundes. Nicht enthalten sind die in den Jahren 2022 bis 2025 jeweils 500 Mio. Euro an die Rentenversicherung zu zahlenden zusätzlichen Bundesmittel (wobei dieser Betrag analog zum allgemeinen Bundeszuschuss angehoben wird). Diese Zahlungen sollten bis 2026 nicht in die Bestimmung des Beitragssatzes einfließen und zur Sicherung der Haltelinie dienen.
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			Konjunkturumfragen im Fokus: Deutsche Wirtschaft in Corona-Schockstarre
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			Die Coronakrise hält die deutsche Wirtschaft fest in ihrem Griff. Es ist davon auszugehen, dass die Ausbreitung der Epidemie und die damit verbundenen Gegenmaßnahmen, wie Ausgangsbeschränkungen und Schließung von Geschäften, Gastronomiebetrieben, Hotels sowie Stilllegung von Fabriken, zu einem massiven Einbruch der Wirtschaftsentwicklung in Deutschland führen (vgl. Dorn et al. 2020). Darauf deutet auch die immense Verschlechterung des ifo Geschäfts­klimaindex Deutschland hin. Dieser Artikel beschreibt die wichtigsten Ergebnisse der ifo Konjunkturum­fragen und geht neben der derzeitigen Geschäftslage und den Erwartungen für die kommenden Monate vor allem auf eine im März gestellte Sonderfrage zu den Auswirkungen der Verbreitung der Corona-Epidemie auf die deutschen Unternehmen ein. Hier gaben 63% der an der Umfrage teilnehmenden Firmen an, bereits negativ von der Krise betroffen zu sein. Einige Wirtschaftsbereiche, wie die Reisebranche oder das Gastgewerbe, aber auch manche Industriesparten wurden bereits besonders stark in Mitleidenschaft gezogen.

			Das ifo Geschäftsklima im März

			Mit Blick auf die Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen war der März 2020 in vielerlei Hinsicht der Monat der negativen Rekorde. Der ifo Geschäftsklimaindex ist auf 86,1 Punkte eingebrochen, nach 96,0Punkten im Februar. Dies ist der stärkste jemals gemessene Rückgang im wiedervereinigten Deutschland und der niedrigste Wert seit Juli 2009. Insbesondere die Erwartungen der Unternehmen verdüsterten sich wie nie zuvor. Auch die Einschätzungen zur aktuellen Lage sind deutlich gefallen. Der starke Einbruch zeigt sich auch in Abbildung 1, in der der Geschäftsklimaindex und seine beiden Komponenten seit 2005 dargestellt sind. Selbst in den Krisenjahren 2008 und 2009 hatte sich der starke Rückgang der ifoIndikatoren auf mehrere Monate verteilt.
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			Tabelle 1 zeigt die Entwicklung für die fünf Sektoren, die die Grundlage für den Geschäftsklima­index Deutschland bilden. In der zweiten bis vierten Spalte sind die Werte vom Februar und März sowie deren Differenz für das Geschäftsklima und dessen Komponenten (Geschäftslage und Geschäftserwartungen) abgebildet. Die beiden folgenden Spalten stellen den Zeitpunkt, an dem die entsprechenden Indikatoren zuletzt niedriger waren, dar. Für das Geschäftsklima Deutschland und die Dienstleister geht diese Angabe nur bis zum Jahr 2005 zurück, da beide Größen erst seit diesem Zeitpunkt veröffentlicht werden (vgl. Sauer und Wohlrabe 2018). Für das Verarbeitende Gewerbe, die Handelsparten und den Bausektor wird der Vergleich ab dem Jahr 1991 gezogen. In der letzten Spalte wird der Zeitpunkt eines vergleichbaren oder größeren Rückgangs dokumentiert. Hierbei werden auch die Informationen zu den historischen bis 1960 zurückgehenden Zeitreihen für die alten Bundesländer (vgl. Sommer und Wohlrabe 2016; Sauer 2020) berücksichtigt. Ein »jemals« in Tabelle 1 bedeutet, dass ein niedrigerer Wert bzw. ein größerer Rückgang seit Beginn der jeweiligen Zeit­reihen bisher nicht beobachtet worden ist. Die Spalte mit den Differenzen zeigt, dass alle Zeitreihen teilweise extrem rückläufig waren. Im historischen Vergleich sind z.B. die Erwartungen im Verarbeitenden Gewerbe noch nie seit Beginn der Aufzeichnungen so stark zurückgegangen. Für den Dienstleistungssektor gilt dies für alle drei Zeitreihen. Im Groß- und Ein­zelhandel sanken das Geschäftsklima und die Er­wartungen ebenfalls noch nie so stark wie im März. Nur im Bauhauptgewerbe fielen die Rückgänge his­torisch betrachtet nicht ganz so groß aus. Mit Blick auf das Niveau sind sehr viele Zeitreihen auf den Stand in der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2008/2009 gefallen. Ausnahme ist hier wieder das Baugewerbe.
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							Differenz

						
							
							Niedrigster Wert seit 2005
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							99,0
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							93,1

						
							
							79,7

						
							
							–13,4

						
							
							Dezember 2008

						
							
							

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Verarbeitendes Gewerbe

						
							
							Klima

						
							
							–1,6

						
							
							–18,2

						
							
							–16,6

						
							
							

						
							
							August 2009

						
							
							November 1973

						
					

					
							
							Lage

						
							
							4,9

						
							
							–0,1

						
							
							–5

						
							
							
							April 2010

						
							
							Juli 2019

						
					

					
							
							Erwartungen

						
							
							–7,9

						
							
							–34,7

						
							
							–26,8

						
							
							

						
							
							März 2009

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Dienstleister

						
							
							Klima

						
							
							17,4

						
							
							–7,6

						
							
							–25

						
							
							März 2009

						
							
							

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Lage

						
							
							37,6

						
							
							18,7

						
							
							–18,9

						
							
							Juni 2010

						
							
							
							jemals

						
					

					
							
							Erwartungen

						
							
							–1,1

						
							
							–30,7

						
							
							–29,6

						
							
							jemals

						
							
							

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Handel

						
							
							Klima

						
							
							1,0

						
							
							–21,4

						
							
							–22,4

						
							
							

						
							
							Juli 2009

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Lage

						
							
							15,2

						
							
							5,1

						
							
							–10,1

						
							
							
							Dezember 2014

						
							
							April 2013

						
					

					
							
							Erwartungen

						
							
							–12,2

						
							
							–44,4

						
							
							–32,2

						
							
							

						
							
							jemals

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Einzelhandel

						
							
							Klima

						
							
							1,2

						
							
							–19,9

						
							
							–21,1

						
							
							

						
							
							Februar 2010

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Lage

						
							
							16,1

						
							
							4,5

						
							
							–11,6

						
							
							
							Dezember 2014

						
							
							Juli 2008

						
					

					
							
							Erwartungen

						
							
							–12,7

						
							
							–41,5

						
							
							–28,8

						
							
							

						
							
							November 2008

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Großhandel

						
							
							Klima

						
							
							1,0

						
							
							–21,1

						
							
							–22,1

						
							
							

						
							
							Juli 2009

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Lage

						
							
							15,3

						
							
							6,5

						
							
							–8,8

						
							
							
							Dezember 2014

						
							
							April 2018

						
					

					
							
							Erwartungen

						
							
							–12,4

						
							
							–45,0

						
							
							–32,6

						
							
							

						
							
							jemals

						
							
							jemals

						
					

					
							
							Bau

						
							
							Klima

						
							
							12,9

						
							
							5,0

						
							
							–7,9

						
							
							

						
							
							April 2016

						
							
							Januar 2019

						
					

					
							
							Lage

						
							
							38,7

						
							
							34,6

						
							
							–4,1

						
							
							
							April 2018

						
							
							Januar 2020

						
					

					
							
							Erwartungen

						
							
							–10,1

						
							
							–20,9

						
							
							–10,8

						
							
							

						
							
							Juni 2009

						
							
							Januar 2002

						
					

					
							
							Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

						
					

				
			

			Ein Blick in die Branchen zeigt, dass sich das Geschäftsklima nahezu überall – und teilweise deutlich – verschlechtert hat. Zu den positiven Ausnahmen gehören der Lebensmitteleinzelhandel, der von einer stark anziehenden Nachfrage (Hamster- und Vorratskäufe) profitierte. Gleiches gilt in etwas geringerem Maße auch für Drogeriemärkte. Einen Anstieg gab es ebenfalls im Großhandel mit Brennstoffen und Mineralölerzeugnissen zu verzeichnen, da sich viele Verbraucher mit Heizöl eingedeckt haben. Die Preise sind neben der Corona-Pandemie auch wegen des Preiskriegs zwischen Russland und Saudi-Arabien merklich gesunken.

			Sonderfrage zu Corona

			Im Rahmen der ifo Konjunkturumfragen befragt das ifo Institut monatlich etwa 9000 deutsche Firmen zu ihrer aktuellen Geschäftslage, den Erwartungen für die kommenden Monate und zu weiteren konjunkturrelevanten Themen (vgl. Sauer und Wohlrabe 2020). Im März 2020 wurden die Bereiche Verarbeitendes Gewerbe, Dienstleister und Handel zudem zu den Auswirkungen der Verbreitung des Coronavirus befragt, um die Folgen für die Unternehmen zu diesem Zeitpunkt einschätzen zu können. Die konkrete Formulierung der Fragen lautete dabei wie folgt:

			Wie wirkt sich die Verbreitung des Coronavirus derzeit auf Ihre Geschäftstätigkeit aus?

			•	positiv

			•	keine Auswirkungen

			•	negativ

			Falls Sie negative Auswirkungen auf Ihr Unternehmen feststellen können, welche sind das?(Mehrfachnennungen möglich)

			•	Nachfragerückgang

			•	Beeinträchtigung der Geschäftstätigkeit 

				bei ausländischen Töchtern

			•	Verzögerung/Ausfall bei Lieferung von Vorprodukten oder Rohstoffen

			•	Verzögerung/Ausfall bei Lieferung von Endprodukten

			•	Kostenanstieg bei Vorprodukten oder Rohstoffen

			•	Rückgang der Produktion

			•	Notwendigkeit verstärkter Lagerhaltung

			•	Verzögerung/Ausfall von Dienstreisen

			•	sonstige, und zwar: _______________

			Im Handel und im Dienstleistungssektor wurden die Antwortkategorien der zweiten Teilfrage an die Branchenspezifika angepasst. 

			Negative Auswirkungen bei 63% der teilnehmenden Firmen

			Insgesamt beantworteten 6100 an der Umfrage teilnehmende Firmen die Sonderfragen. Davon gaben 63,0%1 an, negative Auswirkungen der Corona­krise zu spüren. Dagegen sprach nur ein sehr geringer Prozentsatz (2,2%) von positiven Auswirkungen. Dies betraf vor allem Unternehmen bestimmter Wirtschaftszweige, wie etwa den Einzelhandel mit Nahrungsmitteln bzw. Drogeriemärkte oder auch einige Zweige der chemischen Industrie. Tabelle 2 stellt die Antwortverteilung in den einzelnen Sektoren dar. Das Verarbeitende Gewerbe berichtete am häufigsten von negativen Folgen (68,4%), die Unternehmen des Handels (63,0%) und des Dienstleistungssektors (59,8%) wurden aber ebenfalls bereits mehrheitlich beeinträchtigt. Im Handelsgewerbe lag der Anteil der positiven Antworten mit 6,3 Prozentpunkten merklich höher als in den anderen Sektoren.


Tab. 2

			
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Auswirkungen der Coronakrise auf die Unternehmen

							(in % der Antworten)

						
					

					
							
							
							Positiv

						
							
							Keine

						
							
							negativ

						
					

					
							
							Verarbeitendes Gewerbe 

						
							
							2,2

						
							
							29,4

						
							
							68,3

						
					

					
							
							Dienstleistungssektor

						
							
							1,0

						
							
							39,2

						
							
							59,8

						
					

					
							
							Handel

						
							
							6,3

						
							
							30,7

						
							
							63,0

						
					

					
							
							Gesamt

						
							
							2,2

						
							
							34,8

						
							
							63,0

						
					

					
							
							Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

						
					

				
			


			Als häufigste Beeinträchtigungen wurden dabei im Verarbeitenden Gewerbe der Ausfall von Dienstreisen sowie der zu spürende Nachfragerückgang und Probleme bei der Beschaffung von Vorprodukten und Rohstoffen genannt. Die Dienstleistungs- und Handelsfirmen berichteten am häufigsten von Nachfrageeinbrüchen. Die Umfrageteilnehmer im Handel meldeten zudem ebenfalls zahlreich Einschränkungen in den Lieferketten im Einkauf. Größere Firmen, die international agieren, gaben die größten negativen Auswirkungen an. Sie haben unter anderem häufig mit der Beeinträchtigung der Geschäftstätigkeit bei ausländischen Töchtern und großen Schwierigkeiten bei Lieferungen aus dem Ausland zu kämpfen.

			Die ifo Konjunkturumfragen im März wurden während des Zeitraums vom 2. März bis 24. März erhoben, wobei bereits über zwei Drittel der beantworteten Fragebögen in den ersten beiden Wochen von den Umfrageteilnehmern zurückgesendet wurden. In den Antworten spiegelt sich aber auch die rasante Entwicklung der Coronakrise im Laufe des März wider. So zeigten sich nach den Grenzschließungen, Schulschließungen, Ausgangsbeschränkungen sowie an­deren Shutdown-Maßnahmen nochmals erheblich mehr Firmen von der Coronakrise negativ betroffen (vgl. ifo Institut 2020). Unter anderem wurden Einzelhandelsgeschäfte, Hotels, Gaststätten und andere Dienstleistungsbetriebe geschlossen und erleiden daher massive Umsatzeinbußen. Zum jetzigen Zeitpunkt dürfte der Prozentsatz der beeinträchtigten Betriebe demnach klar über dem Monatsdurchschnitt liegen. Auch zu den anderen Themen der Konjunkturumfrage fielen die Antworten der Unternehmen gegen Ende des Befragungszeitraums weitestgehend deutlich negativer aus als etwa noch in der ersten Woche des Monats. Der Anteil der Industriebetriebe mit Nachfrage- und Produktionsrückgängen beispielsweise stieg spürbar, und erheblich mehr Firmen planen für die nahe Zukunft Kurzarbeit.

			Reisebranche und Gastgewerbe extrem betroffen

			Aufgegliedert nach Wirtschaftszweigen lässt sich aus den Antworten auf die Sonderfrage zu den Corona-Auswirkungen erkennen, welche Branchen bisher am stärksten in Mitleidenschaft gezogen wurden. Tabelle 3 zeigt dies für ausgewählte wichtige Wirtschaftszweige. So gab es etwa im Dienstleistungssektor Bereiche, wie insbesondere die Reisebranche (96,9% negative Antworten) oder das Gastgewerbe (Beherbergung 85,9%, Gastronomie 81,8%), die im März bereits extrem unter der Krise zu leiden hatten. Andere Branchen, wie Ingenieur- und Architekturbüros (28,5%), Steuerberater und Wirtschaftsprüfer (29,5%) oder das Grundstücks- und Wohnungswesen (30,9%), spürten dagegen bisher seltener negative Auswirkungen der Verbreitung des Coronavirus. In den verschiedenen Sparten des Verarbeitenden Gewerbes waren die Antworten nicht ganz so heterogen wie bei den Dienstleistern. Es ließ sich dennoch erkennen, dass Firmen im Investitions- und Vorleistungsgüterbereich, wie etwa in der Elektroindustrie oder dem Maschinenbau, unter anderem bereits stärker unter negativen Auswirkungen durch erhebliche Probleme in den Lieferketten zu leiden hatten.


Tab. 3

			
				
					
					
				
				
					
							
							Anteil der Firmen, die unter negativen Auswirkungen der Coronakrise leiden, nach Wirtschaftszweigen

						
					

					
							
							Wirtschaftszweig

						
							
							Anteile (in% )

						
					

					
							
							Reisebüros, Reiseveranstalter und Erbringung sonstiger Reservierungsdienstleistungen

						
							
							[image: ]     96,9 

						
					

					
							
							Beherbergungsgewerbe

						
							
							[image: ]     85,9 

						
					

					
							
							Gastronomie

						
							
							[image: ]     81,8 

						
					

					
							
							Herstellung von DV-Geräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen

						
							
							[image: ]     76,6 

						
					

					
							
							Herstellung von elektrischen Ausrüstungen

						
							
							[image: ]     75,4 

						
					

					
							
							Lagerei sowie Erbringung von sonstigen Dienstleistungen für den Verkehr

						
							
							[image: ]     69,4 

						
					

					
							
							Maschinenbau

						
							
							[image: ]     67,8 

						
					

					
							
							Großhandel

						
							
							[image: ]     64,6 

						
					

					
							
							Herstellung von chemischen Erzeugnissen 

						
							
							[image: ]     64,1 

						
					

					
							
							Vermittlung und Überlassung von Arbeitskräften

						
							
							[image: ]     63,9 

						
					

					
							
							Kfz-Handel

						
							
							[image: ]     62,8 

						
					

					
							
							Einzelhandel

						
							
							[image: ]     60,0 

						
					

					
							
							Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen 

						
							
							[image: ]     58,6 

						
					

					
							
							Herstellung von Textilien 

						
							
							[image: ]     57,1 

						
					

					
							
							Metallerzeugung und -bearbeitung

						
							
							[image: ]     55,8 

						
					

					
							
							Unternehmensberatung

						
							
							[image: ]     54,2 

						
					

					
							
							Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen

						
							
							[image: ]     53,3 

						
					

					
							
							Erbringung von Dienstleistungen der Informationstechnologie

						
							
							[image: ]     53,1 

						
					

					
							
							Herstellung von Metallerzeugnissen

						
							
							[image: ]     51,9 

						
					

					
							
							Herstellung von Nahrungs- und Futtermitteln

						
							
							[image: ]     49,4 

						
					

					
							
							Abfallwirtschaft, Recycling

						
							
							[image: ]     46,3 

						
					

					
							
							Grundstücks- und Wohnungswesen

						
							
							[image: ]     30,9 

						
					

					
							
							Rechts- und Steuerberatung, Wirtschaftsprüfung

						
							
							[image: ]     29,5 

						
					

					
							
							Architektur- und Ingenieurbüros

						
							
							[image: ]     28,5 

						
					

					
							
							Quelle: ifo Konjunkturumfragen.

						
							
					

				
			

			Um auch weiterhin wichtige Informationen zu den Auswirkungen der Corona-Pandemie sammeln zu können, wird das ifo Institut auch in der April-Umfrage weitere Sonderfragen in allen Sektoren aufnehmen. Neben den Auswirkungen auf die Geschäftstätigkeit und Umsätze der Unternehmen sollen dabei auch die im Zuge der Krise getroffenen Maßnahmen abgefragt werden.
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					1	Die Antworten wurden nach Firmengröße gewichtet.
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			Ökonomenpanel: Wie bewerten Ökonom*innen die wirtschaftspolitischen Reaktionen auf die Coronakrise?

		



			
				[image: ]
			


		
			Die Corona-Pandemie trifft die Wirtschaft massiv. Regierungen und Notenbanken weltweit reagieren mit umfangreichen wirtschaftspolitischen Maßnahmen auf die Krise. Ziel der fiskal- und geldpolitischen Instrumente ist es, die Folgen einer Rezession abzufedern. Das 28. Ökonomenpanel von ifo und FAZ widmet sich den wirtschaftspolitischen Maßnahmen in Deutschland und auf europäischer Ebene. An der Umfrage nahmen 155 Ökonom*innen teil. 

			Große Mehrheit hält Höhe des Nachtragshaushalts für angemessen

			Die gegenwärtigen wirtschaftspolitischen Herausforderungen für Deutschland sind immens. Es handelt es sich um einen gleichzeitigen Angebots- und Nachfrageschock mit einer Einschränkung globaler Wertschöpfungsketten. Bundestag und Bundesrat haben zum 27. März 2020 den Weg für einen in der deutschen Geschichte bisher beispiellosen Nachtragshaushalt in Höhe von 156 Mrd. Euro freigemacht. Dabei entfallen rund 122,5 Mrd. Euro auf zusätzliche Staatsausgaben und 33,5 Mrd. Euro auf geringere Steuereinnahmen, die auf die Coronakrise zurückzuführen sind. Die Ökonom*innen wurden befragt, wie sie den Umfang des Nachtragshaushalts beurteilen, um die Folgen der Rezession abzufedern. 67% der Teilnehmenden halten die Höhe des Nachtragshaushalts aufgrund der Ausnahmesituation durch die Pandemie für angemessen. 14% fordern umfangreichere Maßnahmen und begründen dies meist mit den hohen wirtschaftlichen Kosten des Shutdown. Nur 6% der Ökonom*innen beurteilen die Summe als »zu hoch«. 13% enthalten sich einer Antwort.



   			 Abb. 1
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			Anleihekaufprogramm der EZB wird unterschiedlich bewertet

			Die Coronakrise hat schon jetzt eine geldpolitische Dimension. So erwarten Dietrich et al. (2020) einen deutlichen Rückgang der natürlichen Zinsrate, bei der die Geldpolitik gegensteuern sollte. Im Gegensatz zur Finanzkrise 2007–2008 sind Leitzinssenkungen als klassische geldpolitische Maßnahmen aufgrund der bereits sehr niedrigen bis negativen Zinssätze allerdings kaum mehr möglich. Gali (2020) fordert daher die direkte, nicht zurückzuzahlende Finanzierung der notwendigen Fiskaltransfers durch sogenanntes »Helikoptergeld«. Die EZB entschied sich für einen anderen Weg und gab am 18. März 2020 ein erweitertes Anleihekaufprogramm in Höhe von 750 Mrd. Euro bis Ende 2020 bekannt (Pandemic Emergency Purchase Programme, PEPP). Mit dem zusätzlichen Notenbankgeld will die EZB in den kommenden Monaten europäische Staats- und Unternehmensanleihen kaufen. 48%der Teilnehmer*innen des Ökonomenpanels halten das Anleihekaufprogramm der EZB für die richtige geldpolitische Reaktion auf die Coronakrise und begründen dies mit der notwendigen Bereitstellung von Liquidität und der Beruhigung der Finanzmärkte. 20% sprechen sich gegen das Anleihekaufprogramm aus, da Geldpolitik nicht das richtige Mittel sei, um auf den Angebotsschock der Coronakrise zu reagieren und eventuell falsche Anreize für Staaten setze. Ein Viertel der Ökonom*innen antwortet mit »Teils-teils«, und 7% antworten mit »Weiß nicht«.
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			Kurzarbeitergeld und staatliche Bürgschaften jetzt wichtigste wirtschaftspolitische Maßnahmen – Corona-Geld fällt durch

			Die Bundesregierung hat bereits eine Reihe von Ad-hoc-Maßnahmen umgesetzt, um die negativen Auswirkungen auf die deutsche Volkswirtschaft zu dämpfen. Die Teilnehmer*innen des Ökonomenpanels wurden gefragt, was ihrer Meinung nach zum jetzigen Zeitpunkt die wichtigsten wirtschaftspolitischen Maßnahmen seien, um auf die negativen wirtschaftlichen Folgen der Coronakrise zu reagieren. 96% plädieren für eine Ausweitung des Kurzarbeitergelds. 80% halten staatliche Bürgschaften für Unternehmenskredite für eine der wichtigsten wirtschaftspolitischen Maßnahmen. Steuererleichterungen für Unternehmen sowie Einmalzahlungen an Unternehmen werden jeweils von knapp der Hälfte der Ökonom*innen genannt. Ein gutes Drittel spricht sich für staatliche Unternehmensbeteiligungen aus. Nur 13% würden sich für Einmalzahlungen an alle Bürger*innen entscheiden. Außerdem nannten die Ökonom*innen Einmalzahlungen an besonders betroffene Kleinunternehmen und Bürger*innen sowie Investitionen in das Gesundheitssystem.
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			Shutdown für maximal elf Wochen durchhaltbar 

			In einem Sondergutachten schätzt der Sachverständigenrat den Rückgang des deutschen BIP im laufenden Jahr aufgrund der Coronakrise auf 2,8 bis 5,4% (Feld et al. 2020). Das ifo Institut beziffert in einer aktuellen Studie (Dorn et al. 2020) die Kosten eines zweimonatigen Shutdown für Deutschland sogar auf 255 bis 495 Mrd. Euro bzw. eine reduzierte Jahreswachstumsrate des BIP von 7,2 bis 11,2 Prozentpunkten; jede Verlängerung des Shutdown um eine weitere Woche verursacht einen Rückgang des BIP-Wachstums um geschätzt 0,7 bis 1,6 Prozentpunkte. Die am Ökonomenpanel teilnehmenden Ökonom*innen geben im Durchschnitt an, dass Deutschland den gegenwärtigen Shutdown maximal elf Wochen durchhalten könne, bevor das Risiko einer wirtschaftlichen Destabilisierung zu groß werde. Allerdings sei die weitere Entwicklung mit großen Unsicherheiten verbunden und eine seriöse Berechnung daher kaum möglich. Dementsprechend stark variieren die Schätzungen: Die Antworten reichen von 0 bis 50 Wochen, und 95% liegen zwischen 0 und 24 Wochen.

			Es entsteht gegenwärtig ein Trade-off zwischen hohen wirtschaftlichen Kosten einer ausgeprägten Rezession und Gesundheitsrisiken, die bei einer Lockerung der Eindämmungsmaßnahmen entstehen (vgl. Eichenbaum et al. 2020). 57% der Teilnehmer*innen des Ökonomenpanels sprechen sich dafür aus, den gegenwärtigen Shutdown aufgrund der volkswirtschaft­lichen Kosten schon nach durchschnittlich acht Wochen zu beenden, selbst wenn zu diesem Zeitpunkt noch keine ausreichenden medizinischen Behandlungsmöglichkeiten vorhanden seien. 95% der Antworten dieser Teilnehmer*innen liegen zwischen 0 und 16Wochen. Sie begründen dies mit der Möglichkeit, die Wirtschaft kontrolliert wieder hochzufahren, während gleichzeitig Risikogruppen weiterhin geschützt würden. 35% würden hingegen den Shutdown erst zu einem Zeitpunkt beenden, an dem die medizinische Versorgung für alle Bürger*innen umfassend gesichert ist. 8% antworten mit »Weiß nicht«.
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			Mehrheit gegen Ausweitung der Fiskalkompetenzen auf gesamteuropäische Ebene

			Vor dem Hintergrund der aktuellen Herausforderungen durch die Coronakrise werden die Rufe nach einer Ausweitung der Fiskalkompetenzen der EU lauter. Boot et al. (2020) plädieren beispielsweise für eine europaweite Koordinierung der fiskalischen Reaktion auf die Pandemie, da sonst langfristige Risiken für die Finanzmarktstabilität entstünden. Auch 27% der teilnehmenden Ökonom*innen wünschen sich eine Ausweitung der Fiskalkompetenzen der EU, vor allem in den Bereichen Gesundheit, Risikovorsorge und Krisenmanagement. 62% der Ökonom*innen halten eine Ausweitung der Fiskalkompetenzen jedoch für nicht sinnvoll, da auf nationaler Ebene fiskalpolitisch effektiver auf die Krise reagiert werden könne. 11% antworten mit »Weiß nicht«.
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			Relative Mehrheit für Corona-Bonds 

			Die Finanzierung der gegenwärtigen wirtschafts­politischen Gegenmaßnahmen, vor allem bei einer Ausweitung auf eine gesamteuropäische Ebene, wird kontrovers diskutiert. Benassy-Quere et al. (2020) schlagen beispielsweise eine »Covid-Kreditlinie« durch den Europäischen Stabilitätsmechanismus vor, während Giavazzi und Tabellini (2020) einen durch die EZB gedeckten Eurobonds mit unendlicher Laufzeit ins Gespräch bringen. 46% der Teilnehmer*innen des Ökonomenpanels sprechen sich für eine einmalige Schuldenaufnahme auf gesamteuropäischer Ebene zur Bekämpfung der Coronakrise aus und begründen diesen außerordentlichen Schritt mit der Unterstützung für finanzschwächere Länder und einem deutlichen Signal für die europäische Solidarität. 43% der teilnehmenden Ökonom*innen sprechen sich gegen eine einmalige Schuldenaufnahme auf gesamteuropäischer Ebene aus. Wichtige Gründe sind, dass eine einmalige Schuldenaufnahme auf gesamt­europäischer Ebene falsche Anreize setze, zu einer Vergemeinschaftung der Schulden führe und sich nicht oder nur schwer umkehren lasse. 11% trauen sich kein Urteil zu und antworten mit »Weiß nicht«. 
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			Gestaltung von Wertschöpfungsketten im Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge umstritten

			Befragt wurden die Ökonom*innen ebenso zur Gestaltung der Produktion von Gütern im Bereich der öffentlichen Daseinsvorsoge, wie z.B. Medikamente oder medizinische Ausrüstungsgegenstände. 22%der Ökonom*innen wollen eine Rückverlagerung der Produktion nach Europa, gegebenenfalls mit staatlichen Ausgleichszahlungen, um die medizinische Versorgung zu jedem Zeitpunkt sicherzustellen. Mit den gleichen Argumenten fordern 16% eine Rückverlagerung der Wertschöpfungsketten nach Deutschland. Demgegenüber stehen 19%, die sich für eine höhere internationale Diversifizierung aussprechen. So soll die Abhängigkeit von einzelnen Anbietern reduziert und das Ausfallrisiko komplexer Wertschöpfungsketten kompensiert werden. Ein gutes Viertel will am Status quo festhalten, u.a. weil Produktionsentscheidungen den Unternehmen überlassen werden sollten. Andere Antworten (9%) plädieren für eine Kombination der deutschen mit der europäischen Ebene und einer generell höheren Lagerhaltung. 7% antworten mit »Weiß nicht«.
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			Die ökonomischen Konsequenzen der CoronaPandemie sind noch nicht absehbar. Allerdings haben Wissenschaftler die Auswirkungen historischer Pandemien untersucht: Jordà et al. (2020) untersuchen langfristige ökonomische Auswirkungen von Pandemien und finden einen negativen Effekt auf Kapitalrenditen bis zu 40 Jahre nach Ende der Pandemie. Die Reallöhne sind im Nachgang der Krisen hingegen leicht erhöht. Am Beispiel der Spanischen Grippe zeigen Correia et al. (2020), dass nicht medizinische Interventionen (bspw. Versammlungsverbote oder Ausgangssperren) nicht nur die Sterberate senken, sondern auch die negativen ökonomischen Folgen einer Pandemie abschwächen können. 
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			Im Frühjahr 2020 steht die Weltwirtschaft unter dem Eindruck der Corona-Pandemie. Die zuvor erkennbaren Anzeichen für eine Belebung der Konjunktur haben sich im Februar mit der Umsetzung weitreichender Maßnahmen zur Eindämmung der Krankheit in China abrupt umgekehrt. Inzwischen verbreitet sich das Coronavirus weltweit. Nahezu überall werden Maßnahmen ergriffen, um die Ausbreitung zu verlangsamen, die die wirtschaftliche Aktivität massiv bremsen. 

			Beeinträchtigung durch die Corona-Pandemie

			Die Corona-Pandemie beeinträchtigt die Wirtschaft über verschiedene Kanäle. Zum einen resultieren Effekte aus einem reduzierten Arbeitsangebot durch höheren Krankenstand und durch krankheitsbedingte Todesfälle. Hinzu kommen seuchenpolitische Maßnahmen sowie Verhaltensänderungen von privaten Haushalten und Unternehmen. Diese beeinträchtigen die wirtschaftliche Aktivität kurzfristig unmittelbar dort, wo viele Menschen auf engem Raum zusammentreffen, etwa durch die Absage von Großveranstaltungen und Messen, und führen zu einem Rückgang im Reiseverkehr. Quarantänemaßnahmen können darüber hinaus die Warenproduktion behindern und die Produktionsabläufe – auch grenzüberschreitend – empfindlich stören. Schließlich drohen Kaufzurückhaltung bei Haushalten und Investitionsattentismus bei Unternehmen, insbesondere weil die Dauer der Einschränkungen der normalen wirtschaftlichen und sozialen Abläufe unsicher ist. Anders als in normalen Rezessionsphasen sind diesmal auch viele Dienstleistungsbereiche stark betroffen, weil sie von den privaten Haushalten entweder freiwillig aus Vorsichtsgründen weniger nachgefragt werden oder ihre Inanspruchnahme durch die Behörden untersagt oder eingeschränkt wird, um die Gefahr von Neuinfektionen zu verringern. 

			Den negativen Folgen der Ausbreitung des Coronavirus und der Maßnahmen zur Eindämmung der Pandemie ist mit den Instrumenten der Geld- und Finanzpolitik zur Nachfragesteuerung kaum zu begegnen. Die Notenbanken und die Regierungen können aber mit geeigneten Maßnahmen versuchen zu vermeiden, dass ein temporärer Rückgang von Geschäftsvolumen zu dauerhaften realwirtschaftlichen Folgen wie Firmenkonkursen und Arbeitsplatzverlusten führt. So haben viele Notenbanken ihre Leitzinsen gesenkt und massiv zusätzliche Liquidität bereitgestellt. Zielgenauer als die Geldpolitik kann die Finanzpolitik die realwirtschaftlichen Folgen der Krise abfedern. Hilfen für Unternehmen, Kreditgarantien und einkommensstabilisierende Zahlungen sollen Liquiditätsproblemen bei betroffenen Unternehmen begegnen, um negative Folgen für das Produktionspotenzial so gering wie möglich zu halten. Inzwischen werden in vielen Ländern Haushaltspläne revidiert, um die Wirtschaft zu stützen. 

			Die Länge und das Ausmaß des globalen Abschwungs hängen vom weiteren Verlauf der Pandemie ab und davon, welche Maßnahmen zu ihrer Verlangsamung ergriffen werden bzw. wie lange diese andauern. Im Zuge der weltweiten Ausbreitung des Coronavirus setzt eine immer größere Zahl von Ländern auf vorbeugende Maßnahmen, die die wirtschaftliche Aktivität bremsen. Je einschneidender sie sind, desto größer fallen aber kurzfristig die wirtschaftlichen Schäden aus. Unsicher ist zudem, in welchem Umfang auch bei erfolgreicher Verlangsamung der Pandemie seuchenpolitische Maßnahmen notwendig bleiben werden, die die Normalisierung der wirtschaftlichen Abläufe verzögern, solange wirksame Medikamente oder Impfstoffe fehlen. In diesem Gutachten ist unterstellt, dass die Ausbreitung des Coronavirus in den Ländern, in denen die Zahl der Fälle derzeit noch rasch steigt, innerhalb einiger Wochen stark verlangsamt werden kann und sich die globale wirtschaftliche Aktivität spätestens ab Jahresmitte allmählich erholt. 

			Massiver Einbruch der globalen Konjunktur

			Ersten Indikatoren zufolge ist die globale Konjunktur massiv eingebrochen. Die Leitindizes an den Börsen sind kräftig gesunken, zeitweise um mehr als 40%, und die derzeit veröffentlichten Unternehmensbefragungen deuten darauf hin, dass sich die wirtschaftliche Stimmung noch rascher und stärker verschlechtert hat als in der akuten Phase der Weltfinanzkrise. Der Einbruch der wirtschaftlichen Aktivität in China hat für sich genommen bereits im ersten Quartal dazu geführt, dass die globale Wirtschaftsleistung kaum noch gestiegen ist. In der übrigen Welt wird sich die Krise vor allem im zweiten Quartal niederschlagen, so dass die Weltproduktion trotz dann wieder deutlich höherer Aktivität in China im Frühjahr sogar schrumpfen wird. Für die zweite Jahreshälfte rechnen die Institute dann mit einer Erholung der Weltwirtschaft auf breiter Front, so dass die Zuwachsraten der Weltproduktion deutlich höher ausfallen werden als üblich.

			Unter diesen Bedingungen unterschreitet die Weltproduktion im Durchschnitt des Jahres 2020 ihr Vorjahresniveau um 2,5%, ein Rückgang, der noch etwas stärker ist als in der Großen Rezession im Jahr 2009. Für das Jahr 2021 ergibt sich bei einer weitgehenden Annäherung der Produktion an das Niveau, das ohne die Pandemie zu erwarten gewesen wäre, ein Anstieg der globalen Produktion um 5,4%. Im Vergleich zur Gemeinschaftsdiagnose vom Herbst 2019 bedeutet dies eine Abwärtsrevision um 5,1 Prozentpunkte für das Jahr 2020 und für das Jahr 2021 eine Aufwärtsrevision um 2,7 Prozentpunkte. Der Welthandel dürfte im laufenden Jahr deutlich um 7,4% einbrechen, im kommenden Jahr dafür mit einer im Vergleich zu den vergangenen Jahren sehr kräftigen Rate von 7% zunehmen. 

			Konjunktur in Deutschland 

			Auch die deutsche Konjunktur wird von der Corona-Pandemie voll erfasst. Auch hier wurde die wirtschaftliche Aktivität stark eingeschränkt. So wurde die Personenmobilität massiv begrenzt, und auf vielerlei Arten von Konsum muss derzeit verzichtet werden. Untersagt wurden insbesondere Dienstleistungen in den Bereichen Freizeit, Unterhaltung, Kultur, Beherbergung und Gaststätten sowie Bildung, Erziehung und Betreuung. Aber auch viele Einzelhändler haben ihre Verkaufsstellen schließen müssen. Unternehmen in anderen Wirtschaftsbereichen sind zwar nicht unmittelbar von diesem staatlich verordneten Shutdown betroffen. Dennoch bekommen sie dessen Folgen zu spüren, auch weil die Menschen aus Sorge um ihre Gesundheit von sich aus Konsum reduzieren, wenn er unmittelbaren Kontakt zu anderen Personen mit sich bringt. Auch wird das Arbeitsangebot durch fehlende Kinderbetreuung und Störungen beim grenz­überschreitenden Personenverkehr eingeschränkt. Industrieunternehmen drosselten zudem ihre Produktion teilweise erheblich, da infolge der globalen Pandemie-Bekämpfung Lieferketten gestört und Aufträge weggebrochen sind.

			Annahmen 

			Die Pandemie und die vom Staat ergriffenen Gegenmaßnahmen werden die Konjunktur in diesem und im nächsten Jahr prägen. Es wurde unterstellt, dass sich das Einfrieren von Teilen der Wirtschaft über eine Dauer von fünf Wochen von Mitte März bis Mitte April erstreckt. Die Abschätzung des daraus resultierenden Ausmaßes der Produktionsbeeinträchtigung in den einzelnen Wirtschaftsbereichen stützt sich auf Verbandsmitteilungen, Medienberichte, Finanzmarktpreise und die März-Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen. Diese deuten auf eine beispiellose Verschlechterung der Stimmung unter den deutschen Unternehmen in nahezu allen Wirtschaftsbereichen und auf eine massive Zunahme der Unsicherheit hin. Allerdings betrifft der Shutdown die einzelnen Wirtschaftsbereiche unterschiedlich. Aus den branchenspezifischen Schätzungen der Institute resultiert, dass die Wertschöpfung in dieser Phase insgesamt um durchschnittlich etwa ein Fünftel einbricht.

			Für den Verlauf der Epidemie wird angenommen, dass das derzeitige Einfrieren des öffentlichen Lebens die Zahl der Neuinfektionen deutlich senkt und deshalb die staatlich verordneten Shutdown-Maßnahmen in der zweiten April-Hälfte allmählich wieder aufgehoben werden. Ferner wird angenommen, dass in der Zeit danach eine effektive Identifikation und Isolation von Infizierten einen schnellen Wiederanstieg der Neuinfektionen verhindern kann. Schließlich wird unterstellt, dass der von der Bundesregierung und den Ländern beschlossene »Schutzschild für Beschäftigte und Unternehmen« wirkt, dass also Liquiditätshilfen und Zuschüsse sowie das erweiterte Kurzarbeitergeld eine Insolvenzwelle verhindern.

			Das Wiederhochfahren der Wirtschaft dürfte sich in den einzelnen Wirtschaftsbereichen in unterschiedlicher Geschwindigkeit vollziehen. Während sich die mit dem Warenkonsum in Verbindung stehende Aktivität unter den getroffenen Annahmen relativ schnell erholen dürfte, wird der Konsum dort, wo er mit sozialen Kontakten in Verbindung steht, wohl noch längere Zeit gedämpft bleiben, auch weil die privaten Haushalte weiter versuchen werden, eine Ansteckung zu vermeiden. Ähnliches dürfte für viele Bereiche des Verarbeitenden Gewerbes gelten, da das Wiederherstellen von Lieferketten Zeit in Anspruch nimmt und die globale Nachfrage insbesondere nach Investitionsgütern zunächst wohl gedämpft bleibt. Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass sich infolge des unterstellten Verlaufs der Epidemie Effekte auf das Arbeitsangebot ergeben, da Infizierte (selbst bei mildem Krankheitsverlauf) krankgeschrieben sein werden. Dies dürfte die wirtschaftliche Aktivität insbesondere im Winterhalbjahr 2020/2021 dämpfen, wenn die Infektionszahlen in dem in dieser Prognose unterstellten Szenario ihren Höhepunkt erreichen. 

			Bruttoinlandsprodukt 

			Unter diesen Annahmen schrumpft das Bruttoinlands­produkt bereits im ersten Quartal 2020 um 1,9% und bricht im zweiten Quartal um 9,8% ein. Dies ist der stärkste je seit Beginn der Vierteljahresrechnung im Jahr 1970 gemessene Rückgang in Deutschland und mehr als doppelt so groß wie jener während der Weltfinanzkrise im ersten Quartal 2009. Der Einbruch bei den Ein- und Ausfuhren, den Ausrüstungsinvestitionen und dem privaten Konsum dürfte noch stärker ausfallen und im zweistelligen Bereich liegen. Nach dem Shutdown wird sich die Konjunktur schrittweise erholen. Ein Großteil der Ausfälle beim privaten Konsum, bei den Investitionen und beim Export wird rasch wieder aufgeholt, was sich in hohen Zuwachsraten niederschlägt. Das Vorkrisenniveau wird aber wohl erst gegen Ende des Prognosezeitraums wieder erreicht. Im Durchschnitt des Jahres 2020 dürfte der Rückgang der gesamtwirtschaftlichen Produktion 4,2% betragen. Dies wäre nach 2009 die tiefste Rezession seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs; allerdings fällt der Rückgang nicht so drastisch aus wie zu Zeiten der großen Depression. Im Vergleich zum Herbst 2019 revidieren die Institute ihre Prognose für das laufende Jahr kräftig um 5,3 Prozentpunkte nach unten. Im kommenden Jahr schlägt die konjunkturelle Erholung zu Buche: Der Anstieg des Bruttoinlandsprodukts fällt mit 5,8% kräftig aus. 
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							–4,2

						
							
							5,8

						
					

					
							
							Erwerbstätigeb (1000 Personen)

						
							
							43655

						
							
							44248

						
							
							44854

						
							
							45251
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							a Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. b Inlandskonzept. c Arbeitslose in Prozent der zivilen Erwerbspersonen (Definition gemäß der Bundesagentur für Arbeit). d Verbraucherpreisindex (2010 = 100). e Im Inland entstandene Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmerstunde bezogen auf das reale Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde. f In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG 2010).

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; Deutsche Bundesbank; 2020 und 2021: Prognose der Institute. 
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			Arbeitsmarkt

			Die Coronakrise hat spürbare Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Infolge des Einbruchs der gesamtwirtschaftlichen Aktivität fällt das Arbeitsvolumen kurzfristig beträchtlich. Dabei dürfte die Erwerbstätigkeit in diesem Jahr um 282 000 Personen zurückgehen und die Zahl der Arbeitslosen um 236 000 steigen. Die Arbeitslosenquote wird auf 5,5% der Erwerbspersonen zunehmen. Ihren Höchststand dürfte die Arbeitslosigkeit mit rund 2,7 Mio. Personen bzw. einer Quote von 5,9% im dritten Quartal 2020 erreichen. Der größte Teil der Anpassung wird jedoch über einen kräftigen Rückgang der Arbeitsstunden je Erwerbstätigen erfolgen. Hier schlagen sich auch die von der Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen zur Beschäftigungssicherung nieder, mit denen insbesondere die Zugangsvoraussetzungen zum Kurzarbeitergeld deutlich gelockert wurden. Somit dürfte die Zahl der Kurzarbeiter von schätzungsweise 110 000 Personen Anfang des Jahres auf etwa 2,4 Mio. im Durchschnitt des zweiten Quartals hochschnellen.

			Einkommen der privaten Haushalte

			Die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte werden im laufenden Jahr erstmals seit der Großen Rezession sinken. Sowohl die Lohnsumme als auch die Einkommen aus selbständiger Arbeit und Vermögen werden zurückgehen. Dem wirkt der beschleunigte Anstieg der monetären Sozialleistungen infolge steigender Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit entgegen. Gestützt wird die Kaufkraft der privaten Haushalte im laufenden Jahr durch den geringeren Preisauftrieb, der vor allem aus dem Absturz der Rohölpreise resultiert. Die Verbraucherpreise werden in diesem Jahr nur um 0,6% steigen.

			Staatshaushalt

			Die Coronakrise hinterlässt auch deutliche Spuren im Staatshaushalt. Die öffentlichen Einnahmen aus Steuern und Sozialbeiträgen werden sich im laufenden Jahr aufgrund des konjunkturellen Einbruchs und der von Bund und Ländern verabschiedeten steuerlichen Maßnahmen zur Eindämmung der Folgen des Shutdown deutlich verringern. Auch die Entwicklung der Ausgaben des Staates wird in diesem Jahr maßgeblich durch die finanzpolitischen Stabilisierungsmaßnahmen im Zuge der Coronakrise beeinflusst. Darin schlagen sich unter anderem die Ausweitungen des Kurzarbeitergeldes, Zuschüsse an Unternehmen und Beschaffungen im Gesundheitswesen nieder. Die hohen Mehrausgaben und Mindereinnahmen führen in diesem Jahr zu einem Rekorddefizit im gesamtstaatlichen Haushalt von 159 Mrd. Euro. Im nächsten Jahr dürfte der Staatshaushalt dann wieder in etwa ausgeglichen sein. Der Bruttoschuldenstand des Staates in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt wird unter Berücksichtigung des hohen finanziellen Defizits und der damit verbundenen Neuverschuldung, sowie der zusätzlichen Kredite und Beteiligungen von 250Mrd. Euro in diesem Jahr auf etwa 70% steigen. Im nächsten Jahr dürfte er dann – vor allem aufgrund des wieder höheren nominalen Bruttoinlandsprodukts – auf rund 64% sinken.

			Schwerwiegende Rezession

			Insgesamt bewirkt die Corona-Pandemie somit eine schwerwiegende Rezession in Deutschland. Die Beeinträchtigungen durch die Pandemie selbst dürften jedoch nach ein bis zwei Jahren überwunden sein. Deutschland bringt gute Voraussetzungen mit, den wirtschaftlichen Einbruch zu verkraften und mittelfristig wieder das wirtschaftliche Niveau, das sich ohne die Krise ergeben hätte, zu erreichen. Die günstige fiskalische Ausgangssituation ermöglicht es dem Staat, weitgehende Maßnahmen zur Abfederung der kurzfristigen negativen Folgen für Unternehmen und private Haushalte zu ergreifen. Dennoch bleiben gesamtwirtschaftliche Einbußen, die mit individuell sehr unterschiedlichen Lasten verbunden sind und über deren finale Verteilung noch zu entscheiden sein wird.

			Mit dieser Prognose sind erhebliche Abwärtsrisiken verbunden. So ist es nicht unwahrscheinlich, dass sich die Krise länger hinzieht, etwa weil sich die Pandemie deutlich langsamer abschwächen lässt oder weil das Wiederhochfahren der wirtschaftlichen Aktivität schlechter funktioniert als im Basisszenario bzw. eine erneute Ansteckungswelle auslöst. Auch können weitere Maßnahmen zur Infektionsbekämpfung in Kraft treten, die die Produktion länger oder in größerem Umfang als hier angenommen stilllegen. Solche Produktionsstillstände ziehen kurzfristig erhebliche gesamtwirtschaftliche Effekte nach sich. Diese dürften mit zunehmender Dauer überproportional steigen. Ein solches Szenario verstärkt den Konjunktureinbruch, verlängert die Rezession und verlangsamt die Erholung. Auch werden dann Verwerfungen im Finanzsystem als Folge vermehrter Unternehmensinsolvenzen wahrscheinlicher, die durch staatliche Schutzschilde nicht verhindert werden können.

			Schließlich durchlaufen auch die anderen Länder des Euroraums tiefe Rezessionen, die die Staatsfinanzen unter Druck setzen. Angesichts der zum Teil bereits erheblichen Staatsschuldenstände dürften mit der Dauer und Tiefe des Einbruchs in einigen Fällen Zweifel an der Schuldentragfähigkeit steigen. Sollte es zu einer zweiten Welle von Staatsschuldenkrisen im Euroraum kommen, würde dies die Absatzaussichten deutscher Exporteure und die Finanzstabilität im Euroraum insgesamt zusätzlich belasten. Wenn es in anderen Staaten zu Insolvenzwellen kommt, dürfte dies die Produktionsstrukturen erheblich beschädigen. Eine damit verbundene Neuausrichtung globaler Wertschöpfungsketten und Absatzmärkte wäre für das deutsche Verarbeitende Gewerbe mit deutlich höheren Kosten verbunden als hier unterstellt.

			Zu den wenigen Aufwärtsrisiken, die zu einer besseren als der hier prognostizierten konjunkturellen Entwicklung führen würden, zählt insbesondere ein günstigerer Verlauf der Epidemie. So könnte nach dem Shutdown die Anzahl der Neuinfektionen schneller und stärker sinken, etwa weil schnelle Fortschritte bei der Entwicklung eines Impfstoffes erzielt werden können bzw. sich im Zeitablauf die Immunität der Bevölkerung generell als höher erweist oder sich der saisonale Einfluss auf die Ausbreitung des Virus als größer herausstellt. Zudem könnte vor diesem Hintergrund die konjunkturelle Erholung nicht nur in Deutschland, sondern auch der deutschen Handelspartner, zügiger vonstattengehen.

			Abgeschlossen in München am 8. April 2020

			Die Gemeinschaftsdiagnose wird erarbeitet vom DIW in Berlin, vom ifo Institut in München, vom IfW in Kiel, vom IWH in Halle und vom RWI in Essen.

			Die Langfassung des Gutachtens 

			Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, Wirtschaft unter Schock – Finanzpolitik hält dagegen, Frühjahr 2020, München 2020


			ist hier zu finden:

			www.gemeinschaftsdiagnose.de/category/gutachten/
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			Belastung durch Unternehmensteuern in Deutschland senken – ist das der richtige Weg?
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			Wichtige Partnerländer der deutschen Wirtschaft haben in den letzten Jahren die Steuerbelastung auf Unternehmensgewinne gesenkt. In Deutschland ist jedoch die tarifliche Gesamtbelastung seit langem weitgehend unverändert. Auch in der jetzigen Legislaturperiode wurde kaum etwas zur Reduktion der Belastung unternommen, sieht man von kleineren Maßnahmen wie der steuerlichen Forschungsförderung ab. Die Bundesregierung setzt stattdessen auf Maßnahmen gegen Steuervermeidung und eine Beschränkung des internationalen Steuerwettbewerbs durch das Konzept der sogenannten Mindestbesteuerung. Auch die Europäische Kommission versucht, den Steuerwettbewerb einzudämmen, und hat einen neuerlichen Vorstoß unternommen, das Prinzip der Einstimmigkeit bei Fragen der Besteuerung abzuschaffen. 

			Seit der Unternehmensteuerreform 2008 liegt die tarifliche Gesamtbelastung auf Unternehmensebene in Deutschland bei etwa 30%. Viele europäische Partnerländer und wichtige Handelspartner außerhalb der EU haben seitdem ihre Steuerbelastung teils massiv gesenkt. Nach Angaben der OECD lag beispielsweise die Steuerbelastung auf ausgeschüttete Gewinne 2019 in Schweden um 6,6%, in Belgien um 4,4%, in Frankreich um 2,4%, in Spanien um 5% und in Italien um 3,5% niedriger als noch 2008. In Großbritannien ist die Steuerbelastung seit 2008 um 9%, in Japan um 9,6% und in Kanada um 4,6% gefallen. Der stärkste Rückgang ist in den USA erfolgt, wo die tarifliche Belastung unter Berücksichtigung lokaler Steuern im Jahr 2019 ganze 13% niedriger liegt als 2008. Auch absolut liegen die USA mit einer Belastung von knapp 26% heute deutlich unter der Belastung in Deutschland. 

			Das 27. Ökonomenpanel vom ifo Institut und der Frankfurter Allgemeinen Zeitung widmete sich der Unternehmensbesteuerung. 104 Volkswirte nahmen an der Umfrage teil. Sie lief vom 2. bis zum 11. März 2020. Es ist davon auszugehen, dass die Antworten von den massiven Maßnahmen der Bundesregierung zur Eindämmung der Covid-19-Epidemie noch weitgehend unbeeinflusst sind. 

			Mehrheit der Teilnehmer für eine Reduktion des Körperschaftsteuersatzes

			Zuerst wurden die Volkswirte befragt, ob Deutschland auf den internationalen Steuerwettbewerb mit einer Senkung der tariflichen Unternehmensteuerbelastung reagieren solle. 53% der Teilnehmer befürworten eine Senkung. Sie begründen dies vor allem damit, im internationalen Steuerwettbewerb mithalten und die Standortattraktivität erhöhen zu müssen. Dominika Langenmayr von der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt meint dazu: »Durch deutliche Steuersenkungen z.B. in Großbritannien und den USA hat Deutschland inzwischen relativ hohe Unternehmensteuersätze. Um multinationalen Unternehmen weiterhin ein attraktives Umfeld zu bieten, sollte Deutschland den Körperschaftsteuersatz senken. Gleichzeitig muss Deutschland weiterhin engagiert gegen Steuervermeidung und Gewinnverlagerung vorgehen. Ein niedrigerer Steuersatz, der von allen Unternehmen gezahlt wird, ist besser als ein hoher Steuersatz, der von international tätigen Konzernen umgangen werden kann.« In Anbetracht der historisch niedrigen Zinsen sei zudem auch unabhängig vom internationalen Steuerwettbewerb eine Körperschaftsteuersenkung sinnvoll: »Deutschland erwirtschaftet Überschüsse, obwohl es sich zu Negativzinsen verschulden könnte. Niedrigere Unternehmensteuern führen nachweislich zu höheren Investitionen und sind daher in der aktuellen fiskalischen Situation zielführend.« David Stadelmann von der Universität Bayreuth argumentiert, dass nicht nur existierende Unternehmen erreicht würden: »Eine niedrigere Besteuerung [setzt] auch potenziellen Unternehmern Anreize, aktiver und innovativer zu werden.« 24% der Teilnehmer sprechen sich gegen eine Senkung der tariflichen Unternehmensteuerbelastung aus. Die meisten führen als Begründung die absolut gesehen niedrigen Unternehmensteuer­einnahmen an und bemerken, dass man eher auf internationale Lösungen hinarbeiten sollte, anstatt sich an einem Wettlauf nach unten zu beteiligen. 12% der Teilnehmer antworten mit »Teils-teils« und 11% mit »Weiß nicht«.
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			Die Teilnehmer wurden gefragt, wie sie die vom Wissenschaftlichen Beirat beim Bundesministerium der Finanzen vorgeschlagene Reduktion des Kör­perschaftsteuersatzes von derzeit 15% auf 10% bewerten. Sie entspräche einer Reduktion der gesamten Steuerbelastung auf Unternehmensgewinne von un­gefähr 30% auf 25%. Die Mehrheit (51%) der Teilnehmer hält die Reduktion um 5 Prozentpunkte für angemessen. Die Antwort wird oft damit begründet, dass auf diese Weise ein Niveau ähnlich zu den Wettbewerbern – allen voran den USA – erreicht würde. So könne man die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands stärken, ohne gleichzeitig andere Länder zu unterbieten. Ein Viertel der Teilnehmer empfindet die vorgeschlagene Reduktion als zu hoch, wobei von Seiten dieser Teilnehmer auch wieder generelle Vorbehalte an einer aktiven Beteiligung im Steuerwettbewerb vorgebracht werden. 6% sehen die Reduktion als zu gering, um Deutschlands Wettbewerbsfähigkeit langfristig zu gewährleisten. 18% antworten mit »Weiß nicht«.
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			Unterschiedliche Meinungen zum Nettoaufkommensverlust für den Fiskus

			Nach den Berechnungen des Bundesministeriums der Finanzen führt die Absenkung der Körperschaftsteuer um 5 Prozentpunkte bezogen auf das Jahr 2017 zu rechnerischen Steuermindereinnahmen von etwa 14Mrd. Euro. Dem stünden gleichzeitig Aufkommensgewinne durch zusätzliche Investitionen und weniger Gewinnverlagerung ins Ausland gegenüber. Die Teilnehmer wurden daher gefragt, welchen Wert für den Nettoaufkommensverlust sie am ehesten für realistisch halten. Im Mittel schätzen die Teilnehmer den Nettoaufkommensverlust auf rund 9 Mrd. Euro (die Standardabweichung liegt bei 3,5 Mrd. Euro), was auf eine Steigerung der steuerlichen Bemessungsgrundlagen zurückgeführt wird. Nur wenige Ökonomen sehen mittel- und langfristig einen Nulleffekt – also eine vollständige Selbstfinanzierung der Maßnahme. Einige Teilnehmer erwarten dagegen einen Nettoauf­kommensverlust eher in Höhe der vom Bundesministerium der Finanzen erwarteten Mindereinnahmen, da das Ausland auch weiterhin steuerlich attraktiver bleibe. Die Problematik einer verlässlichen Quantifizierung, die in einigen Kommentaren hervorgehoben wird, zeigt sich auch in dem relativ großen Anteil derer, die »Weiß nicht« angeben.

			Vorschlag einer Mindeststeuer trifft auf unterschiedliche Resonanz

			Die Ökonomen wurden danach gefragt, ob eine Mindeststeuer geeignet sei, den internationalen Steuerwettbewerb zu begrenzen. Es ergibt sich ein heterogenes Meinungsbild. Die Mehrheit der Teilnehmer (37%) befürwortet eine Mindeststeuer zur Begrenzung des internationalen Steuerwettbewerbs, 20% sind dagegen, und 26% antworten mit »Teils-teils«. Allerdings wird sowohl von Seiten der Befürworter als auch von denen, die mit »Teils-teils« antworten oder dem Vorschlag kritisch gegenüberstehen, auf die Frage der konkreten Ausgestaltung und insbesondere auf die Höhe des Mindeststeuersatzes hingewiesen. Die Gegner einer Mindeststeuer halten einen Konsens dazu für unwahrscheinlich und meinen, dass die Schlupf­löcher nicht hinreichend geschlossen werden könnten. Unter denen, die mit »Teils-teils« antworten, gibt es auch Befürchtungen, dass Hochsteuerländer im Falle einer Mindeststeuer sogar noch höhere Anreize hätten, den Steuersatz zu senken. 17% antworten mit »Weiß nicht«. 
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			Der französische Finanzminister hat sich für eine Mindeststeuer von 12,5% ausgesprochen. Gefragt wurden die Ökonomen, welcher Steuersatz geeignet wäre, den Druck des Steuerwettbewerbs auf Deutschland ausreichend abzuschwächen. Zwar ist die Bandbreite der Antworten groß, der mittlere Wert (Median) der Antworten liegt jedoch bei 15% (Mittelwert: 14%). Von daher wird der französische Vorschlag eher als zu defensiv bewertet. Sinnvoller erscheint den Teilnehmern der Umfrage ein Mindeststeuersatz, der dem gegenwärtigen Körperschaftsteuersatz von 15% entspricht. 

			Keine eindeutige Meinung zum Prinzip der Einstimmigkeit bei Steuerfragen in der EU

			Die Teilnehmer sind sich nicht einig darüber, ob es sinnvoll ist, die Einstimmigkeit in der EU bei Fragen der Besteuerung abzuschaffen, um den Steuerwettbewerb innerhalb der EU zu reduzieren. 37% der Teilnehmer antworten mit »Ja« und ebenso 37% mit »Nein«. Die Befürworter begründen dies hauptsächlich damit, dass sich andernfalls EU-Steueroasen, wie Luxemburg und Irland, einer EU-weiten Einigung widersetzen würden. Diejenigen, die weiterhin für eine Einstimmigkeit in Steuerfragen plädieren, begründen dies mit der mangelnden Kompetenz und demokratischen Legitimation der EU bei Fragen der Besteuerung, die an sich zur nationalen Kernkompetenz gehört. Auch wird die Übereinstimmung mit dem Pareto-Prinzip als Vorteil der Einstimmigkeitsregel hervorgehoben. 16% der Teilnehmer antworten mit »Teils-teils« und 10% mit »Weiß nicht«. 
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			Mehrheit befürwortet»Country-by-Country Reporting«

			Der Begriff »Country-by-Country Reporting« bezeichnet eine nach Ländern untergliederte Rechnungs­legung unter Ausweis der im jeweiligen Land gezahlten Steuern. Die Frage, ob sie ein verpflichtendes »Country-by-Country Reporting« zur Bekämpfung der Steuervermeidung für sinnvoll halten, beantwortet eine große Mehrheit der Teilnehmer (60%) positiv, da hierdurch Transparenz geschaffen würde. Nur 12% halten dies für nicht sinnvoll, und 8% antworten mit »Teils-teils«. Ein Fünftel der Teilnehmer traut sich allerdings hier kein Urteil zu und antwortet mit »Weiß nicht«. 
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			Das »Country-by-Country Reporting« existiert seit 2016, allerdings werden die Daten bislang nur an die Finanzbehörden übermittelt und nicht veröffentlicht. Das Europäische Parlament will, dass in der EU die Daten veröffentlicht werden. Die Frage, ob sie die Veröffentlichung der Daten in der EU für richtig halten, beantwortet eine deutliche Mehrheit von 66% der Teilnehmer mit »Ja«. Solch eine Veröffentlichung steigere die Transparenz und könnte bereits schon dadurch auf die Steuerplanung von Unternehmen wirken oder zumindest die unterschiedliche Durchsetzung von Steuerregeln sichtbar machen. 15% der Teilnehmer sind gegen eine Ver­öffentlichung des »Country-by-Country Reporting« und begründen dies mit dem Steuer­geheimnis und dem Datenschutz. Auch ifo-Präsident Clemens Fuest sieht öffentliches »Country-by-Country Reporting« kritisch: »Die Daten liefern nützliche Informationen für die Steuerverwaltungen, und sie sollten anony­misiert für wissenschaftliche Analysen verfügbar sein. Daten einzelner EU-Unternehmen zu veröffentlichen, halte ich dagegen für kontraproduktiv. Das nützt nur außereuropäischen Konkurrenten und schafft Anreize, vor allem Holding-Gesellschaften eher außerhalb der EU anzusiedeln.« Knapp 5% beantworten die Frage mit »Teils-teils« und 14% mit »Weiß nicht«. 



   			 Abb. 6

		[image: 2020-sd-04-oeko-panel-6.png]

		


			Die Europäische Kommission hat einen Schwellenwert von 750 Mio. Euro Umsatz für ein verpflichtendes »Country-by-Country Reporting« vorgeschlagen. Die Ökonomen wurden daher auch gefragt, wie sie diesen Schwellenwert beurteilen, sofern die Europäische Kommission mit dem Vorhaben erfolgreich sein sollte. 32% der Teilnehmer sehen den Schwellenwert als angemessen an, jeweils 14% und 11% der Teilnehmer halten ihn für zu gering oder zu hoch. Für einen hohen oder höheren Schwellenwert werden die Befolgungskosten angeführt, und es wird darauf hingewiesen, dass die großen multinationalen Unternehmen in der internationalen Steuerplanung besonders aktiv sind. Für einen niedrigeren Schwellenwert wird die Begrenzung der Möglichkeit angeführt, die Schwelle durch Ausgliederungen zu unterlaufen. Der größte Teil der Teilnehmer (43%) traut sich eine Beurteilung des Schwellenwerts allerdings nicht zu und antwortet mit »Weiß nicht«.
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			Steuerliche Begünstigung von Forschung und Entwicklung

			Im November vergangenen Jahres wurde eine steuerliche Zulage für Vorhaben der Forschung und Entwicklung eingeführt. 43% der Teilnehmer halten solch eine steuerliche Begünstigung für Forschung und Entwicklung für sinnvoll. 23% der Teilnehmer teilen diese Auffassung nicht, und ebenfalls 23% antworten mit »Teils-teils«. 11% der Teilnehmer antworten mit »Weiß nicht«. Für die Förderung von Aufwendungen für Forschung und Entwicklung wird die Verbesserung der Standortattraktivität, insbesondere in Bezug auf Grundlagenforschung und Zukunftstechnologien, angeführt. Kritisch wird angemerkt, dass die Abgrenzung von Forschung und Entwicklungsaufwendungen in der Praxis schwierig sei. Auch wird auf mögliche Mitnahmeeffekte verwiesen. 
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			Das Forschungszulagengesetz sieht eine Evaluierung der Steuerwirkungen nach fünf Jahren vor. Eine solche Überprüfung hält eine sehr große Mehrheit von 86% für sinnvoll. Nur 4% der Teilnehmer halten eine solche Überprüfung für nicht sinnvoll, und 2% der Teilnehmer antworten mit »Teils-teils«. 8% antworten mit »Weiß nicht«. In den Kommentaren wird der hohe Stellenwert deutlich, den die Teilnehmer einer konsequenten Evaluierung von steuerpolitischen Maßnahmen beimessen. So sprechen sich zahlreiche Teilnehmer generell für eine stärker evidenzbasierte Steuerpolitik aus und sehen hier einen großen Nachholbedarf.
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			Przemyslaw Brandt

			Branchen im Fokus: Gastgewerbe
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			Eine Rezession konnte in Deutschland 2019 auch dank der anhaltend guten Konsumentenstimmung verhindert werden. Konsumnahe Dienstleistungen wiesen steigende Umsätze auf, hatten allerdings Schwierigkeiten bei der Personalsuche. Auch Unternehmen aus dem Gastgewerbe wiesen steigende Umsätze auf und ein großer Teil der befragten Unternehmen berichtete 2019 von einer guten Geschäftssituation. Während Gastronomen von dem vielerorts überdurchschnittlich warmen und trockenem Wetter profitierten, hatten unter anderem größere Messen starken positiven Einfluss auf die Geschäftstätigkeit im Beherbergungs­gewerbe. Am aktuellen Rand verschlechterten jedoch die Auswirkungen der Corona-Pandemie die Geschäftssituation im Gastgewerbe massiv. 

			Struktur der Branche

			Das Gastgewerbe wird der Wirtschaftszweigklassifikation 2008 (WZ-08) zufolge in zwei Bereiche unterteilt. Zum einen ist dies die Beherbergung (WZ 55) und zum anderen die Gastronomie (WZ 56). 2018 erzielten knapp 223000 Unternehmen einen Umsatz von nahezu 91 Mrd. Euro.1 40% der Firmen des Gastgewerbes erwirtschafteten bis zu 100000 Euro und zusammen mit der nächsthöheren Gruppe (bis 200000 Euro) steigt der Anteil auf 69% (vgl. Abb.1). Allerdings erwirtschaften diese Firmen zusammen lediglich 5% des Branchenumsatzes. Der Bereich Beherbergung trägt 20% zum Branchenumsatz bei und die Gastronomie entsprechend 80%. Das Gastgewerbe ist von vielen kleinen Firmen mit geringen Beschäftigtenzahlen und vergleichsweise niedrigen Umsätze geprägt – diese Aussage gilt für beide Unterbereiche (vgl. Abb. 1).
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			Konjunkturelle Entwicklung

			Die realen Umsätze sind im Gastgewerbe 2019 um 0,6% (nominal: +3%) gestiegen – 2018 lag das Wachstum noch höher (real: +1,35%; nominal: +3,6%). Die Entwicklungen waren in der Beherbergung und der Gastronomie ähnlich (vgl. Abb. 2).
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			Die Zuwächse der realen Umsätze lagen 2018 in beiden Fällen höher als 2019 (Gastronomie: 1,3% zu 0,6%; Beherbergung: 1,4% zu 0,5%). Im Vergleich dazu waren die Umsätze (Volumenindex) im Verarbeitenden Gewerbe 2019 bereits um 1,9% rückläufig. 

			Die Corona-Pandemie hat im aktuellen Jahr starken Einfluss auf die Geschäftstätigkeit nahezu aller Branchen. Die Landes- und Bundesregierungen haben mit einschneidenden Maßnahmen auf die zunehmende Verbreitung des Virus reagiert. So wurden unter anderem Schulen, Kindertagesstätten, Spiel- und Sportplätze geschlossen (vgl. Bundesregierung 2020a). Veranstaltungen wurden zuerst auf eine maximale Teilnehmerzahl beschränkt (11. März 2020) und ab 16.März 2020 generell untersagt. Neben der Schließung einer Vielzahl von Geschäften dürfen Gastronomen zwar weiter ihren Geschäftsbetrieb aufrechterhalten, jedoch dürfen Speisen und Getränke nicht mehr innerhalb der Lokalitäten verzehrt werden. Dar­über hinaus sind nicht notwendige Übernachtungen und somit jegliche Reisen und Übernachtungen zu touristischen Zwecken untersagt. Diese massiven Einschränkungen des öffentlichen Lebens, die notwendig sind, um die Ausbreitung des Virus zu verlangsamen (vgl. Bundesregierung 2020b), trüben die Aussichten der Wirtschaft für die kommenden Monate stark ein.

			Im Rahmen der Frühjahrsprognose des ifo Instituts wird mit einer Rezession mit negativen Wachstumsraten von –1,5% bis –3% gerechnet (vgl. Wollmershäuser 2020). Weitere Berechnungen des ifo Instituts haben die potenziellen Auswirkungen des Corona-Shutdown untersucht und hierbei die deutlichen Kosten für die deutsche Wirtschaft aufgezeigt (vgl. Dorn et al. 2020). Die Spannbreite der Auswirkungen auf das Bruttoinlandsprodukt beträgt im günstigsten Szenario einen Rückgang um 7,2% und im ungünstigsten betrachteten Szenario einen Rückgang um 20,6%. Jede zusätzliche Woche mit einem Shutdown verursacht den Berechnungen zufolge einen Rückgang der deutschen Wirtschaftsleistung um 0,7bis 1,6 Prozentpunkte. 

			Existenzbedrohungen im Gastgewerbe durch Shutdown

			Unabhängig von der Dauer der Einschränkungen ist das Gastgewerbe besonders stark betroffen, und vielen Unternehmen des Gastgewerbes wird die Existenzgrundlage entzogen. Im kleinteiligen Gastgewerbe sind selten genügend Rücklagen vorhanden, um einen monatelangen Stillstand der Geschäftstätigkeit überbrücken zu können. Die Bundesregierung unterstützt allerdings auch kleine Unternehmen mit finanziellen Hilfen und Steuerstundungen (vgl. Bundesregierung 2020c). Ob diese Maßnahmen ausreichen werden, um die Unternehmen des Gastgewerbes vor der Insolvenz zu bewahren, hängt allerdings auch von der Dauer der Einschränkung des öffentlichen Lebens ab. Zum aktuellen Zeitpunkt ist allerdings nicht absehbar, welche Entwicklungen in den kommenden Monaten stattfinden werden und wann mit einem Ende bzw. einer Lockerung der Maßnahmen gerechnet werden kann (Stand: 28. März 2020).

			Geschäftserwartungen auf niedrigsten Stand gefallen

			Die an den ifo Konjunkturumfragen teilnehmenden Firmen des Gastgewerbes berichteten entsprechend, dass die Umsätze rückläufig waren und den Erwartungen nach auch in den kommenden Monaten weiter nachgeben werden. Die aktuelle Geschäftssituation wurde negativ bewertet – nach einem Rückgang des Saldenwerts um 52 Punkte fiel der Indikator auf den niedrigsten Wert seit Juni 2009. Mit Blick auf die Entwicklungen in den kommenden sechs Monaten fielen die Urteile ebenfalls größtenteils negativ aus. Der Saldenwert zu den Geschäftserwartungen fiel aufgrund des Rückgangs um 68 Punkte auf den niedrigsten Saldo seit Beginn der Umfrage im Jahr 2005. Entsprechend entwickelte sich das aus den beiden Komponenten berechnete Geschäftsklima überaus negativ (vgl. Abb. 3). Der Indikator fiel ebenfalls auf den niedrigsten Wert seit Beginn der Umfrage im Jahr 2005. Der Rückgang war mit 61 Saldenpunkten noch nie größer gewesen – selbst in der Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007 lag der punktuelle Rückgang zum Vormonat lediglich bei gut 11 Saldenpunkten.
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			Auch die Personalplanungen fielen deutlich negativer aus als noch in den Vormonaten. Dies zeigt das Beschäftigungsbarometer, das das ifo Institut monatlich berechnet. Demnach wird für die kommenden Monate – mit Ausnahme des Bauhauptgewerbes – mit Personalkürzungen geplant. Dies trifft auch auf das Gastgewerbe zu: Der Saldenwert der Personalplanungen ist auf –41 Punkte gefallen (vgl. Abb. 4). Im März wurden die an den Konjunkturumfragen teilnehmenden Unternehmen zusätzlich nach den Auswirkungen der Corona-Pandemie befragt. Die Ergebnisse dieser Sonderfrage sind in dieser Ausgabe des Schnelldienstes dargestellt (vgl. Wohlrabe 2020).
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			Anzumerken ist, dass die Mehrheit der eingegangenen Fragebögen vor Bekanntwerden der großflächigen Maßnahmen gegen das Coronavirus eingegangen ist. Entsprechend sind die verkürzten Öffnungszeiten, die einzuhaltenden Mindestabstände zwischen den Gästen und die maximal zulässige Gästezahl in der Gastronomie bzw. das komplette Verbot vom Konsum der Speisen und Getränke in der Gastronomie nur zu einem Teil in die Beantwortung der Fragen mit eingeflossen. 

			Vorherrschender Pessimismus 

			Während das Gastgewerbe 2019 als Teil der konsum­nahen Dienstleistungen die deutsche Wirtschaft stützte und entsprechend dazu beigetragen hatte, dass eine Rezession abgewendet werden konnte, wird die Rezession auch das Gastgewerbe treffen. Aufgrund der Corona-Pandemie wurden weitreichende Einschränkungen des öffentlichen Lebens beschlossen. Diese haben enormen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit eines Großteils der Gastgewerbeunternehmen. Nach dem stärksten Rückgang des Geschäftsklimas im Gastgewerbe seit Beginn der Umfrage ist mit einem massiven Umsatzrückgang in der Branche zu rechnen. Eine große Mehrheit der Firmen des Gastgewerbes blickt mit Pessimismus auf die zukünftigen Entwicklungen.
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Steuerliche Begiinstigung von Ausgaben fiir F&E (1/2)
st aus Ihrer Sicht die Einfihrung einer steuerlichen Zulage fiir Vorhaben der Forschung und
Entwicklung ein geeignetes Instrument zur Verbesserung der Standortattraktvitat?
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750 Mrd. Euro Anleihekaufprogramm der EZB
Halten Sie das Anleihekaufprogramm fir die richtige geldpoli

ische Reaktion auf die Coronakrise?
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Country-by-Country Reporting (3/3)
Wie beurteilen Sie einen Schwellenwert von 750 Mio. Euro Umsatz fir eine verpflichtende,
nach Landern untergliederte Rechnungslegung?
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Anzahl der sozialversicherungspflichtig und geringfiigig entlohnten Beschaftigten,
sechs Szenarien beziiglich des BIP-Riickgangs

—Basis 15%1Jahr"  ---"-6%1Jahr"
Mio. Euro —"1)5%2,5 Jahr" —"-6%2,5 Jahr"  ---"-9% 1Jahr"
k "-9%2,5 Jahr"
350 ¢
345
340
335
330
25

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 2032

Quelle: Berechnungen der Autoren. @ fo Institut





OEBPS/Images/2020-sd-04-brandt-4.png
Personalplanungen im Gastgewerbe

Saldo, saisonbereinigt
20

10 /\

0

. \
\

30 \

-40

50

2016 2017 2018 2019 2020
Quele: ifo Konjunkturumfragen. ©ifo Institut





OEBPS/Images/4.jpg
Dr. Mario Bossler

st wissenschftlicher Nitarbitar
m Forschungsbersich »Arbats-
marktprozesse und Instiuti:
e am Institu for Arbeits-
markt- und Berufzforschung 142)
der Bundesagentur for Arbeit
Dort letet ar i Arbeitsgruppe.
“Mindestiahne.

ist wissenschafeicher Mitarbeiter
im Forschungaberich »Arbsits
marktprozesse und Institutionen.
S sttt for Acbeitemarkt. und
Berufsforschung (1AB) der Bun.
desagentur fur Arbeit





OEBPS/Images/2020-sd-04-oeko-panel-6.png
Country-by-Country Reporting (2/3)
Das Europaische Parlament wil, dass in der EU die Daten versffentlicht werden. Halten Sie die
Verdffentlichung der Daten in der EU fir richtig?
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Raumliche Verteilung der Living-Wage-Schwelle in Hohe
von 60% des Medianlohns
Arbeitsmarktregionen im Jahr 2014

Quelle: Verdienststrukturerhebung 2014; Berechnungen der Autoren. @ ifo Institut





OEBPS/Images/2020-sd-04-oeko-pan-corona-1.png
Historischer Nachtragshaushalt mit 156 Mrd. Euro Neuverschuldung
Wie beurteilen Sie diese Summe, wenn das Ziel ist, die Folgen der Rezession abzufedern?
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Country-by-Country Reporting (1/3)

Halten Sie eine verpfichtends, nach Lindern untergliedrte Rechnungslegung unter Ausweis
en Land gezahlten Steuern [»Countryby-Country Reportinge) zur Bekimpfung
der Steuervermeidung fir sinnvoll?
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Anzahl der Arbeitslosen, sechs Szenarien beziiglich des BIP-Riickgangs
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Sicherungsniveau, sechs Szenarien beziiglich des BIP-Riickgangs
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Aktueller Rentenwert, sechs Szenarien beziiglich des BIP-Riickgangs (Euro nominal)
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Einstimmigkeit in der EU bei Fragen der Besteuerung
Halten Sie die Abschaffung der Einstimmigkeit in der EU bei Fragen der Besteuerung fii eine
innvolle Mainahme, um den Steverwettbewerb innerhalb der EU zu reduzieren?
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Wertschépfungsketten fiir die dffentliche Daseinsvorsorge
Wie sollten Ihrer Meinung nach Wertschopfungsketten und die Produktion von Giitem
im Bereich der affentlichen Daseinsvorsorge, wie z.B. Medikamente oder medizinische
Ausrisstungsgegenstande, zukiinftig gestaltet werden?

= Den Status quo beibehalten
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Quelle: Gkonomenpanel Marz 2020. ©ifo Institut
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Beitragssatz, sechs Szenarien beziiglich des BIP-Riickgangs
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IN KURZE

Diese Studie schatzt die volkswirtschafdlichen Kosten der we-
gen der Corona-Epidemie erfolgenden partiellen Stilllegung der
Wirtschaft anhand von Szenarienrechnungen. Bei ciner Shut-
down-Dauer von zxwei Monaten erreichen die Kosten je nach
Szenario zwischen 255 und 495 Mrd. Euro und reduzieren die
Jahreswachstumsrate des BIP zwischen 7,2 und 11,2 Prozent-
punkte; bei drei Monaten erreichen sie bereits 354 bis 729 Mrd.
Euro (10,0 bis 20,6 Prozentpunkte Wechstumsverlusy. Am Ar-
beitsmarkt konnten bis zu 1,8 Mio. sozialversicherungspflich-
tige Arbeitsplitze (1,85 Mio. Vollzeitiquivalente) abgebaut wer-
den und mehr als 6 Mio. Arbeitnehmer von Kurzarbeit betroffen
sein. Die offentlichen Haushalte werden ohne Beriicksichtigung
der umfangreichen geplanten Biirgschaften und Kredite um bis
20 200 Mrd. Buro belaster. Von besonderer Relevanz fiir poli-
tische Entscheidungen st die Frage, welche Kosten eine Ver-
Iingerung des Shutdown verursacht. Hier zeigt sich, dass eine
cinzige Woche Verlangerung zusatzliche Kosten in Hohe von

25 bis 57 Mrd. Buro und damit einen Rickgang des BIP-Wachs-
tums von 0,7 bis 16 Prozentpunkte verursach. Angesichts
dieser Kosten ist es besonders dringlich, Strategien zu entwi-
ckeln, um die Wiederaufnahme der Wirtschaftstatigkeit mit
dem Eindammen der Corona-Epidemie vereinbar zu machen.
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INKURZE

Die Hohe des beschlossenen Nachtragshaushalts aufgrund der
Ausnahmesituation durch die Corona-Pandemie ist angemes-
sen, um die Folgen der Rezession abzufedern. Diese Position
vertrite die Mehrheit der 155 Teilnehmer*innen im Okonomen-
panel von ifo und FAZ. Der gegenwartige Shutdown sei ma-
ximal elf Wochen durehhaltbar, bevor das Risiko einer wirt-
schaftlichen Destabilisierung zu gro werde. Wahrend eine
Ausweitung der Fiskalkompetenzen der EU von 629 der Oko.
‘nominnen abgelehnt wird, spricht sich eine relative Mehrheit
fir cine einmalige Schuldenaufnahme auf europaischer

Ebene aus.
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Vorschlag einer Mindeststeuer
ind Sie der Meinung, dass der Vorschlag einer Mindeststeuer geeignet ist,
den internationalen Steuerwettbewerb zu begrenzen?

Teils-teils
= Weilt nicht.

Quelle: Okonomenpanel Marz 2020. ©ifo Institut
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INKURZE

Die Corona-Pandemie 2020 wird halich wie die Finanzkrise
2008 auch deutliche Spuren in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung hinterlassen. Diese treten aufgrund der Rentenan-
‘passungsformel mi ein bis zwei Jahren Verzdgerung ein und
sind stark asymmetrisch zugunsten der Rentenempfanger. Die
Rentengarantie bewirkt, dass das Sicherungsniveau der Renten
2021 deutlich ansteigen wird, und zwar umso mehr, je tiefer die
Rezession ausfallen wird. Nach altem Recht hitte der Nachhol-
faktor dafir gesorgr, dass dieser Effekt sich nach einigen Jah-
ren wieder ausgleichr. Dies ist aufgrund des Rentenpakts 2019
jedoch nicht der Fall. Der Beitragssatz stelgt daher in allen Sze-
narien auf Dauer an. Durch die doppelte Haltelinie wird dieser
Anstieg allerdings bei 20% gedeckelt. Entsprechend werden be-
reits vor 2025 zusitzliche Bundesmittel in groer Hohe benstigt.
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INKURZE

Deutschland sollte seine Steuersitze filr Unternehmen
senken. Diese Position vertritt die Mehrheit der befrag-

ten Volkswirte im ifo-FAZ-Okonomenpanel. 53% der befrag-
ten 104 Wirtschaftswissenschaftler stimmten der Aussage
2u, Deutschland sollte die Unternehmensteuern senken, wie
andere Linder es schon getan haben. Ablehnend dufterte
sich ein knappes Viertel. Das »Country-by-Country« Repor-
ting wird als Instrument gegen Steuervermeidung mehrheir-
lich befirwortet. Zwei Drittel der Befragten sprechen sich
anch fiir eine Verbffentlichung der Daten in der EU aus.
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Senkung der Unternehmensteuer (2/2)
Wie bewerten Sie die Hohe der Reduktion des Kbrperschaftsteuersatzes von 15% auf 10%?
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Corona-Bonds
Halten Sie vor dem Hintergrund der aktuellen Herausforderungen eine einmalige
Schuldenaufnahme auf gesamteuropaischer Ebene zur Bekampfung der Coronakrise fr sinnvoll?

11%

mJa
= Nein

Weifs nicht

Quelle: Gkonomenpanel Marz 2020. ©ifo Institut
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Bendtige Bundesmittel, sechs Szenarien beziiglich des BIP-Riickgangs
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Shutdown-Szenario 1
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INKURZE

Die deutsche Wirtschaft steht unter Schock: Es ist davon aus-
zugehen, dass die Ausbreitung der Corona-Epidemie zu einem
‘massiven Einbruch der Wirtschaftsentwicklung in Deutschland
filhre. Darauf deutet auch der Einbruch des ifo Geschaftsklima-
index im Mrz hin. Auf eine im Marz gestellte Sonderfrage zu
den Auswirkungen der Verbreitung der Corona-Epidemie auf
die deutschen Unternchmen gaben 63% der an der Umfrage
tellnehmenden Firmen an, bereits negativ von der Krise be-
troffen zu sein. Einige Wirtschaftsbereiche, wie die Reisebran-
che oder das Gastgewerbe, aber auch manche Industriesparten
wurden bereits hesonders stark in Mitleidenschaft gezogen.
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Shutdown-Szenario 2
Zwei Monate, niedrige Produktionsverluste
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Quelle; Berechnungen des ifo Instituts. ©ifo Institut
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Europdische Fiskalkompetenz
Halten Sie vor dem Hintergrund der aktuellen Herausforderungen eine Ausweitung der
iskalkompetenzen auf gesamteuropaischer Ebene fiir sinnvoll?

mJa
= Nein

Weifs nicht

Quelle: Gkonomenpanel Marz 2020. ©ifo Institut
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Die Konjunktur in Deutschland bricht als Folge der
Corona-Pandemie drastisch ein. Um die Infektionswelle abzu-
bremsen, hat der Staat die wirtschaftliche Aktivitat in
Deutschland stark eingeschrankt. Deshalb diirfte das Brutto-
inlandsprodukt in diesem Jahr um 4,25 schrumpfen. Die Re-
zession hinterlasst deutliche Spuren auf dem Atbeitsmarkt und
im Staatshaushalt. In der Spitze wird die Arbeitslosenquote
auf 5,9% und die Zahl der Kurzarbeiter auf 2,4 Millionen hoch-
schnellen. Die finanzpolitischen Stabilisierungsma@nahmen
fubren in diesem Jahr zu einem Rekorddefizit im gesamtstaat
lichen Haushalt von 159 Mrd. Euro. Nach dem Shutdown wird
sich die Konjunktur schrittweise erholen. Entsprechend fallt
der Anstieg des Bruttoinlandsprodukts im kommenden Jahr
‘mit 5,8% krftig aus. Mit dieser Prognose sind erhebliche Ab-
wrtsrisiken verbunden, etwa weil sich die Pandemie deutlich
langsamer abschwichen lisst oder weil das Wiederhochfah:
ren der wirtschaftlichen Aktivitit schlechter gelingt als an-
genommen bzw. eine erneute Ansteckungswelle auslost,
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Dauer des Shutdown
Nach wie vielen Wochen sollte der gegenwartige Shutdown aufgrund der volkswirtschaftlichen
Kosten lhrer Meinung nach spatestens beendet werden, selbst wenn zu diesem zukinftigen
Zeitpunkt gef. noch nicht ausreichend medizinische Behandlungsmbglichkeiten vorhanden sind?

8% m Nach durchschnittlich 8 Wochen

= Erst zu einem Zeitpunkt, an dem
die medizinische Versorgung fiir
alle Biirgerinnen und Birger
umfassend gesichert is

Weifs nicht

Quelle: Gkonomenpanel Marz 2020. ©ifo Institut
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Senkung der Unternehmensteuer (1/2)
ind Sie der Meinung, dass Deutschland auf den internationalen Steuerwettbewerb mit einer
Senkung der tariflichen Untermehmensteuerbelastung reagieren soll?

Teils-teils

= Weilt nicht.

Quelle: Okonomenpanel Marz 2020. ©ifo Institut
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Umsatzentwicklung  im Gastgewerbe
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Steuerliche Begiinstigung von Ausgaben fiir F&E (2/2)
Das Forschungszulagengesetz sieht eine Evaluierung der Steuerwirkungen nach fiinf Jahren vor.
Halten Sie eine solche Uberpriifung fr sinnvoll?
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Teils-teils

= Weil nicht

Quelle: Okonomenpanel Marz 2020. ©ifo Institut
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Die Welt unter Quarantine:
Wie werden sich die Volkswirtschaften im
Klammergriff von Covid-19 entwickeln?

Covid-19 - eine neuartige, hochansteckende Lungenerkran-
kung - hat die Welt in einen Ausnahmezustand versetzt. In
vielen Landern steht das 6ffentliche Leben weitestgehend still.
Auch in Deutschland haben Regierung und Unternehmen ein-
schneidende MaRnahmen ergriffen, um die Ausbreitung der
Pandemie einzudimmen: Reisebeschrankungen, ein Verbot
von Veranstaltungen, die SchlieRung von Schulen und Univer-
sitaten, Hotels, Gaststatten und die Stilllegung von Fabriken
und Dienstleistungsbetrieben.

Die Nebenwirkungen dieser MaRnahmen treffen die deutsche
Volkswirtschaft hart: Laut Szenarien des ifo Instituts werden
die Produktionsausfélle Deutschlands Wirtschaft Hunderte von
Milliarden Euro kosten, sie werden Kurzarbeit und Arbeitslo-
sigkeit in die Hohe treiben und den Staatshaushalt erheblich
belasten. Und die Auswirkungen werden umso gravierender
sein, je langer die jetzt beschlossenen Einschrankungen an-
halten. Als Uberbriickungshilfe haben Bund und Lander zahl-
reiche HilfsmaRnahmen fiir Unternehmen beschlossen, die
unverschuldet in eine Notlage geraten sind, unter anderem
Liquiditatshilfen, Steuererleichterungen und Ausweitung der
Kurzarbeit.

Unsere Autoren stellen im aktuellen Schnelldienst Schatzungen
vor, wie grof der volkswirtschaftliche Schaden der partiellen
Stilllegung der Wirtschaft sein wird. Mit welchen Wachstums-
einbuBen ist zu rechnen? Welche Branchen sind besonders
betroffen? Welche Auswirkungen hat die Corona-Pandemie
auf die gesetzliche Rentenversicherung? Wie wirksam
sind die wirtschaftspolitischen MaRnahmen?

Auf unserer Website finden Sie weitere Berichte zur
Coronakrise, unter anderem zu einer tragfahigen
Strategie, wie der Shutdown schrittweise gelockert
werden kénnte:
https://www.ifo.de/themen/coronavirus.
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Vor der Corona-Pandemie erwartete Entwicklung
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Quelle: Darstellung der Autoren aus den Berechnungen von Barsch-Supan et al. 2020). @ fo Institut
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Die Corona-Pandemie hat im aktuellen Jahr starken Einfluss
auf die Geschaftstatigkeit nahezu aller Branchen. Die bundes-
weiten Einschrinkungen trafen das Gastgewerbe besonders
stark und verschlechterten die Geschaftssituation am akruellen
Rand massiv. Die Umsiitze der befragten Unternchmen brachen
‘2um Teil komplett weg. Im Gastgewerbe wird mit auBierordent-
lich grofier Skepsis auf die Entwicklungen in den kommen-

den Monaten geblickt. Die aktuelle Geschaftssituation wurde
von nahezu allen befragten Firmen als schlecht eingestuft.
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Wirtschaftspolitische MaBnahmen

Was sind Ihrer Meinung nach zu diesem Zeitpunkt die wichtigsten wirtschaftspolitischen
MaRnahmen, um auf die negativen wirtschaftlichen Folgen der Coronakrise zu reagieren?
(Mehrfachnennungen und Freitext maglich)
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